
  Proletarische
         Revolution    

im 143. Jahr 
der Pariser Kommune

     
revolutionär-kommunistische Zeitung in Österreich

Proletarier/innen aller Länder, vereinigt euch!

unabhängig
von Staat und Kapital

14. Jg.

Nr.53

September 2013 
Spendenempfehlung: 2,- Euro

Impressum:
Medieninhaber, Herausgeber, 

für den Inhalt verantwortlich

Kollektiv    Proletarische Revolution

c/o Stiftgasse 8, 1070 Wien
www.prolrevol.wordpress.comwww.prolrevol.wordpress.com

Die Proletarische Revolution liegt in folgenden 
Buchhandlungen / Vereinslokalen auf  (und ist dort 
auch käufl ich zu erwerben):

- Buchhandlung Frick, 1010 Wien, Schulerstrauchhandlung Frick, 1010 Wien, Schulerstrauchhandlung ße 1-3
- Buchhandlung des ÖGB, 1010 Wien,
  Rathausstraße 21/Ecke Universitätsstraße
- Literaturcafe Buchhandlung Lhotsky, 1020 Wien,
  Rotensterngasse 4/Ecke Taborstraße
- Marxer Lesestube, 1030 Wien, Marxergasse 18
- Buchhandlung Jauker, Sampogasse 4, 1140 Wien
- Buchhandlung Alex, 4020 Linz, Hauptplatz 21
- Buchhandlung Hacek, 9020 Klagenfurt, Paulitschgasse 5-7
- Rotes Antiquariat, Rungestraße 20, D-10179 Berlin
- Buchladen Georgi Dimitroff, Speyerer Straße 23, 
  D-60327 Frankfurt/Main
- M 99, Manteuffelstraße 99, D-10997 Berlin
- Aufbau Buchvertrieb, Kanonengasse 35, 8004 Zürich

Kollektiv    Proletarische RevolutionKollektiv    Proletarische Revolution

Im Abo

kostet die PR 
für 1 Jahr

im Inland 20,- 
Sozialabo 15,-
im Ausland 30,- 
Euro

Wir danken den Künstler/innen der NDF Philippinen für die schönen kämpferischen Bilder!

Im HUNGERSTREIK 
Yusuf seit 1. August
Özgür seit 3. August

PR53umschlag.indd   1 20.08.2013   16:01:16



EditorialInhalt

Wirst du auf der Straße deppert angeredet, weil 
du „anders“ ausschaust? Flugblatt der ia.rkp

BANGLADESCH Textilindustrie:
Zur Struktur eines mörderischen Systems

Aus Anlass der jüngsten Katastrophe: Was kön-
nen wir zur Unterstützung von Arbeiter/innen-
klasse und Volk in Bangladesch beitragen (und 
was nicht)?

Kasten: Boykott als Waffe - aber wann und wie?

FRANKREICH: Der viermonatige Streik bei Peu-
geot Aulnay - ein wichtiger Schritt vorwärts im 
Klassenkampf!

PSA Aulnay: ein historisch wichtiger Streik!
Flugblatt der OCML-VP

VENEZUELA: 
Chavez und der „Sozialismus des 21. Jahrhun-
derts“ - Übersetzung von OCML-VP

Empfehlung: Über die nationale Frage im IRAN

PHILIPPINEN: Entschlossener Kampf für
nationale und soziale Befreiung und Aufbau 
des Sozialismus - Beitrag der national-demokra-
tischen Front der Philippinen NDFP auf dem 17. 
Internationalen Seminar über Probleme der Re-
volution in Lateinamerika

Presse-Erklärung NPA: Bei mehreren Offensiven 
der NPA in Nord-Samar wurden
17 Soldaten getötet, 11 verwundet

NEPAL: Richtung neuer Revolution
Editorial von „People’s Voice“

Wahlboykott-Aufruf der CPN-Maoist 

INDIEN: Lang lebe der Volkskrieg in Indien!
Ruhm den für die Revolution gefallenen 
Genoss/innen!

Erklärung des Komitees der Spezialzone Dand-
akaranya der CPI (Maoist) zum Angriff vom 
25.5.2013

ÖSTERREICH: Die Kapitalisten sollen sich ihren 
Staat selber zahlen! Statt Spiegelfechterei gegen 
„Steueroasen“und Geschwätz über „Steuerge-
rechtigkeit“ - Kampf gegen das kapitalistische 
Steuer- und Ausplünderungssystem!

Kirchenprivilegien und das Volksbegehren dagegen

Griechenland, Zypern, Slowenien ...
das Krisenkarussell dreht sich weiter

POLITISCHE GEFANGENE
Aufruf zu internationalen Aktionstagen für
Georges Ibrahim Abdallah am 5./6./ Juli 2003

Politische und inhaltliche Eckpunkte des Komi-
tees für die Verteidigung politischer Grundrechte
Wien

Politischer Widerstand ist ein Menschenrecht! 
Freiheit für Yusuf und Özgür!

PROTEST gegen den Ausweisungsbescheid
der kanadischen Regierung gegen Djaber Kalibi

3

6

11

14

19

26

29

31

32

35

36

37

41

43

46

52

54

65

66

68

70

Für neue Leser/innen:
  

Die „Proletarische Revolution“ erscheint seit 2001. Sie greift mit revolutionär-
kommunistischen Positionen in aktuelle Kämpfe und in damit verbundene prak-
tische und theoretische  Auseinandersetzungen ein. So setzt sie die Tradition der 
von den Marxisten-Leninisten Österreichs 1963 gegründeten „Rote Fahne“ und 
der 1972 bis 1980 erschienen österreichischen (Wochen-) Zeitung „Klassenkampf“ 
fort. Das Kollektiv Proletarische Revolution stellt sich die Aufgabe, durch die 
Verbindung der Erfahrungen und Lehren von nahezu 200 Jahren revolutionä-
rer, internationaler Arbeiter/innen-Bewegung mit dem aktuellen Klassenkampf 
in Österreich und weltweit einen Beitrag zu leisten zur Bewusstmachung und 
Revolutionierung der Arbeiter/innenklasse im heutigen Österreich.

Die „Proletarische Revolution“ kämpft in der Tradition der inter-
nationalen revolutionär-kommunistischen Bewegung. Diese  hat 
sich vor einem halben Jahrhundert intensiv mit den Fehlern der 
Kommunistischen Partei der Sowjetunion auseinandergesetzt und 
ab Anfang der 1960er Jahre einen scharfen Kampf gegen die Weg-
bereiter des bürokratischen Staatskapitalismus in der Sowjetunion 
geführt. Die theoretische und praktische Verteidigung einer mar-
xistisch-leninistische Generallinie für die Weltrevolution hat damals 
zur Gründung neuer, revolutionär-kommunistischer Zeitungen und 
Parteien geführt, die sich an der chinesischen Kulturrevolution un-
ter Mao Zedong orientierten. Das Kollektiv Proletarische Revoluti-
on geht davon aus, dass ohne positive Berücksichtigung der theo-
retischen und praktischen Leistungen der chinesischen Kulturrevo-
lution die Theorie und Praxis der revolutionären kommunistischen 
Bewegung nicht entsprechend den aktuellen Anforderungen des 
revolutionären Klassenkampfs weiterentwickelt werden können. 

Die „Proletarische Revolution“ bringt in 4 bis 6 Ausga-
ben jährlich sowohl agitatorische und propagandistische 
Aufrufe, Stellungnahmen und Redebeiträge zu aktuel-
len Kämpfen als auch wissenschaftliche Untersuchun-
gen, Analysen und Thesen von österreichischen und 
international relevanten Parteien und Organisationen 
der revolutionären kommunistischen Weltbewegung. 
Die „Proletarische Revolution“ ist unabhängig von 
Staat und Kapital und finanziert sich ausschließlich aus 
Spenden, Abo-Einnahmen und anderen freiwilligen 
Beiträgen. Abo-Bedingungen siehe Umschlag hinten!
Die „Proletarischen Revolution“ kann als pdf-Datei im 
Netz unter <prolrevol.wordpress.com> heruntergela-
den werden.

Kollektiv Proletarische Revolution

  Proletarische
         Revolution    im 142. Jahr

der Pariser Kommune

     
revolutionär-kommunistische Zeitung in Österreich

Proletarier/innen aller Länder, vereinigt euch!

unabhängig
von Staat und Kapital

13. Jg.



����� ����� ������
��

�����
��

�����
��

�����
��

�����

��
�����

��
�����

��
������

��
������

��
������ ������ ������

������� ������� ������� ������� ������� ������� ��������

������
��

������ ������ ������ ������
��

������� ������

������ ������
��

�������
��

������
��

������� ������ ������

�������� ������� ������ ������ ������ ������ ������

������ ������ ������ ������ ������
��

������
��

�������

������ ������ ������ ������ ������
��

������

�������

������� ���� ���

���� �� ����� �����

�����������

����������������

�����������������

��������������

Nr.50

Mai 2012  Spendenempfehlung: Euro 2,-

KAMPF DER IMPERIALISTISCHEN EU!
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Die Situation in EU-ropa und international ist unruhiger gewor-
den, wie unschwer zu bemerken. Es tut sich einiges im Klassen-
kampf … erfreulich, und es wird auch komplizierter sich zurecht-
zufinden. Wir konzentrieren uns auf Ereignisse und Entwicklun-
gen, die wir für herausragend, beispielhaft und zukunftsweisend 
halten. 
In Österreich sind die Selbstorganisierung von Flüchtlingen und 
die Mobilisierungen gegen rassistische Sondergesetze und ihre 
Anwendung (Abschiebungen) im letzten Jahr sicher herausra-
gend. 
Angesichts der globalen staatlichen Offensiven gegen antiimpe-
rialistische und antifaschistische Organisationen und Personen 
halten wir die internationale Unterstützung politischer Gefan-
gener, aktuell (im August) auch der beiden hungerstreikenden 
in Wien, für einen wichtigen und notwendigen Bereich unserer 
Aktivitäten. 
Zu den in vielen Ländern Europas stattfindenden großen Ar-
beitskämpfen bringen wir einen analytischen Bericht über den 
viermonatigen Streik bei Peugeot Aulnay in Frankreich. Die Aus-
beutung der Arbeiter/innen in neokolonialen Ländern beleuch-
ten zwei Artikel, die nach der Einsturz-Katastrophe in einem Tex-
tilwerk in Bangladesch verfasst wurden und auf das mörderische 
System in der Textilindustrie und verschiedene Möglichkeiten 
der Solidarität eingehen. 
Aus den halbkolonialen Ländern, wo revolutionär-kommunis-
tische (MLM) Parteien an der Spitze breiter Volksbewegungen 
stehen, dokumentieren wir vor allem die Fortschritte im Volks-
krieg gegen den Imperialismus und seine einheimischen Lakai-
en (Philippinnen und Indien). In Nepal hat sich gegen die ange-
kündigten Wahlen eine breite und militante Massenbewegung 
entwickelt; dazu bringen wir den Wahlboykott-Aufruf der CPN-
Maoist, in dem es heißt: „Wahlen unter den gegenwärtigen Um-
ständen sind Betrug!“ Dieser Parole können wir uns in Österreich 
vollinhaltlich anschließen…
 
Wer auf wordpress die PR-Seite <prolrevol.wordpress.com> hin 
und wieder gelesen hat, oder auf der Straße oder im Beisl Akti-
vist/innen mit Flugblättern getroffen hat, wird bemerken, dass 
viele der Texte (nicht alle) schon als Flugblätter oder Sonder-
nummern herausgegeben wurden. Für diese PR haben wir einige 
schon vorher veröffentlichte Texte geringfügig überarbeitet, z.B. 
aktualisiert. (Zum Krisenkarussell: Zypern, Slowenien, Griechen-
land; Zu Bankgeheimnis und Steuergerechtigkeit; Zum Kirchen-
volksbegehren; Zu Venezuela nach Chavez Tod...). 

Wir vom Kollektiv Proletarische Revolution wollen die künftigen 
Papierausgaben wieder in kürzeren Abständen herauszugeben, 
damit die PR wieder 5-6mal im Jahr erscheint und nicht jedesmal 
70 bis 90 Seiten dick ist. 

Für die sofortige und ersatzlose Auflösung des Sterilisations-Paragraphen 

131 im Außerstreitgesetz! Dieser verstößt gegen das Recht auf Leben gem. 

Artikel 85 B-VG, 2 Abs; 1 EMRK sowie Artikel 6 ZPEMRK und körperliche 

Integrität gem Artikel 2 und 8 EMRK, ebenso gegen Artikel 7 B-VG sowie 

gegen Artikel 2 StGG. Des weiteren, verstößt dieser gegen Artikel 6 des 

Staatsvertrags von Wien. 

Dementsprechend kommt der Europäische Gerichtshof zu der 

Meinung, dass Zwangssterilisationen verfassungswidrig sind!

Nochmals in Kürze die wichtigsten Forderungen: Der Leitsatz muss dabei jeden-
falls sein: „keine Sterilisation gegen oder ohne den erkennbaren Willen der be-
troffenen Patienten“. Eine Sterilisation gegen oder ohne den erkennbaren Willen 
der betroffenen Patienten muss ausgeschlossen werden. Eine Sterilisation bei unter 
fünfundzwanzigjährigen Personen muss in diesem Sinne generell verboten werden! 
Nach dem fünfundzwanzigsten Lebensjahr soll ein derartiger Eingriff nur mit Zu-
stimmung der betroffenen Person möglich sein. 

Das Töten von Patienten durch Ärzte nimmt inzwischen epidemische Aus-
maße an. Die Massentötung von Patienten durch Ärzte heutzutage steht der

Patientenvernichtung durch Ärzte während des sogenannten Dritten Reichs in nichts 
nach. Damals wurde wenigstens noch der eine oder andere Arzt hinterher wegen Ver-
brechen gegen die Menschlichkeit gehängt. Sollten sie heutzutage dafür straffrei
ausgehen? Die Zustände in Österreich heute also schlimmer als während der 
Nazi-Zeit? Dem ist von der Justiz entschieden entgegenzutreten, will die Justiz
nicht zu Gunsten der in allen Bereichen durchherrschenden Verfügungsgewalt der
Ärzte öffentlich abdanken, was mit der konstitutionell verankerten Gewaltenteilung
bekanntermaßen unvereinbar ist.  

WEG mit §131 AußStrG. = 
Zwangssterilisationsgesetz

S
P

K
/P

a
ti

e
n

te
n

fr
o

n
t-

In
fo

O
rg

a
n

 d
e

s
 p

a
th

o
p

ra
k

ti
s

c
h

e
n

 P
a

ti
e

n
te

n
w

id
e

rs
ta

n
d

s
  

  
  

N
r.

 6
6

/6
7

  
  

  
S

p
e

n
d

e
n

e
m

p
fe

h
lu

n
g

: 
€

 4
.5

0
.-

Über die 
Nationale Frage 

im Iran

Verfasst 1986 durch die 
„Iranische Volksfeddayin Guerilla“, 
(Befreiungsarmee der  iranischen Völ-
ker), verbessert und wieder veröffent-
licht von einem 
Linken iranischen Aktivisten in Wien, 

Februar 2013

Kontaktadresse: 
Amerlinghaus, Stiftgasse 8, 1070 Wien
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Wenn die Wirtschaftskrise 
nicht seit 5, son dern seit 50 
Jahren andauern würde? 
Wenn alle deine Bekann-
ten seit Jahren immer we-
niger zum Leben hätten, 
immer ärmer wür den? 
Wenn deine Eltern, Kinder, 
Verwand ten nicht wüss-
ten, wie sie morgen über le-
ben sollen? Wenn in Öster-
reich seit 25 Jah ren Krieg 
wäre? Wenn in Österreich 
alle An dersdenkenden ter-
rorisiert, eingesperrt und 
ermordet würden? Wenn 
alle Anders gläubigen stän-
dig verfolgt würden? 
Siehst du! Mindestens ein-
mal hast du schon still ge-
nickt!

Ungefähr 80% aller Men-
schen auf der Welt leben 
unter Umständen, vor de-
nen du fl üchten würdest. 
Aber nur sehr wenige, oft 
besonders mutige, wa-
gen wirklich eine längere 
Fluchtreise. Fast immer 
fehlt das Geld und fehlen 

die Kenntnisse, die für 
eine län gere Flucht not-
wendig sind.  
Drum fl üchten die meis-
ten Menschen vor Krieg, 
Mas senmord, Terror und 
damit verbundenen Hun-
gersnöten nur in die 
nächste Provinz oder ins 
be nachbarte Ausland. 
90% aller Flüchtlinge blei-
ben in der Heimat-Region, 
höchstens ein paar hun-
dert Kilometer von ihrem 
(ehemaligen) Heimatort – 
oft ihr ganzes Leben lang 
in einem Lager. 

Die Länder mit den meis-
ten Flüchtlingen weltweit 
sind derzeit Pakistan und 
Iran (zusammen etwa 2 
Millionen Flüchtlinge). 
Warum? Weil in dieser Re-
gion die europäischen und 
us-amerika ni schen Streit -
kräfte seit über 25 Jahren 
Kriegs züge durch  führen, 
mit Kampf jets, Hub-
schraubern, Droh nen und 
Raketen ganze Regionen 
samt Städten und Dörfern 
zusam men  bomben (Afgha-
nistan, Pakistan, Irak …)
Die Länder Mittelasiens 
(und Westasiens) sind für 
die imperialistischen Län-
der wichtig, weil in der 
Ge gend viel Öl gefunden 
wird. Deshalb versucht 
jede Großmacht, ihre Öl-

fi rmen an die Quellen zu 
bringen. Dazu dient auch 
manchmal die militäri sche 
Besetzung und politische 
Kontrolle von „stra tegisch 
wichtigen“ Ländern, die 
kein Öl haben.
Die Menschen, die aus die-
sen Kriegsländern fl üch-
ten, sind auf der Flucht vor 
unerträglichen Zustän den, 
die von „unseren“ Regie-
rungen (denen der EU, USA 
und Russlands) geschaffen 
wurden. Es ist falsch – und 
eine Lüge! – dass „wir da-
mit nichts tun haben“. Na-
türlich ist Österreich ein 
klei nes imperialistisches 
Land und die Außen- und 
Mili tärpolitik konzentriert 
sich auf die österreichi-
schen Neokolonien am 
Balkan. Aber Österreich ist 
Teil des imperialistischen 
Militärblocks „NATO-Part-
ner schaft“, der auch die 
Kriege in Mittelasien seit 
Jahrzehnten vorantreibt. 

Weniger als 10% aller 
Flüchtlinge schaffen es 
auf abenteuerliche Weise 
bis nach Europa – und die 
meisten von ihnen werden 
dann früher oder später ab-
geschoben (Amtsdeutsch: 
„rückgeführt“, also dort-
hin, wo sie es nicht mehr 
ausgehalten haben, wo sie 
verfolgt wurden, oder ein-

Wirst du auf der Straße deppert 
angeredet, weil du „anders“ ausschaust? 

Bist du arbeitslos? Bleiben dir am Ende des Lohns noch 
zu viele Tage bis zum nächsten Ers ten? 

Schlägt dich dein Ehemann? Wirst du gemobbt? 
Hältst du DAS GANZE nimmer aus?  

Warum, aus welchen Gründen 
würdest du Österreich verlassen?
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fach keine Zukunft mehr 
sahen – wie die Auswan-
derer nach Amerika aus 
Europa.)
Dass EU-ropa, und dabei 
insbesondere Österreich, 
die schärfsten Ausländer-
gesetze der Welt hat, ist 
be kannt. Ebenso ist be-
kannt, dass diese rassisti-
schen Gesetze auch in der 
täglichen Praxis äußerst 
scharf gehandhabt wer-
den (Schleierfahndung im 
Grenzbereich, Ausweis-
kontrolle überall, sofor-
tige Schubhaft - auch für 
Kinder und Jugendliche, 
ra sche Abschiebung trotz 
Einspruch/Berufung usw.)
Die ständige Verschär-
fung der rassistischen Aus-
ländergesetze seit den 
1980er Jahren – schon lan-
ge vor dem EU-Beitritt un-
ter SP-Regierungen – konn-
te von den kleinen demo-
kratischen und revolutio-
nä ren Gruppen nicht wirk-
sam bekämpft werden, es 
konnten keine bedeuten-
den Teile der Volksmas-
sen dagegen mobilisiert 
werden. Der ideologische 
Druck der Herrschenden 
war zu stark. In Öster reich 
gehört der Rassismus quasi 
zur „Staatsideolo gie“ bzw. 
zu den „christlich-abend-
ländischen Wer ten“ – wer 
nicht wie ein „waschechter 
Österrei cher“ ausschaut, 
hat von vornherein einmal 
keine Rech te: „Ausweis 
her! Gemma!“, „Na dann 
kummst glei mit, dann 
wer ma scho sehn!“ Dann 
Gummiknüppel, Hand-
schellen, 3 Ordnungshü-
ter reißen dich zu Boden, 
zerquetschen dir den Brust-
korb, rauben dir die Luft 
… Drogendealer, Schlep-
per mafi a – wird schon was 
dran sein …!

Besonders in Zeiten der 
Krise ist es für die Herr-
schenden wichtig, die Un-
terdrückten – uns! – zu 
spalten. Wenn nur 5% 
aller Österreicher/innen 
un gefähr 100% der Fabri-
ken und fast 50% des Ge-
samtvermögens besitzen, 
ist klar, dass diese Kapi-
talisten Angst kriegen, 
wenn immer nur auf dem 
Rü cken der Arbeiter/innen 
- unserem Rücken – ge spart 
und zugleich auf unserem 
Rücken die Ar beits hetze 
gesteigert wird (Was? du 
kannst nicht schneller? 
Draußen warten 320.000 
auf deinen Pos ten!). 

„Der draußen“ – Flücht-
ling oder Arbeitssuchende 
– wird den Arbeiter/in-
nen als Feind dargestellt, 
und viele fallen auf den 
Schwachsinn immer wieder 
rein, weil er Tag für Tag in 
allen Medien wieder holt 
wird (in fast allen …  es 
gibt auch antirassisti sche).

Trotzdem werden es im-
mer mehr, die zumindest 
bei bestimmten Anlässen 
öffentlich kundtun, dass 
sie mit dem System des 
Staatsrassismus unzu frie-

den sind, dass sie dagegen 
sind, wie der Staats appa-
rat mit Flüchtlingen um-
springt. Dass sie ei gent lich 
ganz andere Verhältnisse 
wollen, dass sie erkannt 
haben, dass die bestehen-
den kapitalisti schen Ver-
hältnisse den Rassismus 
und Staatsterro rismus ge-
gen „andere“ hervorbrin-
gen. Und dass das ganze 
kapitalistische System (in 
dem wir so leben müs-
sen wie es die Besitzer 
der Banken und Fabriken 
wollen) in einer proletari-
schen Revolu tion gestürzt 
werden muss, damit wir 
endlich so leben können, 
wie wir uns das vorstel-
len.  Dann musst du dich 
aufraffen und auch was 
riskieren!

Arbeiter/innen aller Län-
der, vereinigt euch!  
Arbeiter/innen aller Län-
der und unterdrückte Völ-
ker, vereinigt euch! 

8. August 2013 (143 npc)
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Textilindustrie in Bangladesch: 

Zur Struktur eines mörderischen Systems

1. Rückblick auf die 
Katastrophe von Sabhar 
am 24. April 2013

Die größte Katastrophe in 
der Geschichte der Textil-
industrie von Bangladesch 
- ein paar Tage in den Me-
dien, dann - bei uns - wie-
der vergessen. Das Rana 
Plaza stürzte am 24. April 
2013 um 9 Uhr morgens 
ein. Im Zuge der Rettungs-
arbeiten brach zusätzlich 
ein Brand aus. Bilanz (laut 
offi ziellem und mit Si-
cherheit untertreibendem 
Bericht): 1.127 Tote und 
2.438 Verletzte. Bereits 
am Vortag waren Risse im 
Gebäude aufgetreten, die 
Evakuierung angeordnet 
und ein polizeiliches Be-
tretungsverbot verhängt 
worden. Die Bank und 
Geschäfte im Erdgeschoß 
wurden tatsächlich evaku-
iert und geschlossen, die 
Textilarbeiterinnen aber 
zur Weiterarbeit gezwun-
gen und ihnen sogar, als 
sich am nächsten Tag mor-
gens der Einsturz durch 
lautes Krachen ankündig-
te, untersagt, das Gebäu-
de zu verlassen.

Das Rana Plaza steht auf 
sumpfi gem Land, ohne 
ordentliche Fundamente, 
und wurde zudem unter 
Verwendung „minder-
wertiger Baumaterialien“ 
errichtet. „Das Bauland 
ist für ein mehrstöckiges 
Gebäude nicht geeignet.“ 
Ursprünglich waren drei, 
später fünf  Stockwerke 
genehmigt worden. Ge-
baut wurden acht und 
ein neuntes war gerade 
in Errichtung. Diese Zitate 
sind aus dem Bericht einer 
offi ziellen Untersuchungs-
kommission, der nach der 
Katastrophe erstellt wur-
de. Als ob man das alles 
vorher nicht gewusst hät-
te. Und auch das geschah 
nur unter dem Druck mas-
siver Streiks und Demons-
trationen hunderttausen-
der Arbeiter und Arbei-
terinnen als Reaktion auf 
die Katastrophe. Der Sitz 
der Textilkapitalistenor-
ganisation BGMEA wurde 
belagert, die Autobahnen 
rund um Dhaka wurden 
blockiert, besonders ge-
fährliche Fabriken zum 
Schließen gezwungen, Au-

tos brannten. Die Staats-
macht, während sie an 
ihrem Untersuchungsbe-
richt arbeiten ließ, feu-
erte mit Tränengas und 
Gummigeschossen in die 
Demonstrationen.

Nur eine korrupte Staats-
macht? Nur einige „ver-
antwortungslose Unter-
nehmer“ (nur oder in 
erster Linie banglade-
schische klarerweise)? 
In den Jahren 2011 und 
2012 wurden drei der im 
Rana Plaza angesiedel-
ten Fabriken vom TÜV 
Rheinland untersucht. Es 
wurden keine Baumän-

gel festgestellt. Wie das? 
Die Prüfung hatte nur 
„ethische Kriterien der 
Arbeitsgestaltung“ zum 
Inhalt. So kann man es, als 
deutscher Importeur, auch 
machen, um sich ein Fei-
genblatt zu verschaffen. 
Und was für ein Hohn auf 
die im wahrsten Sinn des 
Wortes mörderischen Ver-
hältnisse!

Am 24. November 2012 
war es zur bisher vorletz-
ten großen Katastrophe 
gekommen. Bei einem 
Brand der Textilfabrik Taz-
reen Fashions kamen (laut 
offi ziellem und nachweis-
lich gefälschtem Bericht) 
121 Menschen ums Leben 
und wurden 200 verletzt. 
Tazreen produzierte un-
ter anderem für Walmart, 
C&A und die US-Marine. 
Gleiches Spiel wie immer: 
die Regierung tritt auf den 
Plan, verspricht Besserung, 
ein Untersuchungsbericht 
wird fabriziert, heraus 
kommt nichts, niemand 
der Verantwortlichen wird 
belangt. Entlastungsar-
gument für den Fabrikei-
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gentümer waren, er habe 
schon ein Jahr lang seine 
Fabrik nicht betreten (es 
gehört ihm ein Dutzend 
weitere mit einem Ge-
samtumsatz von 65 Mio. 
$), er habe durch den 
Brand auch selbst Scha-
den erlitten und sei au-
ßerdem ein sehr frommer 
Mann. Dann kam die Ka-
tastrophe von Sabhar und 
es wird wieder genauso 
kommen - es sei denn, der 
Klassenkampf erzwingt 
tatsächliche Maßnahmen. 
Zwischen der Katastrophe 
im November 2012 und 
der jüngsten war es üb-
rigens in Bangladesch zu 
41 anderen Bränden mit 9 
Toten und 660 Verletzten 
gekommen.

Vor zwei Jahren wurde 
schon einmal ein „Ab-
kommen zum Brand- und 
Gebäudeschutz in Bangla-
desch“ zwischen Bangla-
desch und einigen lokalen 
und internationalen Ge-
werkschaften und Arbeits-
rechtsorganisationen ab-
geschlossen. Fast alle im-
perialistischen Konzerne 
verweigerten damals des-
sen Unterzeichnung - mit 
Ausnahme nur von PVH 
(Hilfi ger und Calvin Klein) 
und Tchibo, aber auch in 
diesen Fällen blieb alles 
ein Fetzen Papier und wa-
ren die praktischen Konse-
quenzen gleich Null. Dies-
mal war allein schon an-
gesichts des Ausmaßes der 
Katastrophe, der Wut der 
Arbeiter/innen, der Heftig-
keit ihrer Reaktion, bei der 
Regierung und dem Kapi-
talistenverband „Feuer am 
Dach“. 15 Fabriken (von 
4.500!) wurden geschlos-
sen, weitere „Hunderte“ 
sollten im Mai geschlos-
sen werden (seither hört 
man nichts mehr davon), 
die gewerkschaftliche Or-
ganisierung der Textilar-

beiterInnen wird, heißt es, 
in Zukunft toleriert, der 
Mindestlohn solle erhöht 
werden und die oben er-
wähnte „Untersuchungs-
kommission“ wurde ein-
gesetzt. Wie ernst das al-
les gemeint war, zeigt eine 
gleichzeitige Äußerung 
des bangladeschischen Fi-
nanzministers, Abul Maal 
Abdul Muhith, befragt 
auf eventuelle „negati-
ve Konsequenzen“: „Ich 
glaube nicht, dass das (der 
Einsturz) eine sehr ernste 
Sache ist. Es war ja nur ein 
Unfall.“ 

Mitte Mai wurde wie-
der ein „Abkommen zum 
Brand- und Gebäude-
schutz in Bangladesch“ 
hervorgezaubert. Diesmal 
blieb den imperialistischen 
Konzernen nichts übrig als 
zu unterschreiben, was die 
meisten auch blitzartig ta-
ten. Diesmal war die Lage 
zu explosiv - nicht die Be-
sorgnis der „Weltöffent-
lichkeit“, aber nein, son-
dern die Lage in den Fab-
riken und auf den Straßen 
von Bangladesch. Es bein-
haltet einige schöne, „hu-
manitäre“, der Papierform 
nach z.T. auch eventuell 
nützliche Regelungen bzw. 
Versprechungen, alles sehr 
vage und sowieso nur eine 
sozusagen minimale Ver-
schönerung eines der bös-
artigsten Unterdrückungs- 
und Ausbeutungssyste-
me. Es springt sofort ins 
Auge, dass es - abgesehen 
von allgemeinen Phrasen 
- immer nur um individu-
elle Rechte des einzelnen 
Arbeiters / der einzelnen 
Arbeiterin geht, und das 
klappt bekanntlich sowie-
so nicht. So könne der/die 
Arbeiter/in z.B. bei schwe-
ren Sicherheitsmängeln 
„die Arbeit niederlegen, 
ohne sanktioniert zu wer-
den“, was sogar bei uns 

schon schwierig wäre, 
ganz zu schweigen von ei-
nem Land, wo man bisher 
dafür geschlagen, manch-
mal sogar umgebracht 
wird. Oder Arbeiter/innen 
haben einen Anspruch auf 
„Mitarbeiterschulung in 
Sicherheitsfragen“, was 
eher eine Verhöhnung ist. 
Die „Gewerkschaftsfrei-
heit“ ist - logisch! - nicht 
Gegenstand eines solchen 
Abkommens, denn die sei 
Sache der Regierung. Von 
den regelmäßigen „un-
abhängigen Kontrollen“ 
konnten wir uns schon in 
den letzten Jahren über-
zeugen. Ah ja, und der 
„Lenkungsausschuss“, der 
die Umsetzung des Ab-
kommens überwacht, wird 
von eben diesen imperia-
listischen Konzernen - im 
Verhältnis ihrer Produkti-
onsquoten - fi nanziert. Es 
sieht, wenig überraschend, 
alles nach Augenauswi-
scherei aus und ist offen-
kundig vor allem für das 
„Menschenrechts“-Aus-
land bestimmt. Ins Auge 
springt auch das alte Pro-
blem: die imperialistischen 
Konzerne produzieren 
ja formal-rechtlich nicht 
selbst in Bangladesch und 
was die lokalen Kapita-
listen treiben, können sie 
angeblich nicht kontrollie-
ren, und letztere sind nicht 
„Partei“ dieses Abkom-
mens. So geht‘s auch. Wer 
das für einen „Fortschritt“ 
hält, ist entweder ein Be-
trüger oder auf beiden 
Augen blind. Fazit: Für die 
Wunden unseres westli-
chen „Gewissens“ sind sol-
che Manöver vielleicht Bal-
sam, dass daraus in Bang-
ladesch irgendein Nutzen 
erwächst, ist höchst un-
wahrscheinlich und hängt 
jedenfalls nicht vom gu-
ten Willen der Konzerne 
ab, auch nicht von einem 
nebulosen menschenrech-
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telnden „Druck“, sondern 
ausschließlich von der wei-
teren Entwicklung des Klas-
senkampfs in Bangladesch. 

Dabei ist es nicht so, dass 
die Textilkonzerne nicht 
in der Lage, ja sogar in 
gewissem Umfang inter-
essiert wären, die gravie-
rendsten Übelstände zu-
mindest etwas zu mildern, 
um solche Katastrophen 
zu vermeiden, die ihnen 
ja auch selbst außer dem 
schlechten Image Schä-
den und Stockungen der 
Profi tmacherei bringen. Es 
regiert aber nicht nur die 
Bosheit (die könnte man 
theoretisch durch christ-
liche Nächstenliebe über-
winden), sondern banal 
das nüchterne kapitalisti-
sche Kalkül (und das lässt 
sich im Rahmen des Kapi-
talismus nicht ignorieren). 
Die Frage ist eben immer, 
ob eine Verbesserung der 
Lage, bei aller Liebe, die 
damit verbundenen Kos-
ten wert ist und ob diese 
- gemessen an der erfor-
derlichen Profi trate - auch 
„vertretbar“ sind. Lieber 
wäre es ihnen sicher, es 
klebte nicht so viel Blut an 
ihren Händen, das wäre 
weniger peinlich und hät-
te auch ganz praktische 
Vorteile (weniger Produk-
tionsausfall oder -verzö-
gerung, keine Randale 
der Arbeiter/innen, kei-
ne Stärkung der illegalen 
klassenkämpferischen Ge-
werkschaften...), aber der 
„Preis“ wäre zu hoch. Es 
herrscht wilde Konkurrenz 
und jeder muss seinen Bör-
senwert steigern. Daher 
werden ganz im Gegenteil 
die Ankaufspreise immer 
weiter gedrückt und die 
Lieferzeiten immer mehr 
verkürzt. Letztere liegen 
inzwischen manchmal bei 
nur mehr einer Woche. 

Die Ware muss auf Teufel 
komm raus fertig werden 
und so werden die Arbei-
ter/innen, wie im jüngsten 
Fall, trotz Krachen und 
Rissen in Mauern und De-
cken zum Weiterarbeiten 
gezwungen, manchmal 
auch eingesperrt. Deshalb 
werden Notausgänge ver-
schlossen und Feuerleitern 
abmontiert. Wäre nämlich 
die Ware nicht rechtzeitig 
versandbereit, sagten sich 
die dortigen Kapitalisten, 
drohte ihnen ein Lieferpö-
nale (Strafzahlung) und lie-
fen sie Gefahr, beim nächs-
ten Auftrag übergangen 
zu werden. Dieser Preis er-
schien ihnen im Vergleich 
zu dem bisschen Gefahr für 
Leib und Leben der 3.500 
geopferten Arbeiter/innen 
zu hoch. In diesem Fall 
haben sie sich allerdings 
in ihrer Gier „verkalku-
liert“, es ist nämlich nicht 
nur das Gebäude, sondern 
auch ihr „business“ zu-
sammengekracht, einige 
wenige von ihnen wur-
den sogar verhaftet, der 
„Untersuchungsbericht“ 
forderte sogar lebenslan-
ge Freiheitsstrafe, aber die 
BGMEA wird schon dafür 
sorgen, dass es nicht so 
kommt, schließlich war es 
ja nur ein unvorhersehba-
rer Unfall, das hat sogar 
der Finanzminister gesagt. 
Einer dieser armen Kerle 
hat sich sogar einen Arm 
und ein Bein 
gebrochen, 
wie von 
den Medi-
en in inte-
r e s s i e r t e r 
Manier ge-
meldet wur-
de. Trotz-
dem „geht 
es nicht 
a n d e r s “ 
und daher 
bleibt, wenn 

es nach ihnen und den im-
perialistischen Konzernen 
geht, alles wie es ist. 
Und sollte die banglade-
schische Arbeiter/innen-
klasse eines Tages einmal 
nicht mehr beherrschbar 
sein und/oder das bangla-
deschische „Entwicklungs-
wunder“ kollabieren, dann 
kann man ja weiterziehen 
und hat dann wieder ei-
nige Jahre Zeit, bis die 
„Weltöffentlichkeit“ Zeit 
und Gelegenheit fi ndet, 
sich dem neuen Standort 
zuzuwenden. Bangladesch 
ist mit seiner textilen „Mo-
nokultur“ auch zu einem 
„Wegwerfl and“ geworden.

Die verheerenden Zustän-
de bezüglich der Lage der 
Arbeiter/innenklasse in 
Bangladesch sind nicht 
„Zustände wie im 19. Jahr-
hundert“, auch wenn sie 
manchmal so ähnlich aus-
sehen, sondern Zustän-
de im 21. Jahrhundert, 
sie verkörpern nicht eine 
„dunkle Vergangenheit“, 
sondern eine Gegenwart 
und Zukunft, soweit sich 
diese Zukunft aus der Lo-
gik der kapitalistischen 
Akkumulation ergibt. Nur 
durch den Klassenkampf 
mit dem Ziel des Sturzes 
des Ausbeutersystems und 
der Volksrevolution kann 
diese Logik durchbrochen 
werden!
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2. Bangladesch in der 
globalen Textilindustrie

Heute arbeiten in Bangla-
desch 4 Millionen Arbei-
terinnen und Arbeiter, die 
Hälfte der Arbeiter/innen-
klasse, in mehr als 4.500 
Textilfabriken, 87% von 
ihnen sind Frauen, vor al-
lem junge Frauen, zuge-
wandert aus ländlichen 
Gebieten. Textilprodukte 
machen 80% des bangla-
deschischen Exports aus. 
Das Land ist nach China 
der zweitgrößte Textilpro-
duzent der Erde. Das war 
nicht immer so. Mitte der 
1980er Jahren machten 
Textilien noch gerade ein-
mal 4% des Exports des 
Landes aus. Die Jute-In-
dustrie war der wichtigs-
te Industriezweig und ex-
portiert wurden vor allem 
Jute und Reis. Dann wurde 
sein „Potential“ als Para-
dies der Textilproduzenten 
bzw. -händler entdeckt. 
Die USA führten Quoten-
regelungen gegenüber 
China, Indonesien, Malay-
sia und Thailand ein und 
räumten Bangladesch als 
einem der „am wenigsten 
entwickelten Länder“ ei-
nen  bevorzugten Status 
im Importgeschäft ein. 
Europa folgte. Schließlich 
wollte man doch diesem 
Ärmsten der Armen (ei-

nem von 48) „helfen“. 
Auch Weltbank und Inter-
nationaler Währungsfonds 
(IWF) begeisterten sich für 
die „Hilfe“. Privatisierun-
gen, massive Senkung der 
Staatsausgaben, das Üb-
liche eben. Die Folge war 
Massenarbeitslosigkeit, 
Vernichtung der lokalen 
Industrien und eine Ex-
plosion der Importe. Das 
Land war reif geschossen 
für den „sagenhaften“, 
von IWF und der Welt-
bourgeoisie gefeierten 
„Aufschwung“ der Textil-
industrie: Niedrigstlöhne 
(heute ein Viertel der chi-
nesischen), weitgehende 
faktische Illegalisierung 
der Gewerkschaften (be-
ginnend mit der Privatisie-
rung der Staatsbetriebe),  
völlige Rechtlosigkeit der 
Arbeiter/innenklasse und 
des Volkes, keine Zölle auf 
die Einfuhr von Maschinen 
für die Textilindustrie ... 
Zwischen 2000 und 2012 
vervierfachte sich der Um-
satz der bangladeschischen 
Textilindustrie, von 4,8 auf 
20 Mrd. $. Erster Abneh-
mer ist die EU, gefolgt 
von den USA. Was für ein 
„Aufschwung“, ein wahres 
„Entwicklungswunder“, 
eine wunderbare Blau-
pause der „Entwicklungs-
strategie“ des IWF - mit 
ein paar Kollateralschäden 

halt, von den unmittelba-
ren Arbeits- und Lebens-
bedingungen bis zum Ruin 
jeder auf die nationalen 
Reproduktionsbedürfnisse 
ausgerichteten Wirtschaft.

Die gesamte herrschende 
Kompradorenklasse, von 
den lokalen Kapitalisten 
bis zu den Spitzen des 
Staatsapparats, der Armee, 
der Polizei stürzte sich auf 
die neue „Chance“. „Ge-
heimer Machthaber“, wie 
die Leute sagen, ist die 
BGMEA (Bangladesh Gar-
ment Manufacturers and 
Exporters Association). Es 
gibt kaum einen Politiker, 
der nicht mit der BGMEA 
verfi lzt wäre. Die Hälfte 
der Parlamentsabgeordne-
ten sind direkt oder indi-
rekt Eigentümer von Tex-
tilfabriken und umgekehrt 
gehören  40% der Textil-
industrie Parlaments- und 
Regierungsmitgliedern. 
Die BGMEA hat alles in 
der Hand. Sie führt, wenn 
überhaupt (manchmal 
nur geboren aus internen 
Zwistigkeiten), die „Si-
cherheitskontrollen“ der 
ihr angehörenden Betrie-
be durch und sie fabriziert 
nach den Katastrophen 
die „Untersuchungsbe-
richte“ oder liefert dafür 
die Vorlagen. Sie ist auch 
zuständig für die Auszah-

Die BGMEA ist für die Entschädigung von Unfall- und Katastrophenopfern in den Textilfabriken 
zuständig. Die makabre Preisliste sieht 100.000 Taka (1.000 €) pro Verletztem für Heilungskosten 
vor und eine Leiche kostet sie 600.000 Taka (6.000 € als Entschädigung der Familie). Das erledigt 
alles die BGMEA, weder der Verursacher, der betreffende einzelne Kapitalist, kriegt damit etwas 
zu tun, noch die Justiz. „Aber nur die mit dem meisten Glück kriegen solche Brosamen von der 
BGMEA. Sie selbst erstellt nämlich die Liste der Opfer und, da die meisten keinen schriftlichen Ar-
beitsvertrag haben, verfügen die Angehörigen über kein Dokument, das ihre Ansprüche belegen 
könnte. Jede/r kann sich ja schließlich einen Fuß brechen oder in ein Feuer stürzen. Im Fall von Taz-
reen (Anm.: die Brandkatastrophe vom November 2012) war es noch schlimmer. Man konnte viele 
verstümmelte oder zu Asche verbrannte Leichen nicht mehr identifi zieren... 27 in den Flammen 
umgekommene Arbeiterinnen wurden einfach von der Liste gestrichen, weil ihre Leichen nicht 
auffi ndbar waren. Andere nennen eine fünfmal höhere Zahl. ‚Die offi zielle Opferbilanz hat nichts 
damit zu tun, was sich wirklich abgespielt hat. Jeder von uns hat Arbeitskolleginnen, die nicht 
mehr lebend aus der Fabrik herausgekommen sind und die die BGMEA nicht anerkennt, unter 
dem Vorwand, man hätte von ihnen keine Spuren gefunden‘, erregt sich Shilpee, eine Überleben-
de, ‚aber welche Spuren kannst du hinterlassen, wenn du tot bist und deine Familie auf dem Land 
nicht einmal etwas davon weiß‘.“ („Le Monde Diplomatique“, Juni 2013)
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lung von Entschädigungs-
geldern für die Opfer bzw. 
Angehörigen von Brand- 
und Einsturzkatastrophen 
wie der jüngsten, um den 
einzelnen Kapitalisten, 
aber auch den Staat und 
die Justiz aus der Schussli-
nie zu nehmen.

Die bangladeschische Tex-
tilindustrie ist, neben ih-
rem Zusammenschluss in 
der BGMEA, so organisiert, 
dass zwischen die 4.500 
lokalen Fabriken und die 
ausländischen Konzernen 
etwa 200 „Einkaufshäu-
ser“ geschaltet sind. Sie 
verteilen das Geschäftsvo-
lumen, erstellen Vorgaben 
für Modelle und Produkti-
on - und betreuen die aus-
ländischen Gäste. Wenn 
z.B. ein Abgesandter eines 
fashionablen Labels nach 
Bangladesch fährt, um 
„seine“ Produzenten zu 
besuchen und zu besichti-
gen, dann landet er in aller 
Regel bei „seinem“ „Ein-
kaufshaus“ und er müsste 
sich sehr, sehr anstrengen, 
mehr oder anderes zu se-
hen als das, was man ihm 
dort zeigen will. Und auch 
vielen sich in Bangladesch 
herumtreibenden NGOs, 
Ethikexperten, Arbeits-
rechtsorganisationen und 
Abgesandten bourgeoiser 
Gewerkschaftsverbände 
ist es sicher viel lieber, sich 
von diesen Vermittlungs-
gangstern „objektiv“ in-
formieren und „betreuen“ 
zu lassen, statt sich in dre-
ckigen Fabriken umzutrei-
ben und womöglich selbst 
in Gefahren zu geraten, 

Brandgefahr, Einsturzge-
fahr oder auch die Gefahr 
einer ordentlichen Tracht 
Prügel durch die Arbeiter/
innen.

Die gesamte herrschende 
Kompradorenklasse samt 
ihren politischen, kultu-
rellen etc. Anhängseln 
ist ein einziger korrupter 
Filz. Aber selbstverständ-
lich stecken hinter diesem 
Filz, hinter der scheinbar 
besonderen Bosheit der 
lokalen Kapitalisten, hin-
ter dem korrupten politi-
schen System des Landes 
- die „Märkte“, sprich die 
imperialistischen Konzer-
ne und Staaten, die sich 
Bangladesch so hergerich-
tet haben, wie sie es brau-
chen. Zwar stehen Arbei-
ter/innenklasse und Volk 
von Bangladesch unmit-
telbar der lokalen Kom-
pradorenbourgeoisie und 
deren Staat gegenüber, 
gegen diese richtet sich 
unmittelbar ihr Kampf, 
aber es ist klar, dass dieser 
auf die soziale und politi-
sche Befreiung zielen muss 
und das heißt Brechen und 
Abschütteln des neokolo-
nialen Jochs. So gesehen 
zielt er gegen die imperi-
alistische Unterwerfung 
des Landes durch die im-
perialistischen Monopole 
und Staaten. Gegen diese 
ist der Hauptstoß in der 
Enthüllungs- und Aufklä-
rungsarbeit hier bei uns 
zu richten. Die unerträg-
lichen Zustände in den 
Textilfabriken sind unse-
ren Bourgeoisien in der 
„Öffentlichkeit“ vielleicht 

manchmal ein Stein des 
Anstoßes, aber deren Er-
gebnis ist gewünscht, her-
beigeführt, organisiert. 
Wie elend die Verhältnisse 
auch sein mögen, es gibt 
immer noch Grund, dass 
diese Konzerne über die 
Ankaufspreise und Liefer-
fristen weiteren, zusätzli-
chen Druck auf die loka-
len Kapitalisten ausüben 
und damit auf die Löhne 
und Arbeitsbedingungen 
der Arbeiter/innenklasse. 
„Tazreen, sagt eine über-
lebende Arbeiterin, hat 
nicht ein Jota an der desas-
trösen Situation der Textil-
arbeiter geändert... Sicher 
wird es einige kosmetische 
Maßnahmen geben, die 
BGMEA wird ihre auslän-
dischen Kunden beruhi-
gen und diese ihre Kon-
sumenten. Aber es wird 
sich nichts ändern, solange 
nicht das System zerstört, 
aufgelöst und auf neuen 
philosophischen Grundla-
gen neu aufgebaut wird.“ 
Sie ist, wie man sieht, nicht 
sehr optimistisch, und kann 
sich eine machtvolle Ent-
faltung des Klassenkamp-
fes, geleitet von einer re-
volutionären Perspektive, 
nicht recht vorstellen, aber 
darin hat sie Recht: Das 
neokoloniale kapitalisti-
sche System muss zertrüm-
mert werden und auch bis 
dahin kann ein weiteres 
Niederdrücken nur ver-
hindert oder sogar eine 
gewisse Verbesserung der 
Lage nur erreicht werden 
durch schwere Klassen-
schlachten. 

„Kapital, sagt der Quarterly Reviewer, fl ieht Tumult und Streit und ist ängstlicher Natur. Das ist sehr 
wahr, aber doch nicht die ganze Wahrheit. Das Kapital hat einen Horror vor der Abwesenheit von 
Profi t, oder sehr kleinem Profi t, wie die Natur vor der Leere. Mit entsprechendem Profi t wird Ka-
pital kühn. Zehn Prozent sicher, und man kann es überall anwenden; 20 Prozent, es wird lebhaft; 
50 Prozent, positiv waghalsig; für 100 Prozent stampft es alle menschlichen Gesetze unter seinen 
Fuß; 300 Prozent, und es existiert kein Verbrechen, das es nicht riskiert...“ (zitiert von Marx, Kapital I, 
MEW 23, S.788 als Fußnote zu seiner Feststellung im Zusammenhang mit der „ursprünglichen Akkumulation 
des Kapitals“: „Wenn das Geld, nach Augier, ‚mit natürlichen Blutfl ecken auf einer Backe zur Welt kommt‘, so 
das Kapital von Kopf bis Zeh, aus allen Poren, blut- und schmutztriefend.“)
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3. Zur politischen Situa-
tion in Bangladesch

Das ist hier nicht unser 
Thema, daher nur ein paar 
unerlässliche Bemerkun-
gen. Bangladesch ist nicht 
nur Textilindustrie, es hat 
auch eine große geopoli-
tische Bedeutung, allein 
schon im Hinblick auf das 
Verhältnis zwischen Indien 
und Pakistan, es ist auch 
ein potentieller „Vorhof“ 
Chinas. Die Arbeiter/in-
nenklasse von Bangladesch 
führt seit vielen Jahren 
heftige Schlachten gegen 
ihre Kompradorenbour-
geoisie und deren Staat. 
Kein Wunder daher, dass 
sich auf dieser Grundla-
ge auch eine permanente 
politische Krise entwickelt 
hat. Ausnahmezustand, 
Massenverhaftungen, wil-
de Rivalitäten zwischen 
den politischen Fraktio-
nen der Bourgeoisie (die 
sich auch in ihrer Haltung 
zu dieser oder jener im-
perialistischen Macht dif-
ferenzieren) sind die Re-
gel. Angesichts der nicht 
verwunderlichen „Legi-
timitätskrise“ sämtlicher 
Regierungen des Landes 
der letzten Jahre, egal ob 
eher offen reaktionär wie 
die Bangladesh Nationalist 
Party (BNP) oder eher we-

niger reaktionär und fast 
„links“ wie die Awami, 
kommt offenbar die ul-
trareaktionäre „islamisch-
fundamentalistische“ Par-
tei Jamaat-e-Islami wieder 
mehr ins Spiel. Sie verübt 
Terrorakte gegen gewerk-
schaftliche und fortschritt-
liche und revolutionäre 
politische Bewegungen 
und Parteien, strotzt nur 
so vor Geldmitteln und ist 
eine faschistische Reserve 
des Imperialismus. Bis 2008 
bildete sie zusammen mit 
der BNP die Regierung, 
seither regiert die Awa-
mi, die für ihr „fortschritt-
liches“ Wahlprogramm 
eine gewaltige Mehrheit 
im Parlament gewann. 
Geändert hat sich wie zu 
erwarten nichts. Der US-
Imperialismus, der zwar 
auch die jetzige Regierung 
stützt, hält sich alle Optio-
nen offen und betrachtet 
die Jamaat als „gemäßigte 
demokratische islamische 
Partei“ und schlägt der 
Regierung vor, „die Diffe-
renzen in Gesprächen bei-
zulegen“. Das Kalkül des 
US-Imperialismus ist nicht 
sehr transparent, vielleicht 
gibt man der jetzigen Re-
gierung keine allzu lange 
Lebensdauer mehr und 
bastelt an einer anderen 
Option, vielleicht spielt 

man banal gleichzeitig 
mehrere Karten, ... Gründe 
für das imperialistische In-
teresse gibt es genug: Der 
gesamte weltweite Textil-
markt beläuft sich immer-
hin auf 3.000 Milliarden 
$, das ist kein Pappenstiel, 
und Bangladesch liegt im 
Zentrum der asiatischen 
Unwetter, die sich zusam-
menbrauen. 

Die Klassenschlachten, 
die die bangladeschische 
Arbeiter/innenklasse seit 
vielen Jahren gegen ihre 
eigene Kompradoren-
bourgeoisie und gegen 
Neokolonialismus und Im-
perialismus führt, bleiben, 
wie könnte es anders sein, 
hierzulande fast gänzlich 
„unbemerkt“. Aber es 
gibt eine teils legale oder 
halblegale, teils illegale 
Gewerkschaftsbewegung 
und es gibt eine revolu-
tionär-kommunistische 
maoistische Bewegung, 
die Elemente des bewaff-
neten Kampfes auf dem 
Land mit der Arbeit in der 
städtischen Arbeiter/in-
nenklasse verbindet. Ihnen 
gilt unsere Verbundenheit 
und ihnen übermitteln wir 
- auch aus dem jüngsten 
traurigen Anlass - unsere 
Anteilnahme und unsere 
roten Grüße.

Bangladesch Textilindustrie
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Nach der entsetzlichen Ka-
tastrophe des Einsturzes 
des Fabrikkomplexes Rana 
Plaza in Sabhar am 24.April 
ist das Thema der Arbeits- 
und Produktionsbedin-
gungen in Bangladesch 
(und anderen asiatischen 
Ländern) wieder einmal, 
zum x-ten Mal, auch wie-
der nur für kurze Zeit, ins 
„Licht der Öffentlichkeit“ 
getreten. Da dies mit über 
dreieinhalbtausend Ge-
töteten, Verstümmelten 
und Verletzten die bisher 
schwerste in der endlosen 
Folge solcher Katastro-
phen in Bangladesch war, 
musste die bürgerliche 
Öffentlichkeit diesmal mit 
mehr als nur einer kurzen 
Meldung reagieren. Das 
benutzte sie allerdings, ab-
gesehen vom Beiwerk  vor-
gespiegelten Mitgefühls 
für die Opfer, zu Geblöke 
über „Versäumnisse“, ja 
eine „gewisse Mitschuld“ 
„unserer“ Textil- und sons-
tigen Konzerne und damit 
zugleich zur Vernebelung 
der tiefer liegenden wirk-
lichen Ursachen solcher 

Tragödien und der Rolle, 
die die imperialistischen 
Konzerne und Staaten und 
ihre internationalen Orga-
nisationen wie der IWF da-
bei spielen, sowie zur Ent-
lastungspropaganda für 
ebendiese Konzerne und 
Regierungen, da „ja wir 
selbst auch ein bisschen 
Mitschuld tragen“, näm-
lich weil bzw. wenn wir 
ein T-Shirt um 4,95 € oder 
9,95 € oder auch 19,95 € 
kaufen. 

„Anatomie“ eines 
4,95 €-T-Shirts 

Fangen wir gleich mit die-
sem Punkt an, denn er 
leitet uns weg von „Kon-
sumentenverantwortung“ 
und „Moral“ und hin zu 
den Verhältnissen in Pro-
duktion und Handel, d.h. 
zum Profi t. Der Verkaufs-
preis eines solchen T-Shirts 
in Europa, gleich ob es das 
minderwertige H&M-Basic 
T-Shirt um 4,95 € oder ein 
„Qualitäts“produkt um 
199,95 € oder ein „Desig-
nerprodukt“ um 999,95 € 

ist1, beträgt im Schnitt das 
Sieben- bis Zehnfache des 
Einkaufspreises in Bangla-
desch2. Die Handelsspan-
ne der imperialistischen 
Konzerne liegt also bei 85-
90%. Daraus müssen sie 

die Transport- und Distri-
butionskosten tragen, die 
Umsatzsteuer, in seltenen 
Fällen (z.B. bei Laufschu-
hen etc.) auch ein bisschen 
Entwicklungskosten und 
auch, das ist bei weitem 
der größte Brocken, die 
Werbungs- und Marke-
tingkosten incl. der Kosten 
ihrer verlogenen Propa-
ganda über ihr „verant-

BANGLADESCH - aus Anlass der jüngsten Katastrophe: 

Was können wir zur Unterstützung von 
Arbeiter/innenklasse und Volk in Bangladesch 

beitragen (und was nicht)? 

1 Das gibt es wirklich, nämlich bei Luxusprodukten, z.B. bei einem Yves Saint-Laurent-Hemd, das durch die fran-
zösische Presse geisterte und bei dem sich die (damals chinesischen) Lohnkosten trotz diffi ziler Qualitätshand-
arbeit bei unter 1% bewegten. Die Verlagerung der Produktion der Firma, zuerst nach Tunesien und dann nach 
China wurde dennoch mit den „zu hohen französischen Lohnkosten“ begründet.
  
2 „Le Monde Diplomatique“ (französische Ausgabe), Juni 2013: „Au Bangladesh, les meurtriers du prêt-à-por-
ter“ (Bangladesch: Die Mörder der Konfektionskleidung). Ein unter dem Druck der imperialistischen Monopole 
leidender Kapitalist vor Ort klagt dort: „Das Problem ist, dass meine Kunden die Preise mehr und mehr zer-
trümmern. Was wollen sie eigentlich? Dass die Leute gratis arbeiten? Die europäischen Marken machen eine 
Marge von mindestens 7, d.h. sie wiederverkaufen unsere Produkte zu einem Preis, der sieben Mal höher ist 
als ihr Einkaufspreis, wenn nicht zehn Mal höher. Es gibt keine Grenzen ihres Profi tstrebens mehr. Alte Kunden 
verlassen uns von heute auf morgen, weil ein Konkurrent ihnen für einen Artikel 10 Cents weniger vorschlägt. 
Es herrscht eine unglaubliche Heuchelei. Stellen Sie sich das einmal vor: H&M kommt ... und verlangt bessere 
Arbeitsbedingungen in den bangladeschischen Fabriken und zugleich verlangen die Beauftragten von H&M 
eine Preissenkung um 15%. ‚Schaut wie Ihr zurechtkommt, der Rest ist uns wurscht.‘ Das ist ihre Philosophie.“ 
Der Mann hat vergessen, hinzuzufügen, dass es auch bei ihm keine „Grenzen des Profi tstrebens“ gibt und er aus 
seiner Sicht und in seinem Bereich derselben „Philosophie“ anhängt.
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Bangladesch Solidarität

wortungsvolles Handeln“, 
ja ihr „Engagement“ für 
eine Verbesserung der 
Verhältnisse, ihr Lobbying 
usw. - aber es bleibt ihnen 
ein Profi t, der sich gewa-
schen hat und in über-
haupt keiner Relation steht 
mit dem Einkaufspreis in 
Bangladesch (geschweige 
denn mit den Löhnen der 
Arbeiterinnen, die ja wie-
derum nur einen kleinen 
Teil dieses Einkaufspreises 
ausmachen). Die bourgeoi-
se Propaganda bei uns be-
hauptet nun oder sugge-
riert zumindest, dass der 
„günstige“ Verkaufspreis 
in Europa, an dem „wir“ ja 
alle interessiert wären, die 
Triebkraft sei, die auch den 
„verantwortungsvollsten“ 
Konzern vielleicht dazu 
verleiten, ja - Konkurrenz 
und die „Wettbewerbs-
fähigkeit“! - „zwingen“ 
könnte, in Bangladesch ein 
bisschen wegzuschauen, ja 
womöglich selbst Interes-
se an Lohndrückerei und 
entsetzlichen Arbeitsbe-
dingungen zu haben, von 
den berühmten „schwar-
zen Schafen“, „menschli-
chem Fehlverhalten“ oder 
„sträfl ichen Versäumnis-
sen“ einmal abgesehen. 

Was für ein verlogenes 
Geschwätz! Das, was oh-
nehin jedem denkenden 
Menschen klar ist oder er 
jedenfalls vermutet, wird 

sehr deutlich sichtbar, 
wenn man es an einem 
Zahlenbeispiel durchrech-
net. Wir nehmen dazu als 
Beispiel das H&M-Basic T-
Shirt 3. Es  wird von H&M in 
Europa zum Endverkaufs-
peis von 4,95 € verkauft 
und in Bangladesch zum 
Einkaufspreis von 1,35 € 
gekauft. Die Bruttomar-
ge von H&M, vor Abzug 
von Transport- und Dis-
tributionskosten etc. und 
Umsatzsteuer, beläuft sich 
also auf 3,60 €, das sind 
73% des Verkaufspreises. 
Der Stundenlohn einer 
bangladeschischen Nähe-
rin liegt heute etwa bei 23 
Cents. Sie näht 250 T-Shirts 
pro Stunde, der Lohnan-
teil pro T-Shirt macht da-
her 9 Cents (= 0,09 €) aus, 
das ist knapp unter 0,02% 
(!) des Verkaufspreises. 
Würde sie eine Lohnerhö-
hung um sagen wir 50% 
erkämpfen, dann würden 
sich die Kosten eines T-
Shirts um 4,5 Cents (=0,045 
€ od. 50% von 0,09 €) ver-
teuern und auf 0,03% des 
Verkaufspreises steigen. 
Nehmen wir weiters an, 
dass sich auch die Arbeits-
bedingungen dieser Arbei-
terin (vielleicht durch ein 
plötzliches unerwartetes 
„Menscheln“ der bang-
ladeschischen Bourgeois 
und ihres Staatsapparats 
bzw. ihrer imperialisti-
schen Oberchefs oder ein 

„energisches Eingreifen“ 
eines EU-“Gerechtigkeits-
kommissars“ oder durch 
irgendeinen nebulosen 
„Druck der Konsumenten“ 
oder, Scherz beiseite!, 
durch den Klassenkampf 
der bangladeschischen Ar-
beiter/innenklasse) gewal-
tig verbessern und „un-
vorstellbare“ Mehrkosten 
von sagen wir nochmals 
so viel verursachen. Die 
50%ige Lohnerhöhung 
der bangladeschischen Ar-
beiterin schlüge sich also 
als Profi t- bzw. Margen-
schmälerung um 0,045 € 
nieder und die „neue Ära“ 
in puncto Arbeitssicher-
heit und -bedingungen 
in einer solchen um noch-
mals 0,045 € bedeuten. 
Zusammen „drückt“ das 
auf die Profi trate mit „sat-
ten“ 9 Cents oder 0,04% 
des Verkaufspreises von 
H&M. Und je teurer ein 
Produkt ist, desto fetter 
ist die Marge des imperia-
listischen Konzerns, denn 
ein fünfmal so hoher Ver-
kaufspreis bedeutet ja kei-
neswegs fünfmal so hohe 
Einstandskosten, und des-
to geringfügiger daher die 
Wirkung dieser „unfass-
baren“ Verbesserung der 
Lage unserer Näherin.

Die heutigen Lohnkosten 
der bangladeschischen Nä-
herin, die 0,09 €, machen 
nur einen winzigen Anteil 

3   Wir stützen uns bei diesem Beispiel auf Zahlen aus der „Geschichte der Textilarbeiterin Nazma“ im deutschen 
„Handelsblatt“ vom 23.12.2010 (man hatte aus gegebenem Anlass, auch einem schweren Unglück, gerade wie-
der einmal das Mitleid aus der Grube gezogen und propagierte die „Mitschuld des Konsumenten“) und de-
ren Fortschreibung unter Berücksichtigung von Lohnerhöhungen, die die Arbeiterklasse seither erkämpft hat. 
Nazma näht 250 T-Shirts pro Stunde, was unglaublich klingt, aber eine  Tatsache ist und mit einer hochgradig 
arbeitsteiligen Produktionsorganisation zu tun hat, in der die Näherin auch in ihren physiologischen Abläufen 
wirklich zum „Anhängsel der Maschine“ geworden ist. Sie verdient für ihre Arbeit 5.000 Taka, umgerechnet 
47,7 € im Monat, das macht unter Annahme eines Achtstundentags (Überstunden werden in der Regel sowieso 
nicht bezahlt) und einer Sechstagewoche 1,83 € am Tag oder 23 Cents in der Stunde. Verkaufspreis pro T-Shirt 
bzw. Einstandspreis von H&M: 1,35 €, davon 40 Cents für die 400 Gramm Baumwolle, den Lohnanteil haben wir 
oben mit 0,09 € ermittelt, der Rest sind sonstige Arbeitskosten (der Näherin vor- und nachgelagert), Kosten für 
Maschinerie, Betriebsstoffe etc. und natürlich der Profi t des lokalen Kapitalisten. Endverkaufspreis durch H&M 
in Europa: 4,95 €. 
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am Verkaufspreis unseres T-
Shirts aus, nämlich 0,02%4. 
Die imperialistische Propa-
ganda jedoch behauptet 
oder suggeriert zumindest, 
dass das Elend unserer 
bangladeschischen Arbeite-
rin dadurch (mit)verursacht 
wird, dass „wir“ unser T-
Shirt, in unserem Beispiel, 
unbedingt um 4,95 € haben 
wollen. Daher würde jede 
Erhöhung des Mindestlohns 
und jede Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen, so 
nett und erfreulich sie an 
und für sich sein mögen, 
sofort auf den Preis bei uns 
durchschlagen. Sie vergisst, 
dieses „Durchschlagen“ nä-
her und mit Zahlen zu er-
läutern, weil dann die Ab-
surdität dieses Arguments 
grell ans Licht träte: selbst 
in unserem extremen Bei-
spiel würde der Preis von 
4,95 € nur auf 4,99 € „hin-
aufschnellen“, und das auch 
nur, wenn nicht anderswo 
rationalisiert oder der Pro-
fi t im Mäusezähnchenaus-
maß angeknabbert würde, 
und sei es der des lokalen 
Kapitalisten. Dennoch wird 
suggeriert, dass unser be-
kanntlich geiler Geiz schuld 
oder zumindest mitschuld 
am erbärmlichen Los der 
bangladeschischen Näherin 
sei. Was für eine wunderba-
re Rechtfertigungspropa-
ganda für die imperialisti-
schen Konzerne! Wie viele 
Tränen auch vergossen wer-
den, am Ende mündet es in 
der „beinharten“, aber ver-
logenen  „Fragestellung“: 
„Du willst doch ein T-Shirt 
um 4,95? Dann reg‘ dich 
nicht auf über die Zustände 
in Bangladesch!“

Aus Sicht der Textilmonopo-
le wären freilich auch diese 
0,09 € zu viel. Der „Wettbe-
werb“, von dem immer die 
Rede ist, ihr Wirtschaftskrieg 
untereinander dreht sich 
um Profi trate und Börsen-
kurs. Den Konzernen geht 
es um den Maximalprofi t 
und auch winzige Beträge 
pro T-Shirt addieren sich bei 
so einem Konzern schnell 
zu einer großen Summe. 
Und, Hand aufs kapitalis-
tische Herz, was ist schon 
eine bangladeschische Ar-
beiterin wert, wenn es um 
Höheres wie Profi trate und 
Börsenwert geht oder, da-
mit auch „wir“ uns damit 
identifi zieren können, um 
die „Wettbewerbsfähigkeit 
unserer Wirtschaft“. 

„(Mit)schuld der 
Konsument/innen“?

Zweitens ist zu sagen, dass 
keine Rede davon sein 
kann, dass „wir“ minder-
wertige T-Shirts, Wegwerf-
produkte, bei denen alle 
Nähte krumm und schief 
sind (kein Wunder, wenn 
sie in 15 Sekunden genäht 
werden müssen), die we-
gen der „Qualität“ des 
Baumwollstoffes und der 
Verarbeitung nur fünf Wä-
schen aushalten und übri-
gens häufi g mit Pestiziden, 
Färbe- und Bleichmitteln, 
Appreturen und sonstigen 
chemischen Giften jeder 
Art belastet sind (was alles 
ebenfalls durch die Hän-
de der Näherin geht und 
von ihrem Körper aufge-
nommen wird) - dass „wir“ 
solchen Dreck  unbedingt 
„wollen“. Ein minderwerti-

ger Fetzen, mag er noch so 
hipp und der geilste letzte 
Modeschrei sein, bleibt ein 
minderwertiger Fetzen. Es 
ist vielmehr so, dass auch 
„wir“ selbst von unseren 
Kapitalisten ausgebeutet 
werden, aus historischen 
Gründen nicht unter glei-
chen Bedingungen und in 
gleichem Maß wie die Ar-
beiterinnen und Arbeiter 
in Bangladesch, aber doch, 
dass auch bei uns Arbeits-
losigkeit und Prekarität 
steigen, dass die Reallöhne 
sinken und dass sich viele 
eben nur solche miserablen 
T-Shirts leisten können, ob-
wohl sie wissen, dass sie sie 
in ein paar Wochen weg-
schmeißen können - und 
trotz des schlechten Gewis-
sens, das uns die imperialis-
tischen Medien, die Medien 
der Verursacher eben dieser 
Misere und dieser Katastro-
phen, einimpfen wollen. Si-
cher könnte man statt fünf 
solcher Fetzen lieber ein 
qualitativ höherwertiges 
und haltbareres Produkt zu 
kaufen. Man könnte, aber 
man kann nicht, denn da-
für ist oft banal das Geld 
nicht da. Außerdem klebt 
Blut nicht nur an dem Basic 
T-Shirt um 4,95 €, es klebt 
auch an dem um 19,95 €, 
dasselbe Blut und propor-
tional sogar, je höher der 
Preis, desto mehr. Insofern 
ist der Appell der Bour-
geoisie, die selbst nur ih-
ren Profi t, aber keinerlei 
„Moral“ kennt, an unsere 
„Moral“ und unsere „Kon-
sumentenverantwortung“ 
nicht nur verlogen, sondern 
direkt eine Frotzelei. Wirk-
liches Mitgefühl für die 

4 Es ist klar, dass neben der Näherin auch noch andere Arbeitskraft eingesetzt wird (Lagerlogistik, der Näherin 
vor- und nachgelagerte Tätigkeiten, z.B. das Zuschneiden vorher oder das Konfektionieren nachher, Maschi-
neninstandhaltung, auch kommerzielle Tätigkeiten wie Einkauf oder Rechnungswesen und nicht zu vergessen 
das Wachpersonal ...), aber das spielt in unserem Zusammenhang angesichts der Größenordnungen überhaupt 
keine Rolle.

1 Leiberl 
um 4,95 €

Der LOHNAN-
TEIL an einem 
Leiberl aus 
Bangladesch 
beträgt 0,02%.

Eine VERDOPPE-
LUNG DER LÖHNE 
(+100%) in der 
Textilindus-
trie in Bang-
ladesch würde 
ein Leiberl um 
0,04 € verteu-
ern, von 4,95 € 
auf 4,99 €
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5 Man könnte natürlich fordern, manche tun das auch, die Textilindustrie wieder nach Europa zurückzutrans-
ferieren. Aus Bangladesch ginge es wieder nach Vorarlberg. Dann wären wir wieder dort, wo wir vor einigen 
Jahrzehnten waren und die Geschichte ginge wieder von vorne los. Unter Bedingungen des kapitalistischen 
Weltmarkts würden die vorarlberger Textilkonzerne wieder ruiniert und wenig später wäre die Produktion 
wieder irgendwo in Asien oder Afrika gelandet. Das ergibt sich aus der Jagd der imperialistischen Konzerne 
nach dem Maximalprofi t. Um das zu ändern, muss man den Kapitalismus stürzen und damit die Profi trate als 
einzige Triebkraft alles Wirtschaftstreibens beseitigen. (Abgesehen davon führte jeder solche Versuch, in ir-
gendeinem Teilbereich und unter Bedingungen eines globalisierten Kapitalismus unternommen, zu einer Welle 
der Massenverelendung, sowohl der vorarlberger Textilarbeiter, deren „wettbewerbsfähige“ Löhne man sich 
leicht vorstellen kann, als  auch bei den Konsumenten, die „kostendeckende“ Preise zu berappen hätten. Jeder 
solche Versuch in einem Bereich, wo tatsächlich der Weltmarkt hergestellt ist, würde zu schwersten Verwerfun-
gen in der volkswirtschaftlichen Gesamtreproduktion des Kapitals führen. Aber es ist sowieso nur eine irreale 
rückwärtsgewandte Spinnerei.)

Boykott als Waffe - aber wann und wie?  

Wo die einfache moralische Mitschuldmasche nicht mehr klappt, wird die etwas „radikalere“ Variante 
der „Konsument/innenverantwortung“ ins Spiel gebracht bzw. - ganz „radikal“ - die des „Boykotts“. 
Unterschiedliche Mittel für denselben Zweck, nämlich von den wahren Schuldigen und den Gesetzmä-
ßigkeiten dieser Schuld abzulenken. Boykott - aber von wem oder was? Alle großen Textilkonzerne 
lassen in den sogenannten Billiglohnländern fertigen. Nicht überall geht es so übel  zu wie in Bang-
ladesch, aber übel geht es überall zu. Die Karawane der imperialistischen Textilkonzerne ging für die 
eigentliche Billigstproduktion zuerst nach China, dann weiter nach Bangladesch, jetzt schon teilweise 
weiter nach Vietnam, Kambodscha, bald vielleicht auch nach Myanmar, warum nicht, jetzt wo dieses 
„demokratisch“ wird  ... Jeder, ob Diskonter oder Designerlabel, lässt dort fertigen und alle zu misera-
belsten Bedingungen. Im Bangladesch lassen nicht nur die zwei weltgrößten Supermarktketten Wal-
mart und Carrefour sowie Rewe, Aldi und Lidl fertigen, sondern auch - wir nennen nur  hierzulande 
auf dem Markt präsente - PVH (Hilfi ger und Calvin Klein), H&M, KiK, C&A, Esprit, Zara, Helly Hanson, 
Hess Natur, Benetton, Mango, Adidas, Nike, Levis, Next, Mothercare, Vögele, Otto Group, s.Oliver, 
Tchibo und einige weitere, auf dem österreichischen Markt nicht oder wenig präsente US- und briti-
sche Konzerne (Sainsbury, Marks&Spencer, Tesco ...). Also alle, aber auch wirklich alle. Die meisten aus 
dieser Liste, darunter auch einige „top labels“, ließen auch im Rana Plaza fertigen. Boykott ist unter 
diesen Umständen eine absurde Vorstellung. Man müsste wenn schon dann alle boykottieren. Mann 
oder Frau müssten, sofern sie nicht eine eigene Schafzucht (ein Baumwollfeld wird in unseren Breiten 
nichts) plus Spinnerei und Weberei und Kenntnisse in der Schneider- und Nähkunst haben, bald split-
ternackt herumspazieren und ihren Boykott unter dergestalt erschwerten Bedingungen ausüben5. 

Boykott von diesem oder jenem Staat, von dieser oder jener Firma, von diesem oder jenem Produkt 
gab es schon immer, Boykottinitiativen haben eine lange Geschichte und es gibt einige Erfahrungen 
damit. Boykott kann eine Waffe sein, aber nur ein bestimmter Boykott in einem ganz bestimmten Fall 
und einer ganz bestimmten Situation. (Wir sprechen hier immer von einem Boykott, den die inter-
nationale Arbeiter/innenklasse und die Völker der Welt gegen besonders üble ihrer Feinde ausüben, 
nicht von Boykotten des Weltimperialismus gegen ihm nicht genehme Regierungen und Staaten.) So 
wurden z.B. in den 1960er  und 1970er Jahren Rhodesien (heute Zimbawe) und Südafrika boykottiert. 
Das hatte Sinn und eine gewisse, wenn auch bescheidene Wirkung. Es ging und geht dabei um Ko-
lonialstaaten mit rassistischen und (kolonial)faschistischen Regimes. Aber auch hier war der Boykott 
nur ein Nebenschauplatz des Kampfes. Die Regime in Südafrika und Rhodesien wurden durch den be-
waffneten Kampf der dortigen Befreiungsbewegungen gestürzt und durch sonst nichts. Wer wirklich 
etwas gegen diese Regime tun wollte, musste in erster Linie aktiv diese Befreiungsbewegungen un-
terstützen. Boykott ist hauptsächlich ein Propagandamittel mit Wirkung und Nutzen hier bei uns und 
kann nur selten wirklich etwas ändern. Vor allem kann ein „Konsumentenboykott“, wenn überhaupt 
von Nutzen und nicht bloß Selbstbefriedigung, nichts ausrichten, sondern allenfalls von propagandisti-
schem Wert sein, und das leider auch nur im Sinn einer moralisierenden und nicht einer kämpferischen 
Propaganda. Deshalb war auch z.B. der Boykott von südafrikanischem Obst oder Wein nicht besonders 
wichtig, dass aber die Arbeiter/innen von Alstom oder Dassault den Export französischer Generatoren 
und Transformatoren oder Rüstungsgüter durch Streiks verhinderten oder die Werftarbeiter/innen Eng-
lands deren Verschiffung, tat den beiden Regimes schon wesentlich mehr weh. Überhaupt spielen die 
Hafenarbeiter/innen bei solchen Sachen meist eine entscheidende Rolle, denn sie können den Feind 
wirkungsvoll und relativ einfach treffen. 

Soweit Boykott - über Propagandazwecke hinaus - eine gewisse Wirksamkeit entfalten konnte, han-
delte es sich jedenfalls immer um Produzenten-, nicht um Konsumentenboykott. Wenn heute von 
Boykott geredet wird, ist aber immer nur Konsumentenboykott gemeint. Aus gutem Grund, zielen 
doch die Kapitalisten damit nur darauf, die Empörung über ihre Machenschaften auf solche Geleise 
abzulenken, die diese Machenschaften selbst ja nicht durchkreuzen. 

Nehmen wir ein aktuelles Beispiel, das Israels. Die heutigen Initiativen zum bzw. für den Boykott Israels 
sind berechtigte Bestrebungen, denn Israel ist ein rassistisches Kolonialregime, noch dazu eines, das 
viele andere reaktionäre und reaktionärste Regimes weit in den Schatten stellt. Aber auch hier ist der 
Konsumentenboykott eine schwache Waffe. Was nicht heißt, dass man nicht auch zu ihr greifen kann. 
Man muss ja nicht ausgerechnet Obst aus Israel kaufen, das auf dem den Palästinenser/innen geraub-
ten Land mit Unmengen von geraubtem Wasser und unter unglaublicher Vergeudung dieses Wassers 
zur Bewässerung der Wüste produziert wird, während zugleich viele vertriebene und  von Mauern ein-
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gesperrte Palästinenser/innen unter schwerster Wasserknappheit leiden und oft ihre Felder und Gärten 
nicht mehr bewässern können. Und man kann - Boykott als Mittel der Propaganda - vor oder im Super-
markt Flugblätter zu verteilen, antizionistische Aufkleber und „Warnschilder“ an diesem Obst anbrin-
gen, es kann auch passieren, dass irrtümlich ein Obststand umgeschmissen wird, was unweigerlich zu 
vielen, teils heftigen Diskussionen (und manchmal mehr!) führen kann. Das ist vielleicht eine nützliche 
Propaganda, warum nicht, aber Israel wird sich davon nicht beeindrucken lassen. Eine bedeutsamere 
Geschichte wäre schon ein Boykott bei Militärgütern oder wichtigen Produktionsmitteln, weil das den 
zionistischen Staat tatsächlich praktisch träfe, nicht am „Lebensnerv“ natürlich, aber ein bisschen. In 
erster Linie aber muss der antikoloniale Befreiungskampf der Palästinenser/innen propagiert und un-
terstützt werden. Die „Zwei-Staaten-Lösung“, die sich längst in ein Instrument israelischer Kolonialpo-
litik verwandelt hat, muss abgelehnt und wir müssen für den Sturz der zionistischen Kolonialmacht so-
wie für ein revolutionär-demokratisches Palästina eintreten. Und wir müssen gegen die Kollaboration 
der österreichischen Bourgeoisie mit dem Zionismus auftreten und versuchen, diese Kollaboration zu 
be- oder ggf. zu verhindern. Soweit ein Boykott Israels etwas zur Schwächung des Zionismus beitragen 
kann, und sei es sogar nur in propagandistischem Sinn, ist das gut, aber sollte nicht überschätzt werden 
und es wäre wichtig, wenn schon, dann nicht nur israelisches Obst zu boykottieren, sondern israelische 
Waffen, nämlich dass Rüstung aus Israel importiert und dass Rüstung nach Israel exportiert wird. Viel-
leicht gibt es dafür konkrete Gelegenheiten, z.B. bei Propagandaveranstaltungen des Bundesheeres, 
bei „Tagen der offenen Tür“ oder am 26.Oktober am Wiener Heldenplatz. Jemand könnte auch z.B. 
die Wiener Neustädter Firma Schiebel (mit Büro in der Wiener Margaretenstraße) ins Visier nehmen, 
die bewaffnungsfähige Drohnen - außer an die USA, Australien, Südkorea, Saudiarabien und die Emi-
rate und eine Reihe weiterer Staaten sowie an das Österreichische Bundesheer - auch an Israel liefert. 
Bessere Ansatzpunkte als das Obst gäbe es also auf jeden Fall. Vielleicht wird auch das israelische Erd-
gas bald einmal ein Ansatzpunkt, das in einigen Jahren über Zypern und Griechenland nach Europa 
exportiert werden soll. Vielleicht mischt dann die ÖMV dabei mit, dann hätte man einen konkreten 
Anknüpfungspunkt und ein konkretes Angriffsziel. Solche Sachen wären sowohl eine klarere, stärkere 
Propaganda, als auch dort oder da eine kleine wirkliche Durchkreuzung der zionistischen Interessen, 
im Einzelfall vielleicht sogar mehr. Aber in jedem Fall wird der Boykott in der Hauptsache ein Mittel der 
Propaganda und zur Bildung einer antizionistischen Solidaritätsbewegung für Palästina sein. 

Auch in Österreich gab es immer wieder einige schöne Boykott-Aktivitäten. Z.B. wurde nach dem fa-
schistischen Militärputsch in der Türkei von 1971 im Saurer-Werk in Wien Produktion und Auslieferung 
gepanzerter Fahrzeuge und Jagdpanzer mit Ziel Türkei von türkischen Genoss/innen technisch sabo-
tiert, verzögert, behindert.  Oder - eine „weichere“ Aktion, aber immerhin - als der VA TECH-Konzern 
(heute von Siemens übernommen) sich über seine deutschen Töchter an israelischen Projekten zur Um- 
bzw. Ableitung von Wasser aus palästinensischen Gebieten beteiligen wollte und zu diesem Zweck 
sogar mit israelischem Militär und  Geheimdienst (die dabei das Kommando hatten) zusammenarbei-
tete, konnte so viel  „passive Resistenz“ in Österreich und Deutschland organisiert werden, dass diese 
Projekte relativ bald wieder abgeblasen wurden. Israel brauchte damals gewisse Technologien, es hat 
sich diese wahrscheinlich anderswo besorgt, aber immerhin konnten diese Kolonialprojekte verzögert 
und viele Kolleg/innen dagegen eingenommen werden.

Der Boykott kann ein Mittel im Einzelfall sein, darf aber nicht überschätzt werden, vor allem dann 
nicht, wenn er bloß ein Konsumentenboykott ist.6 Und er ist nur nützlich, wenn er den wirklichen und 
alles entscheidenden revolutionären Befreiungskampf oder den Klassenkampf unterstützt. Ohne das 
würde er zum „humanitären“ Ablenkungsmanöver - nach dem bekannten Motto „Wir helfen, damit 
es uns besser geht“. Der Neokolonialismus ist keine Frage des Anstands und der Moral, sondern ein 
System der Ausbeutung, das in der Produktionssphäre wurzelt. Das Problem kann daher auch nur in 
der Produktionssphäre gelöst werden - und das bedeutet Umsturz der Produktionsverhältnisse in den 
neokolonialen und in den imperialistischen Ländern durch neudemokratische und sozialistische Revo-
lutionen. Zum Herankommen an diese, speziell in den imperialistischen Ländern, kann auch Boykott 
eine Waffe sein, wenn sie an den richtigen Stellen in richtiger Weise eingesetzt wird. 

Zurück zu Bangladesch heißt das, dass ein Textilboykott gegen Produkte aus Bangladesch oder gegen 
diese oder jene Marke oder auch gegen alle asiatischen Produzenten, aber eben immer Boykott als 
Konsument, ein sinnloses Unterfangen wäre. Boykott gegen was? Gegen die Produktion in Bangla-
desch (unter den gegebenen Bedingungen, die unmittelbar nicht zu ändern sind, jedenfalls nicht von 
„uns Konsumenten“), obwohl genau dasselbe in Vietnam, Kambodscha etc. geschieht? Gegen Billigst-
produkte, obwohl die bangladeschische Näherin für das „Markenleiberl“ um keinen Taka mehr kriegt? 
Gegen z.B. H&M, obwohl alle anderen imperialistischen Monopole genauso produzieren lassen? Die 
imperialistische Propaganda führt bewusst auf solche „humanitären“ Holzwege. 

6 Eine ganz andere und zusätzliche Dimension erhält das Boykottthema selbstverständlich, wenn z.B. ein Kon-
sumboykott strafrechtlich verfolgt wird. So neuerdings in Frankreich, wo noch unter Sarkozy per Verordnung 
des Innenministeriums der „Aufruf zum Boykott israelischer Produkte“, da angeblich antisemitisch, unter Stra-
fe gestellt wurde (ebenso der Aufruf zum Abzug französischen Kapitals aus Israel und der zur Verhängung 
von Sanktionen gegen Israel). Die neue sozialdemokratische Regierung Hollande, die die Sarkozy-Linie weiter 
und  meistens verschärft weiter verfolgt, hält auch in dieser Frage am Repressionskurs fest: Derzeit stehen fünf 
Prozesse in Sachen Boykottaufruf zwischen Juni und Oktober ins Haus. In so einem Fall dreht der Kampf in Wi-
derstand gegen eine sich faschisierende und demokratische Kräfte terrorisierende Staatsmacht und wird dies 
zur Hauptsache (in Österreich hatten wir etwas Vergleichbares in den „Tierschützer“prozessen) und muss der 
Kampf gegen die Kriminalisierung der Boykottierer - unabhängig von der Einschätzung der Sinnhaftigkeit des 
Boykotts - energisch geführt werden.
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Opfer der Katastrophe in 
Bangladesch und Solidari-
tät mit der bangladeschi-
schen Arbeiter/innenklas-
se heißt auch Entlarvung 
dieser schmutzigen Bour-
geoispropaganda.

Unterstützung 
des Klassenkampfs 
in Bangladesch -
die richtige Antwort!

Die Arbeiter/innenklasse 
in Bangladesch muss und 
wird eines Tages mit ihrer 
Kompradorenklasse und 
ihrem staatlichen Kom-
pradorenregime aufräu-
men. Sie führt seit Jahren 
heftige  Kämpfe gegen 
diese, sie wird ihre ge-
werkschaftlichen Organi-
sationen7 stärken und ihre 
marxistisch-leninistische 
Partei aufbauen und frü-
her oder später zusam-
men mit den sonstigen 
Volksmassen das imperia-
listische Joch abschütteln 
und ihre einheimische 
Kompradorenbourgeoisie 
und Reaktion beseitigen. 
Nur durch ihren eigenen 
Kampf kann und wird sie 
auch Fortschritte bezüglich 
ihrer unmittelbaren Ar-
beits- und Lebensverhält-
nisse erzielen, im Kampf 
um die wirtschaftlichen 
und sozialen Verhältnisse 
und im politischen Kampf 
um Demokratie. Alles Ge-
rede, dass es an uns läge, 

eine ernsthafte Verbes-
serung der Lage in Bang-
ladesch herbeizuführen 
oder dass wir dazu auch 
nur maßgeblich beitragen 
könnten, ist eben nur Ge-
rede, wenn auch oft gut 
gemeintes. Freilich kann 
und muss man auch hier 
bei uns etwas tun, aber 
was? Wir müssen die Ver-
brechen des Imperialismus 
in Bangladesch, vor allem 
die des eigenen Imperia-
lismus, soweit er beteiligt 
ist, enthüllen sowie den 
Kampf der Arbeiter/innen-
klasse und des Volkes von 
Bangladesch propagieren 
und nach Kräften unter-
stützen. Wenn es dafür 
Ansatzpunkte gibt, müs-
sen wir konkrete Umtrie-
be der Imperialisten, sei es 
die des eigenen, sei es die 
anderer Imperialisten oder 
der internationalen Orga-
nisationen der Weltbour-
geoisie unter Mitwirkung 
Österreichs anprangern 
und ggf. be- oder verhin-
dern8, z.B. an IWF oder 
Weltbank, wo Österreich 
zwar nicht viel zu sagen 
hat, aber doch bei allen 
Schandtaten „mitarbeitet“ 
und mit abstimmt. Insbe-
sondere gilt das für poli-
tische oder militärische In-
terventionen (womöglich 
unter Beteiligung öster-
reichischer „Blauhelme“, 
es werden ja am Golan 
gerade welche frei). Und 

- das ist die Hauptaufgabe 
- wir müssen hier bei uns 
ebenfalls den Kampf ge-
gen den Imperialismus vo-
ranbringen und den Klas-
senkampf gegen genau 
die Monopole und Regie-
rungen zu führen, die von 
Zeit zu Zeit heuchlerisch 
Tränen vergießen und uns 
dafür gewinnen wollen, 
gemeinsam mit ihnen Mit-
gefühl für Bangladesch zu 
pfl egen.

Produktionsverlagerun-
gen - nur wegen der 
niedrigeren Lohnkos-
ten?

Kommen wir zum Schluss 
nochmals auf unser obi-
ges T-Shirt-Beispiel zurück, 
jetzt aber aus Sicht der 
Arbeiter/innen der impe-
rialistischen Länder. Man 
musste, heißt es, die eu-
ropäische Textilprodukti-
on ins Ausland, z.B. nach 
Bangladesch verlagern, 
weil hierzulande die Lohn-
kosten9 zu hoch wären. Die 
„Wettbewerbsfähigkeit“, 
heißt es, steht und fällt 
mit den Lohnkosten. In 
unserem obigen Beispiel, 
das der Realität durchaus 
nahe kommt, machen al-
lerdings diese nur einen 
verschwindend kleinen 
Teil des Preises aus. Zur 
Erinnerung: Der gesamte 
Einstandspreis des T-Shirts 
macht nur 27% des Ver-

7 Die Gewerkschaftsbewegung ist in rechtlicher Hinsicht teils legal oder halblegal, teils illegal. In faktischer 
Hinsicht wird sie unterdrückt, verfolgt, terrorisiert. „Wenn Du in der Fabrik das Wort ‚Gewerkschaft‘ auch nur 
in den Mund nimmst, bist du schon gefeuert und du fi ndest auch keine Arbeit mehr. In Tazreen waren ca. 100 
ArbeiterInnen gewerkschaftlich organisiert, aber geheim... Beim ersten Flugblatt wirst du von der Polizei ver-
haftet und kriegst nie mehr wieder einen Job.“ (ein Arbeiter von Tazreen, zugleich Aktivist der Gewerkschaft 
„National Garment Workers Federation“; zitiert nach „Le Monde Diplomatique“, Juni 2013)

8 Da gibt es in Österreich nicht viel, weder in puncto Waren- noch Kapitalexport. Die österreichischen Exporte 
beschränken sich laut Wirtschaftskammer Österreich auf „Stromaggregate, Maschinen, Papier, Spinnstoffe und 
Chemieprodukte“, alles zusammen im Wert von 27 Mio. €. Die Spinnstoffe könnte man sicher näher anschauen, 
da sind offenbar österreichische Kapitalisten in der Textilproduktion tätig. Aber es sind alles nur Peanuts.

9 Lohnkosten ist hier immer im weiteren Sinn gemeint, also unter Einschluss der „Lohnnebenkosten“.
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kaufspreises aus, die an-
dern 83% spielen sich gar 
nicht in Bangladesch ab, 
und nur die reinen Lohn-
kosten machen wiederum 
nur 6-7% des Einstands-
preises oder 0,02% vom 
Verkaufspreis aus. Das ist 
ein Witz gegen das, was 
alleine für Werbung und 
Marketing, Lobbying, Fi-
nanzierung und Betreuung 
von allerhand NGOs10 und 
anderen Begleitkohorten, 
sonstiges Schmiergeld, 
sinnlose Entsorgungs- 
und Wegwerfkosten für 
Überschussproduktion, 
absurde Transportkosten 
über 7.000 Kilometer, al-
lenfalls noch dort oder da 
ein paar Almosen wegen 
der einen oder anderen 
Umweltkatastrophe oder 
zwecks scheinheiliger Ins-
zenierung irgendwelcher 
Aushängeschilder wie der 
Bohrung eines Brunnens 
oder der Anlage eines Eco- 
oder Bio-Baumwollfeldes 
usw., vom Profi t gar nicht 
zu reden.  

Viele solcher Verlagerun-
gen, z.B. in der Automo-
bilindustrie, fi nden gar 
nicht wegen der Lohnkos-
ten dessen, was verlagert 
wird, statt, sondern um 
die Arbeiter/innenklasse in 
den imperialistischen Län-
dern, die ebenfalls ausge-
beutet wird und Mehrwert 
schafft, niederzudrücken 
oder niederzuschlagen11. 
So erklärte vor einiger Zeit 
der Vorstandsvorsitzende 
von BMW, die Lohnstück-
kosten (Arbeitskosten pro 
BMW), also das wirklich 
Relevante in der Konkur-
renz, seien in Schanghai 
und in Bayern inzwischen 
ungefähr gleich hoch; es 
gibt nämlich außer den 
eigentlichen Lohnkosten 
auch das Thema der Ar-
beitsproduktivität (das 
wiederum mit der „Kapi-
talintensität“ des Produk-
tionsprozesses verbunden 
ist). Aber das Gequassel 
über die reinen Lohnkos-
ten, also was die Arbeiter/
innen unmittelbar als Lohn 

kriegen, bei gleichzeiti-
gem „Vergessen“ dessen, 
was sie dafür produzie-
ren, ist die übliche Masche 
der Bourgeoispropagan-
da zwecks Lohndrücker-
ei. Damit glaubt man, die 
Löhne weiter senken, das 
Arbeitsrecht weiter „fl exi-
bilisieren“, sprich: aufwei-
chen und aushöhlen, die  
einheimische Ausbeutung 
weiter steigern zu können. 
Europa bleibt für europäi-
sche Konzerne doch die 
home base, ihr Herzstück, 
ihre Technologiebasis, ihre 
Kommandozentrale, und 
es müssen unbedingt auch 
hier die Lohnkosten, sämt-
liche Lohnkosten, auch 
die im Handel und in un-
produktiven Sektoren, ge-
senkt werden. Nicht weil 
sie in Konkurrenz wären zu 
bangladeschischen Lohn-
kosten, das könnte man ja 
mit Betriebsverlagerungen 
lösen, sondern einfach weil 
auch sie gesenkt werden 
müssen, da die Profi trate, 
eh schon sehr unter Druck, 

 
10 Um nicht ehrenrührig zu sein, sei gesagt, dass nicht alle NGOs a priori Imperialistenknechte sind. Es gibt auch 
welche, die es ehrlich meinen, leider sind aber auch sie meist nur bürgerliche Reformapostel und Weltverbes-
serer, jedenfalls alle, die es in der bourgeoisen „Öffentlichkeit“ zu etwas bringen. Mit manchen  kann man 
vielleicht sogar punktuell zusammenarbeiten oder sich auf ihre Berichte beziehen etc., trauen kann man ihnen 
allen nicht wirklich, allein schon wegen ihrer Verbohrtheit. Aber die meisten NGOs sind heute völlig in das im-
perialistische Getriebe integriert, werden von Bourgeoisien, Staaten und Internationalen Organisationen ausge-
halten und eingesetzt und die meisten (nicht alle) sind auch subjektiv völlig korrumpiert, viele sind sogar direk-
te Agenten. Kein Agressionskrieg ohne vorausgeschickte (wie früher die Missionare) oder hinten nacheilende 
NGOs. In der US-Zeitschrift „Monthly Review“ wurde vor einiger Zeit ein CIA-Direktor zitiert, der sagte, dass die 
CIA im Vergleich zu vor einigen Jahrzehnten den Kreis ihrer Aufgaben und Tätigkeiten stark hätte einschränken 
können, weil vieles davon heute, in der Zeit der „globalen Menschenrechtsbewegung“, von „Entwicklungsa-
genturen“, „Hilfswerken“ und NGOs wahrgenommen würden. Der Schwindel um das „Abkommen  zum Brand- 
und Gebäudeschutz in Bangladesch“ ist wieder ein schönes Beispiel dafür, wie sich Arbeitsrechtsorganisationen, 
bürgerliche Gewerkschaftsverbände und NGOs für Verschleierungs- und Beschwichtigungszwecke hergeben.  

11 „Dient der Druck der internationalen Konkurrenz nicht einfach als Vorwand für ... Umverteilungen von unten 
nach oben ... und für Angriffe gegen den ‚Sozialstaat‘ und gegen die ‚Privilegien‘ der Arbeitnehmer? Denn wie 
könnte die Konkurrenz erklären, dass französische Verleger ihre Bücher auf Madagaskar, in Tunesien oder auf 
Mauritius drucken lassen, bloß um ein paar Dutzend Centimes beim Herstellungspreis eines Buches zu gewin-
nen? Lassen die Luxushemdenhersteller der Konkurrenz wegen Artikel in China nähen, die sie 50- bis 100-mal 
teurer verkaufen, als es ihrem Herstellungspreis entspricht? Ist es der Druck der internationalen Konkurrenz, 
der Nike (oder Reebok oder Puma) dazu veranlasst, ihre Schuhe auf den Philippinen, dann in Indonesien, China 
und Vietnam zu fertigen, wo die Lohnkosten eines Paares der Serie ‚Pegasus‘, das für 70 $ verkauft wird, sich 
auf 1,66 $ belaufen?“ (Andrè Gorz: „Arbeit zwischen Misere und Utopie“, Paris 1997) Die Diagnose von André 
Gorz ist interessant zu lesen, die Abhilfen, die er vorschlägt, sind, wie der Titel schon sagt, eine „Utopie“, aber 
nicht eine reale, in den wirklichen Verhältnissen gegründete Utopie, sondern leider Hirngespinste und ein jeder 
Grundlage entbehrender Aberglaube in mögliche Reformen. 
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das verlangt. Und so ist es 
überall. Es müssen auch 
die Lohnkosten in solchen 
Bereichen gesenkt wer-
den, die man gar nicht 
nach Bangladesch verla-
gert hat oder verlagern 
will, und auch in solchen 
Bereichen, die man über-
haupt nicht nach Bangla-
desch verlagern könnte, 
lokal bezogene Industrien 
wie z.B. die Bau- oder En-
ergiewirtschaft. Es müssen 
alle Lohnkosten gesenkt 
werden und dafür ist das 
Damoklesschwert bzw. der 
Knüppel Bangladesch, um 
bei unserem Beispiel zu 
bleiben, wunderbar geeig-
net. Und es geht nicht nur 
um den Lohn, es geht auch 
um die Ausdehnung der 
Arbeitszeit, um die Nacht- 
und Schichtarbeit usw. Ein 
weiterer (und z.B. für den 
österreichischen Kapita-
lexport nach Osteuropa 
und auf den Balkan sehr 
maßgeblicher) Grund sind 
die geringeren Material- 
und Maschinenkosten, das 
was Marx im „Kapital“ die 
„Verwohlfeilerung (= Ver-
billigung) der Elemente 
des konstanten Kapitals“ 
nennt und ebenfalls als 
wichtigen „entgegenwir-
kenden Faktor“ gegen 
den „tendenziellen Fall 
der Profi trate“ anführt. 
Es geht auch darum, dass 
man mit der Konkurrenz 
der sogenannten Billig-
lohnländer immer höhe-
re Subventionen von den 
Staaten verlangen kann, 
um so die Profi trate zu 
stützen und aufzufetten. 
Es geht auch darum, Re-

gelungen zur Arbeitssi-
cherheit oder zu Umwelt-
fragen zu lockern. Usw. 
usf. Bangladesch ist kurz 
gesagt auch ein Hebel, um 
Ausbeutung und Ausplün-
derung bei uns zu steigern. 
Am Ende hätte man alles, 
was das Kapitalistenherz 
begehrt: die neokoloniale 
Ausbeutung von Bangla-
desch und eine hohe (noch 
höhere als bisher) Ausbeu-
tungsrate in Europa, was 
gepaart mit der hohen 
europäischen Arbeitspro-
duktivität und dem hohen 
technologischen Niveau 
wiederum eine gewaltige 
Mehrwertumverteilung 
in Richtung der imperia-
listischen Metropolen er-
laubt. Das wäre, zu Ende 
gedacht und sofern nicht 
durch den Klassenkampf 
durchkreuzt, das Paradies 
für die Jäger nach Maxi-
malprofi t.

Zwei Fronten 
im Klassenkampf

Uns verweist das wieder 
einmal darauf, dass der 
Kampf der Arbeiter/innen-
klasse und des Volks von 
Bangladesch und unser 
Kampf hier zwei Frontab-
schnitte des internationa-
len Klassenkampfes sind. 
Wir haben nicht als Kon-
sument, ob boykottierend 
oder nur bürgerlich kos-
mopolitisch „mitfühlend“, 
wir haben auch nicht als 
Menschenfreund gegenü-
ber der bangladeschischen 
Produktionsmisere tätig 
zu werden, sondern als 
Klassengenoss/innen der 

Arbeiter/innenklasse in 
Bangladesch. Sie kämpfen 
gegen ihre Kompradoren-
bourgeoisie und deren Re-
gierung sowie gegen das 
imperialistische Auslands-
kapital, wir haben sie in 
diesem Kampf tatkräftig 
zu unterstützen - gleich-
gültig ob wir dabei ein in 
Bangladesch produziertes 
oder irgendein anderes 
T-Shirt tragen oder nicht. 
Das Schicksal der baglade-
schischen Arbeiter/innen-
klasse wird in Bangladesch 
entschieden. „Es rettet uns 
kein höheres Wesen, kein 
Gott, kein Kaiser, kein Tri-
bun“ - das gilt auch für die 
bangladeschische Arbei-
ter/innenklasse und, müss-
te man hinzufügen, es 
helfen ihr dabei auch kei-
ne sentimentalen Gefühle 
aus den imperialistischen 
Ländern. Sie führen den 
Kampf gegen ihre Kom-
pradorenbourgeois und 
die imperialistischen Aus-
beuter und Mörder und 
sie werden ihnen in ihrem 
Befreiungskampf immer 
stärkere Schläge versetzen 
und dadurch auch unsere 
Kampfbedingungen, in-
ternational gesehen ge-
gen denselben Feind, ver-
bessern. Und wir haben 
unsere Aufgaben zu erfül-
len, um unseren unmittel-
baren Gegner, die öster-
reichische Bourgeoisie, zu 
treffen und zu schwächen 
und auf die sozialistische 
Revolution in Österreich 
hinzuarbeiten.

(Juni 2013)
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Am 17. Mai wurde von ei-
ner Streikversammlung bei 
PSA (Peugeot) in Aulnay, 
am Nordrand von Paris 
gelegen, entschieden, den 
seit 16.Jänner geführten 
Streik gegen die für 2014 
geplante Werksschließung 
auszusetzen. Den Streik 
auszusetzen wohlgemerkt, 
nicht den Kampf über-
haupt zu beenden und sich 
kampfl os „seinem Schick-
sal zu ergeben“. In der Er-
klärung des Streikkomitees 
heißt es dazu: „Für alle 
bleibt die Schließung des 
Werkes inakzeptabel und 
ungerechtfertigt... Wenn 
die Beschäftigten sich ent-
schieden haben, den Streik 
auszusetzen, haben sie 
damit nicht ihr Recht auf-
gegeben, sich zu verteidi-
gen.“ Der Streik gegen die 
geplante Werksschließung 

war vier Monate lang mit 
außergewöhnlicher Ent-
schlossenheit und Konse-
quenz geführt worden. 
Alle Manöver der Bour-
geoisie und ihres Staats-
apparats halfen nichts, es 
gelang ihnen nicht, den 
Streik zu unterminieren 
und zu brechen. Da war 
auf der einen Seite das 
Propagandagequatsche 
über die „Reindustrialisie-
rung Frankreichs“ (wäh-
rend man immer weiter 
verlagert und desindustri-
alisiert!), das „Engage-
ment“1 der Regierung in 
„harten Verhandlungen“ 
mit der Firmenleitung, das 
sich als Serie von inhaltslo-
sen „Durchbrüchen“ dar-
stellte, hohle und hohlste 
„Alternativprojekte“ der 
Regierung zur Ansiede-
lung fi ktiver Industrien in 

und um Aulnay usw. Und 
auf der anderen Seite 
eine zeitweilige Aussper-
rung gleich zu Beginn des 
Streiks, um die dauerhaf-
te Besetzung des Betriebs 
zu verhindern bzw. sie zu 
brechen, vielfältige Ein-
schüchterungsversuche, 
Disziplinarstrafen, Entlas-
sungen von Streikführern, 
Gerichtsprozesse, das An-
karren betriebsfremder 
Streikbrecher, Einsatz einer 
Hundertschaft betriebs-
fremden „Wachperso-
nals“, Aufhetzen und Vor-
schicken einiger mittlerer 
und höherer Angestellten 
und Provokation tätlicher 
Auseinandersetzungen. 
Aber alle diese Manöver 
konnten vier Monate lang 
den Widerstand gegen die 
Werksschließung und die 
Massenentlassungen nicht 
brechen. Dieser Streik war 
nicht nur der bisher längs-
te Streik in der jüngeren 
Geschichte des PSA-Kon-
zerns, sondern zweifellos 
auch die bedeutendste 
Streikaktion der letzten 
Jahre überhaupt in Frank-
reich, nämlich in ihrer Be-
deutung und Wirkung für 
die Entwicklung einer klas-
senkämpferischen Gewerk-
schaftsbewegung und die 
Stärkung der Elemente ei-
ner revolutionären Arbei-
ter/innenbewegung.

Der viermonatige Streik bei Peugeot Aulnay 

- ein wichtiger Schritt vorwärts 
im Klassenkampf in Frankreich!

1 Im Wahlprogramm von Hollande 2012 beginnt jeder Punkt mit „Je m‘engage...“, also „Ich setze mich dafür 
ein, dass ...“ Allein diese Formulierung hätte von Anfang an jeden misstrauisch machen müssen. Zwei, drei Tage 
nach dem Wahlsieg wurden schon die ersten „Engagements“, einige wenige Monate später waren nahezu alle, 
frech und offen gebrochen. In vielen Fragen (von der noch massiveren Ausweisung und Verfolgung der Roma 
und Immigrant/innen  über die weitere „Flexibilisierung“ des Arbeitsrechts, von einem Neuanlauf zum Durch-
setzen der sarkozystischen Pensionsreform bis zur noch einmal verschärften Kriegstreiberei) wurde und wird die 
sarkozystische Reaktion sogar noch übertroffen. Nun ist der Bruch von Wahlversprechen zwar die zwingende 
Regel  jeder bourgeoisen Regierung, aber das Tempo der Regierung Hollande dabei war außergewöhnlich ra-
sant. (Ein „Engagement“, das gehalten und dementsprechend massiv im In- und Ausland propagiert wurde, war 
die „mariage gay“, die Möglichkeit der Eheschließung unter gleichgeschlechtlichen Partner/innen dar, die in 
den letzten Wochen zur Mobilisierung aller reaktionär-katholisch-faschistischen Kräfte geführt hat - aber diese 
Frage, so wichtig sie selbstverständlich in puncto Demokratie und Kampf gegen die reaktionäre Mobilisierung 
ist - tut dem Profi t der Bourgeoisie unmittelbar nicht weh.)
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Ziel des Streiks: 
Verhinderung der für 
2014 geplanten Werks-
schließung 

Dazu kamen im Laufe des 
Kampfes weitere streik-
bezogene Forderungen, 
insbesondere die Rücknah-
me der Kündigung einiger 
Streikführer, die Beendi-
gung der streikbrecheri-
schen Aktionen der Fir-
menleitung usw. Zugleich 
sah sich das PSA-Kapital 
gezwungen, Monat für 
Monat den vorgelegten 
Sozialplan anzureichern, 
zu verbessern, um damit 
vielleicht die Arbeiter/in-
neneinheit und den Streik 
unterlaufen zu können. 
Natürlich schielten alle re-
formistischen Kräfte, auch 
die meisten „linken“, so-
weit sie den Streik über-
haupt, wenigstens als 
Lippenbekenntnis unter-
stützten, in erster Linie auf 
den Sozialplan, zumal sie 
die Werksschließung „in 
Wahrheit“ doch für „un-
abwendbar“, ja „objektiv 
unvermeidlich“ hielten. 
Für die streikenden Ar-
beiter/innen aber ging es 
um die Abwehr der Schlie-
ßung.
Die Schließung von Aulnay 
ist ein Teil des „Rationali-
sierungsprogramms“ bei 
Peugeot, dem im Laufe 
von zwei Jahren alleine in 
Frankreich Zehntausende 
Arbeitsplätze zum Opfer 
fallen sollen. Im Juli 2012, 
als der „Sanierungsplan“ 
bekanntgegeben wur-
de, hatte man noch vom 
„Entfall von 8.300 Stellen“ 
gesprochen, etwas später, 
da es zwar zu Protestver-
sammlungen samt Ar-
beitsniederlegungen, aber 
nicht sofort zu massiven 
Abwehrkämpfen kam, von 
11.300, inzwischen sind es 

wahrscheinlich noch mehr. 
Ein oder zwei Werke, Aul-
nay und wahrscheinlich 
Meudon, sollen ganz und 
ein drittes, Rennes, teil-
weise geschlossen werden. 
Dass es gerade Aulnay am 
meisten trifft, ist kein Zu-
fall, es hat auch nichts mit 
einer eventuellen beson-
ders „schlechten Rentabi-
lität“ zu tun (das Werk ist 
profi tabel, bloß für den 
Geschmack des Kapitals 
- wie freilich alle PSA-Wer-
ke - zu wenig profi tabel), 
sondern es hat mit der 
klassenkämpferischen Tra-
dition der Belegschaft zu 
tun. 2007 hatte die Beleg-
schaft von Aulnay die Ka-
pitalisten in einem sechs-
wöchigen Streik schon ein-
mal „herausgefordert“. 

Verlauf des Streiks

Es stand seit dem 16.Jän-
ner ständig ein „harter 
Kern“ von etwa 350- 400 
Arbeiter/innen im Streik, 
wobei sich weitere Teile 
der Belegschaft abwech-
selnd darum gruppierten, 
mit Streiks und kleineren 
Arbeitsniederlegungen, 
mit Versammlungen und 
Solidaritätskundgebun-
gen. Der Versuch, andere 
PSA-Arbeiter/innen und 
Angestellte, z.T. aus weit 
entfernten Werken, her-
anzukarren und als Streik-
brecher einzusetzen, schei-
terte kläglich. Keiner von 
ihnen wollte oder traute 
sich, als Streikbrecher zu 
fungieren. Auch mit Leih-
Arbeiter/innen, „Wach-
personal“ usw. gelang es 
nicht, dem Streik und der 
Besetzung beizukommen. 
Statt der Streikenden wur-
den die zum Zweck des 
Streikbrechens engagier-
ten Leiharbeiter/innen und 
„Sicherheitskräfte“ demo-

ralisiert. Die Produktion 
wurde für vier Monate 
vollständig stillgelegt. Der 
Plan des PSA-Kapitals, sein 
gewaltiges Unterfangen 
zur Steigerung der Aus-
beutung möglichst zügig 
und reibungslos über die 
Bühne zu kriegen, wurde 
durchkreuzt. 

Dabei hatte es zuerst, nach 
dem Keulenschlag vom Juli 
2012,  gar nicht gut ausge-
sehen: die Arbeiter/innen 
waren von der Wucht des 
Angriffs auf ihren Job und 
ihre Lebensgrundlagen ge-
radezu erschlagen, die so-
zialdemokratischen „Luft-
verkäufer“ standen bereit 
mit ihrem prall gefüllten 
Sack voller Illusionen, Lü-
gerei und Täuscherei, die 
Gewerkschaftsbonzen 
hofften, nach Abgang von 
Sarkozy und unter einer 
sozialdemokratischen Re-
gierung (mit grünem Auf-
putz) wieder ein bisschen 
stärker ins reaktionäre Ge-
triebe einbezogen zu wer-
den .... Doch dann drehten 
Wut und Empörung und 
Frust über die Niedertracht 
der sozialdemokratischen 
Regierung ins Gegenteil. 
Die revolutionären kom-
munistischen Kräfte der 
OCML-VP und der PCMF2 
bemühten sich, durch pro-
pagandistische und auf die 
Organisierung von Kampf-
maßnahmen gerichtete 
Aktivitäten zur Erhöhung 
von Klarheit und Kampf-
bereitschaft beizutragen. 
Anfang Jänner 2013 wur-
de der Streikbeschluss ge-
fasst und in regelmäßigen 
Abständen von der Streik-
versammlung erneuert. 

Es gab massive Unterstüt-
zung durch andere PSA-Be-
legschaften in Frankreich 
(speziell auch aus Poissy, 

 
2 OCML-VP: Organisation Communiste Marxiste-Léniniste - Voie Prolétarienne (= proletarischer Weg)  und PCMF: 
Parti Communiste Maoïste Français.

Frankreich: Streik bei PSA Aulnay 
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ebenfalls im Pariser Groß-
raum, das gegen Aulnay 
ausgespielt werden sollte) 
und im Ausland (speziell 
auch von PSA Barcelona), 
auch durch Arbeiter/innen 
von General Motors Wer-
ken (Peugeot hat eine Alli-
anz mit GM gebildet), dar-
unter aus dem ebenfalls 
zur Schließung bestimm-
ten Opelwerk in Bochum, 
wie auch bedeutender 
Teile der Bevölkerung von 
Aulnay, denn diese  Stadt 
mit 90.000 Einwohner/in-
nen „lebt“ sozusagen zu 
einem erheblichen Teil 
von bzw. für PSA und wird 
durch die Schließung des 
Werkes ruiniert. Neben 
den 3.300 Arbeiter/innen 
und Angestellten direkt 
bei PSA wären weitere 
10.000 aus Zulieferbetrie-
ben betroffen.

Ein glänzendes Beispiel für 
diese Unterstützung war 
die Geldsammlung für den 
„Unterstützungsfonds für 
die Automobilarbeiter/
innen des Departements 
93“. Diese war ein ent-
scheidender Faktor, um 
den Streik überhaupt zu 
ermöglichen. Es gab näm-
lich aus historischen Grün-
den kein „Streikgeld“ aus 
einem gewerkschaftlichen 
„Streikfonds“ - ganz ab-
gesehen davon, dass die 
Führungen der Gewerk-
schaften dem Streik so-
wieso von Anfang an in 
den Rücken fi elen. Als klar 
war, dass der Streik lange 
dauern müsste, beschloss 
eine Vollversammlung, 
darauf Kurs zu nehmen, 
für jeden Streikenden zu-
mindest 700 € pro Monat 
aufzubringen. Der ge-
nannte „Unterstützungs-
fonds“ wurde gegründet, 
entsprechend mobilisiert, 
Zehntausende Arbeiter/in-
nen und andere Menschen 
spendeten, was sie konn-
ten. Etliche spendeten ihre 
Überstundenentlohnung, 

andere Schichtzulagen, 
manche sogar einen Teil 
ihres Arbeitslosengelds. Im 
zweiten Monat konnten 
dann sogar 1.100 € und 
im dritten 1.000 € aufge-
bracht werden. Rhythmus, 
Höhe und Begünstigte der 
Auszahlungen wurden in 
den Vollversammlungen 
diskutiert und beschlos-
sen. In den Betrieben, bei 
gewerkschaftlichen und 
politischen Veranstaltun-
gen, klarerweise auch 
von den revolutionären 
kommunistischen Organi-
sationen wurde im gan-
zen Land mobilisiert und 
gesammelt. So wurden 
900.000 € aufgebracht, die 
die „Aushungerung“ des 
Streiks im wahrsten Sinn 
des Wortes verhinderten. 
Über die neben der fi nan-
ziellen auch moralische 
Bedeutung dieser Aktion 
braucht man nicht viele 
Worte verlieren.

Die breite und starke Un-
terstützung des Streiks in 
weiten Teilen der Arbei-
ter/innenklasse und des 
Volkes und die „Öffent-
lichkeit“, die der Streik im 
Lauf der Zeit auch in den 
bürgerlichen Medien fand, 
ließen es dem Kapital und 
der Regierung Hollande in 
diesem Falle nicht als op-
portun erscheinen, gewalt-
sam, mit Polizei und der 
Sonderpolizei CRS, gegen 
den Streik und die viermo-
natige Besetzung des Be-
triebs vorzugehen. Auch 
wollten sich die Gerichte 
unter diesen Umständen 
lieber nicht zu heftig und 
zu schnell gegen die „Rä-
delsführer“ hervortun.

So stark der Streik in Aul-
nay selbst war, so wenig 
ist es leider gelungen, an-
dere Teile der Arbeiter/in-
nenklasse, speziell andere 
PSA-Belegschaften oder 
die der vielen Zulieferfi r-
men dafür zu gewinnen, 

sich dem Streik anzuschlie-
ßen. Über Solidaritäts-
bekundungen jeder Art, 
auch in den Werken, sogar 
kleine Arbeitsniederle-
gungen und Betriebsver-
sammlungen, Unterstüt-
zungsresolutionen, Spen-
densammlungen etc.  ging 
es nicht hinaus. Natürlich 
trägt daran eine maßgeb-
liche Schuld die Sozialde-
mokratie, die nicht müde 
wurde, Illusionen zu ver-
breiten und Märchen zu 
erzählen, die lügt und be-
trügt, dass sich die Balken 
biegen. Es gelingt ihr fast 
ein Jahr nach den Wahlen 
und den vielen unverzüg-
lich „gebrochenen“ (oho!) 
Wahlversprechen immer 
noch, die Arbeiter/innen 
und Lohnabhängigen vom 
Kampf ab- und mit obs-
kurer Hoffnung auf „Bes-
serung“ niederzuhalten. 
Die Wahlkampfphrase 
„Alles, nur nicht Sarkozy“ 
wirkt immer noch und sie 
reicht aus, um heute, mit 
der Sozialdemokratie (und 
ihrem grünen Aufputz) 
an der Regierung und der 
PCF als ihrem fl eißigsten 
Stiefelputzer, die sich neu 
entwickelnden Klassen-
kämpfe zu schwächen und 
zu unterminieren. Wobei 
die Sozialdemokratie da-
bei immer Transmissions-
riemen braucht, die sie 
auch immer fi ndet in Ge-
stalt „links“ von ihr ange-
siedelter, teilweise sogar 
radikaler und militanter 
Reformisten, nicht selten 
auch in trotzkistischem 
oder „marxistischem“ Ge-
wand. Wie auch immer, es 
gelang diesmal nicht, noch 
nicht!, auch andere Teile 
der Arbeiter/innenklasse 
um die kämpfende Vorhut 
in Aulnay zusammenzu-
schließen. Es gelang nicht, 
eine werksübergreifende 
Kampfront herzustellen. 
Es gelang sehr wohl, der 
Konkurrenz zwischen den 
PSA-Belegschaften entge-
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genzutreten, z.B. zwischen 
Aulnay und Poissy, aber es 
reichte diesmal noch nicht, 
um diese „Haltung“ an 
den anderen Standorten 
in aktive Kampfkraft um-
zuwandeln.

Fallstricke und 
Spaltungskeile des 
Reformismus

Die lokalen und regiona-
len Basisorganisationen 
sowie Betriebsorganisatio-
nen der CGT aus anderen 
Betrieben, sei es aus der 
Umgebung, sei es aus der 
Branche etc., unterstütz-
ten den Streik (manche 
mussten ihn halb frei-, 
halb widerwillig unter-
stützen), die CGT Betrieb-
sorganisation in Aulnay, 
die stärkste Gewerkschaft 
bei PSA, setzte sich sogar 
an die Spitze des Streiks, 
gestützt freilich auf die 
selbständigen Organisa-
tionsformen und von die-
sen kontrolliert: tägliche 
Streikversammlungen und 
ein permanentes gewähl-
tes Streikkomitee. Unter-
stützung, wenn auch sehr 
halbherzig und in engen 

Grenzen, gab es auch von 
den Basisorganisationen 
anderer Gewerkschaften 
wie der SUD und sogar 
der CFDT. Diese Unterstüt-
zung erfolgte natürlich in 
zutiefst reformistischem 
Geist, aber immerhin. Von 
den Gewerkschaftsbonzen 
gab es allenfalls mühsam 
herausgewürgte Lippen-
bekenntnisse, aber auch 
nur von der Art „Die Fami-
lie Peugeot ist eh so reich, 
soll sie doch einen Teil ih-
rer 40 Milliarden herausrü-
cken ...“, bis zum berühmt-
berüchtigten „produire 
français“3, und ansonsten 
das Bemühen, den Streik 
zu mäßigen und zu dämp-
fen, ehebaldigst zuguns-
ten von „Verhandlungen“ 
(welche, soweit es um die 
Werksschließung selbst 
gehen sollte, von PSA 
von vornherein strikt aus-
geschlossen wurden) zu 
beenden, ihn ja nicht auf 
andere Werke auszudeh-
nen usw. Die ideologische 
Grundlage ihres Handelns 
und daher ihr Hauptan-
liegen ist und bleibt eben 
die „Wettbewerbsfähig-
keit“, sprich: Profi tabi-

lität der französischen 
Industrie, das „nationale 
Interesse“4. Eine wichtige 
Rolle spielte Jean-Pierre 
Mercier, Vorsitzender der 
GCT PSA Aulnay und Spre-
cher des Streikkomitees. 
Er trat energisch im Sinne 
des Streiks auf - allerdings 
erst, als dieser wegen des 
Anwachsens der sponta-
nen Empörung gegen die 
PSA-Direktion und vor al-
lem die Haltung der neuen 
sozialdemokratischen Re-
gierung unabwendbar auf 
der Tagesordnung stand 
und so oder so ausgebro-
chen wäre. Er agitierte 
teils heftig und militant 
für die unmittelbaren Ar-
beiterinteressen, aber lei-
der vielfach mit ziemlich 
naiven, um nicht zu sagen 
zwielichtigen markt- und 
vor allem staatsgläubigen 
Argumenten - so kann man 
aber den Spaltungs- und 
Abwiegelungsversuchen 
des Kapitals nicht wirklich 
entgegentreten. Er ließ 
sich de facto doch auf die 
Bemühungen der PSA-Di-
rektion ein, den Kampf 
auf die bloße Frage hö-
herer Prämien im Rahmen 

Frankreich: Streik bei PSA Aulnay 

3 „Produire français“ ist seit den 1950er Jahren eine alte Losung der damals schon revisionistischen PCF. Gegen 
die Globalisierung des Kapitals wird das „Nationalinteresse“ gestellt, nur eine Spielart von Klassenzusammenar-
beit bzw. Klassenverrat. Der Bogen derer, die für das „produire français“ auftreten, reicht von ganz rechts (der 
lepenistischen „Front National“) bis weit nach „links“. Die französische Monopolbourgeoisie freut sich natürlich 
über so viel Interesse an ihren Profi ten, möchte selbst aber ihre Expansionspläne auf keinen Fall in so ein natio-
nales Korsett zwängen lassen. Die PCF stand übrigens seit rasch nach Ende des Zweiten Weltkriegs immer mehr 
oder weniger offen auf der Seite der Verteidiger des französischen Kolonialismus, insbesondere auch im Alge-
rienkrieg. Nicht umsonst deuten viele wirklich antiimperialistische und antikapitalistische Kräfte die Abkürzung 
PCF als „Parti chauvin français“ = „Chauvinistische Partei Frankreichs“. Übrigens teilt die 2009 gegründete „Parti 
de gauche“ = „Linkspartei“ solche chauvinistischen Positionen. Z.B. waren und sind sie alle für den Kriegseinsatz 
in Mali. Der Führer der „Linkspartei“ äußerte sich unlängst in einem „privaten Gespräch“ dahingehend, dass 
- hätte sich die französische Armee seinerzeit in Algerien nicht so brutal und terroristisch aufgeführt - „es heute 
vielleicht ein Frankreich auf beiden Seiten des Mittelmeeres gäbe“.

4 Es gibt schlimme Auswüchse dieser reformistisch-sozialpatriotischen Linie, die auch in der CGT tief verankert 
ist. Unlängst zirkulierte ein Flugblatt der CGT-Führung in den Metall- und speziell Rüstungsbetrieben, worin die 
dringende Notwendigkeit einer hoch aufgerüsteten französischen Armee und einer „leistungsfähigen“ „natio-
nalen“ Rüstungsindustrie propagiert und die Spar- oder besser Rationalisierungspläne der Regierung in Teilen 
der Armee scharf  kritisiert wurden, da sie erstens das „nationale Interesse“ schädigten und zweitens Arbeits-
plätze in der Rüstungsindustrie bedrohten. Ähnliche Argumentationen von Gewerkschaftsseite sind gang und 
gäbe, z.B. seit Jahren in der Stahlindustrie, wo es gegen die geplante Schließung von Standorten des Arcelor-
Mittal-Konzerns geht, was - nicht nur, aber doch auch wegen des indisch-britischen Hauptaktionärs - ebenfalls 
als Anschlag auf das „nationale Interesse“ gebrandmarkt wird. Der Sozialchauvinismus der Arbeiteraristokratie 
sitzt tief und blüht heftig.
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des „Sozialplans“ abzulen-
ken - was unweigerlich zur 
Spaltung führen musste. 
Er trat dezidiert gegen 
den Versuch der Verbreite-
rung und Ausdehnung des 
Streiks auf andere Werke 
(oder gar auf Werke im 
Ausland) auf. Er spielte 
also eine zwiespältige Rol-
le. Er wurde von der Mas-
senbewegung vor sich her-
getrieben, spielte in ge-
wissem Maß eine positive 
Rolle, die Rolle, wie man 
in Frankreich sagt, eines 
„Freundes, der sich irrt, 
nicht die eines Feindes“. 
Letztendlich aber setzten 
sich doch, wie ein Kollege 
sagte, die „jahrzehntelan-
ge Feigheit und Furcht vor 
wirklich militanten und 
sich ausbreitenden Mas-
senkämpfen“ durch, eben 
das „natürliche“ oppor-
tunistische Auftreten des 
Reformisten gegenüber 
der Bourgeoisie. Messier 
wurde durch die Kraft und 
den Schwung des Streiks 
mitgerissen, aber er trägt 
auch ein gerüttelt Maß an 
Mitschuld dafür, dass der 
Streik nicht erreichte, was 

er erreichen hätte können. 
Mercier steht hier natür-
lich nicht als eine Einzel-
person sozusagen im luft-
leeren Raum, sondern er 
steht für eine bestimmte 
„links“reformistische Rich-
tung. Er gehört der trotz-
kistischen Lutte Ouvrière 
(LO) an5. In den für eine 
klassenkämpferische Ent-
faltung der Streikfront 
negativen Aspekten war 
sich LO mit der PCF, der  
„ l inks“reformistischen 
„Parti de Gauche“, der 
„post-trotzkist ischen“ 
NPA, einig: alle wollten 
den Kampf „nur in unse-
rem Betrieb“ führen,  alle 
schielen auf die kapitalisti-
sche „Wettbewerbsfähig-
keit“ und das „Bestehen 
Frankreichs“ in der inter-
nationalen Konkurrenz, 
alle verbreiteten - wenn 
auch in unterschiedlichem 
Grad - Hoffnungen in und 
Illusionen über die Regie-
rung Hollande (für die sie 
ja bei den letzten Wah-
len im zweiten Wahlgang 
allesamt gestimmt hat-
ten) bzw. taten jedenfalls 
nichts zu deren Zertrüm-

merung, alle haben die 
Tendenz, die Kampfkraft 
der Massen, wenn sie ein-
mal in Bewegung sind, zu 
unterschätzen und früh-
zeitig aufzustecken oder 
auf Kompromisse einzu-
gehen, die den tatsächli-
chen Kräfteverhältnissen 
nicht entsprechen. So war 
es auch diesmal, in Aul-
nay, wieder. Das hatte 
auch dazu geführt, dass 
seitens dieser Kräfte nichts 
in Richtung der propagan-
distischen und organisato-
rischen Vorbereitung eines 
massiven Streiks getan 
wurde, wie er dann ohne 
und zum Teil gegen sie 
durch die Masseninitiative 
zustande gebracht wurde, 
obwohl die Pläne (wenn 
auch keine Details) für 
eine Werksschließung seit 
2011 bekannt waren und 
von klassenkämpferischer 
und selbstverständlich 
revolutionärer kommu-
nistischer Seite seit Mitte 
2012, unmittelbar nach of-
fi zieller Bekräftigung des 
Schließungsplans, zielstre-
big darauf hingearbeitet 
wurde. 

5 In Frankreich gibt es neben 60 bis 80, die genaue Anzahl schwankt, kleinen und kleinsten trotzkistischen 
Gruppierungen zwei wirklich relevante. Die eine ist die NPA (Nouveau Parti Anticapitaliste), hervorgegangen 
aus der früheren französischen Sektion der trotzkistischen IV. Internationale, der LCR. Diese Partei, gegründet 
Anfang 2009, marschiert forschen Schritts nach rechts, wobei es erstaunlicherweise immer noch ein Stück wei-
ter nach rechts geht, hat nach und nach sogar alle „marxistischen Bezüge“ aus ihren Dokumenten gestrichen, 
ist überhaupt nicht, in keiner Weise und in keiner Frage, antikapitalistisch, schaut nur auf die Wahlen, schließt 
Wahlbündnisse mit der Sozialdemokratie, kriegt dafür auch etliche Posten auf lokaler und regionaler Ebene, ist 
aber nach ihrem schwunghaften Auftritt auf der politischen Bühne 2009, wobei sie damals vom Staatsfernsehen 
und den anderen bourgeoisen Medien als „sozialistische Alternative“ angepriesen und ihr damaliger Sprecher, 
Besancenot, sogar von Sarkozy als „ernst zu nehmend“ bezeichnet wurde, inzwischen in vollem Niedergang. 
Die zweite trotzkistische Organisation, die LO, trat dem „neuen antikapitalistischen“ Projekt der NPA nicht bei 
(nur Teile von ihr), marschiert aber ebenfalls immer weiter nach rechts. Der unentrinnbare Sog nach rechts, in 
Richtung Reformismus und Sozialdemokratie, der anscheinend allen Trotzkisten unentwegt - mit einem Dich-
terwort - „am Angesicht zehrt“, zerrt in Frankreich in den letzten Jahren heftig. Die LO ist aber, im Unterschied 
zur insgesamt sehr kleinbürgerlichen NPA, dort oder da in der Arbeiter/innenklasse präsent, fühlt sich als Teil 
der Arbeiter/innenbewegung und hat auch eine mehr kämpferische Tradition als die NPA. Das positive Interesse 
der Bourgeoisie speziell an der NPA ist wieder erloschen, seit der frühere Sozialdemokrat Mélenchon (ursprüng-
lich ebenfalls ein Trotzkist, der auf  den „Entrismus“ setzte) Ende 2009 seine „Parti de gauche“ gründete, eine 
„links“reformistische Partei von der Art der deutschen „Linkspartei“ oder der griechischen „Syriza“. Die PDG 
sammelt um sich andere Reformisten im Wahlbündnis  „Front de gauche“, darunter die Trümmer der alten 
revisionistischen PCF und punktuell die NPA. Alle treten sie im ersten Wahlgang an, selbständig oder in dieser 
Front, und alle wählen sie im zweiten Wahlgang die Sozialdemokratie. Wofür es auch immer ein paar Posten 
gibt, die meist schon vor den Wahlen abgesprochen werden. Die Bourgeoisie braucht immer jemanden, um die 
Unzufriedenheit der Massen links von der Sozialdemokratie aufzufangen und wieder auf die richtigen Mühlen, 
die der „Sozialpartnerschaft“, des Nationalismus und des bürgerlichen Parlamentarismus zu lenken. Die von 
der bürgerlichen „Öffentlichkeit“ so geschätzte NPA hat einfach Pech gehabt und nicht mit dem Mélenchon 
gerechnet. 
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Ende und Resultate 
des Streiks

Der Streik endete daher, 
ohne das eigentliche Ziel, 
die Rücknahme der Ent-
scheidung der Werksschlie-
ßung, erreicht zu haben. 
Das braucht man nicht 
wegzureden, wie es jetzt 
einige (z.B. auch die CGT  
PSA Aulnay in ihrer Bilanz 
des Streiks) tun. Insofern 
endete er mit einer Nieder-
lage. Aber es gibt Nieder-
lagen und Niederlagen. Es 
gibt Niederlagen, die dich 
demoralisieren und nie-
derdrücken, und es gibt 
Niederlagen, aus denen 
du trotzdem erhobenen 
Hauptes herauskommst, 
höher vielleicht erhoben 
als zuvor. Der Ausgang 
bei Aulnay wird von der 
Belegschaft als eine Nie-
derlage dieser Art emp-
funden. Die Kampf- und 
auch Lebensmoral haben 
sich wesentlich verbessert 
gegenüber 2012 und die 
Illusionen in Sozialdemo-
kratie und Regierung sind 
bei vielen radikal einge-
brochen. Die Ideologie der 
„Aussichtslosigkeit“ jegli-
chen Abwehrkampfes ge-
paart mit naiven Illusionen 
über Staat und Regierung, 
wie sie 2012 dominierten, 
wurden durch die Praxis 
untergraben und teilweise 
in Kopf und Tat überwun-
den. Die Arbeiter/innen, 
jedenfalls viele von ihnen, 
spüren und wissen, dass 

sie viel gelernt und ge-
wonnen haben: in puncto 
Klarheit bei der Einschät-
zung der Verhältnisse, 
der Unterscheidung von 
Freund und Feind, von 
richtiger und falscher Linie 
im Klassenkampf, auch in 
puncto Selbstorganisation 
der kämpfenden Klasse. 
Sie haben gespürt und ge-
sehen, dass sie ihren Klas-
senfeind nicht nur heraus-
fordern können, sondern 
dass er nicht allmächtig 
ist und man ihm trotzen 
kann. Und es ist, obwohl 
es natürlich momentan, so 
kurz nach Beendigung des 
Streiks, für einen neuen 
Aufschwung nicht gut aus-
sieht, noch nicht aller Tage 
Abend. Auch wenn der 
Streik in Aulnay für jetzt 
einmal beendet wurde - es 
werden weder die Werk-
schließung in Aulnay, noch 
die in Meudon, noch die 
Teilschließung von Ren-
nes, noch die tausenden 
weiteren geplanten Kün-
digungen in Frankreich 
und im Ausland kampfl os 
über die Bühne gehen und 
die Bedingungen solcher 
Kämpfe haben sich, vor al-
lem was die subjektive Sei-
te betrifft, wesentlich ver-
bessert. Durch den Streik 
ist vieles anders gewor-
den. In einem Flugblatt 
der CGT PSA Aulnay heißt 
es dazu: „Eine Bresche 
wurde geschlagen. Dieser 
Streik war eine sehr ernste 
Warnung an die Firmen-

leitung seitens ein paar 
hundert Arbeiter/innen, 
die sich ihr entgegenstell-
ten, und wegen der Unter-
stützung, die dieser Streik 
genoss. Sie weiß sehr gut, 
dass sie, wenn morgen ein 
paar tausend Arbeiter/in-
nen in mehreren Werken 
den Kampf aufnehmen, 
nicht mehr tun kann, was 
sie will. Das ist es, was die-
se vier Monate des Streiks 
im Keim enthalten, das ist 
es, was die Firmenleitung 
fürchtet. Denn in Aulnay, 
wie überall sonst, besteht 
die Kraft der Arbeiter/in-
nen in ihrer Fähigkeit, sich 
zu organisieren und sich 
zu verteidigen, einschließ-
lich mit dem Mittel des 
Streiks.“

Die zeitweilige Verschie-
bung der Kräfteverhält-
nisse während des Streiks 
schlägt sich auch in einer 
Reihe von Zugeständnis-
sen nieder, zu denen das 
PSA-Kapital und die Staats-
macht gezwungen waren. 
Das begann schon in den 
ersten Streikwochen und 
setzte sich die gesamten 
vier Monate fort. Immer 
wieder wurde der Sozial-
plan „verbessert“, teilwei-
se massiv - und das kommt 
jetzt allen PSA-Arbeiter/
innen in allen Werken 
zugute. In der Vereinba-
rung zur Beendigung des 
Streiks wurde der Sozial-
plan schließlich nochmals 
deutlich aufgestockt und 
wichtige Forderungen die 
Streikenden selbst betref-
fend durchgesetzt. Das ist 
zumindest ein Teilerfolg, 
wenn man auch nicht wie 
die CGT PSA Aulnay von 
einem „Zurückweichen 
der PSA-Direktion“ spre-
chen kann. Sie wich ja nur 
in diesen für die Lebens-
verhältnisse der Arbei-
ter/innen zwar wichtigen, 
aber eben doch nur Teil- 
und Nebenfragen zurück, 
um in der Hauptfrage an 

Frankreich: Streik bei PSA Aulnay 
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ihren Schließungsplänen 
festhalten zu können. Die 
Bourgeoisie und ihr Staat 
hatten gute Gründe für 
diese, wenn auch nur rela-
tive „Flexibilität“ - nur so 
konnten sie hoffen, den 
verhassten und inzwischen 
auch ziemlich gefürchte-
ten Streik endlich zu be-
enden. Dennoch, das was 
erreicht wurde, geht weit 
darüber hinaus, was in an-
deren Arbeitskämpfen er-
reicht werden konnte und 
rammt einen neuen Pfl ock 
für zukünftige Kämpfe 
ein.

Die Zugeständnisse des 
Kapitals dokumentiert ein 
Flugblatt der CGT Aulnay 
vom 5. Juni 2013 (im Fol-
genden Auszüge daraus):

• Vollständige Amnestie: 
Wiedereinstellung der 
vier entlassenen Kol-
legen, Zugang zu den 
Maßnahmen des Sozial-
plans auch für sie, Ein-
stellung aller  strafrecht-
lichen Verfolgungen und 
eingeleiteten Kündigun-
gen und Entlassungen

• Die Zeit des Streiks wird 
für Urlaubsanspruch, 
den 13. Lohn, die Feier-
tagsentgelte, die Ren-

tenversicherung und die 
Ansprüche auf Arbeits-
losengeld angerechnet, 
was die fi nanziellen Ver-
luste während des Streiks 
mindert

• Eine zusätzliche Entschä-
digung von 20.000 € wird 
denjenigen bezahlt, die 
sich bis 31.Mai freiwillig 
entscheiden, das Unter-
nehmen zu verlassen. Die 
Gesamtentschädigung 
(incl. dem Sozialplan) 
steigt - ab zehn Jahren 
Betriebszugehörigkeit - 
dann auf 60.000 € statt 
der 20.000 € zu Beginn 
des Streiks

• Schriftliche Garantie, 
dass der Sozialplan ohne 
jede Diskriminierung 
auch auf die Arbeiter/in-
nen Anwendung fi ndet, 
die im Streik waren

D i e se  Zugeständni s se 
wurden und werden von 
der Belegschaft nicht als 
„Preis“ für den Abbruch 
oder, wie einige sagen, die 
Unterbrechung des Streiks 
gesehen. Der Streik, da er 

sich nicht auf andere Teile 
der Arbeiter/innenklasse 
ausdehnen konnte, war 
irgendwann nicht mehr zu 
halten und wurde daher 
beendet. Die  Zugeständ-
nisse wurden als Neben-
produkt des Kampfes be-
trachtet und nicht mit dem 
eigentlichen Kampfziel 
verwechselt. Nur so konn-
ten sie auch überhaupt er-
reicht werden. Hätte man 
von vornherein auf Kom-
promiss und Kapitulation, 
auf nichts als eine Verbes-
serung des Sozialplans Kurs 
genommen, hätte man 
auch dies nicht erreicht. 
Auch darüber hat sich un-
ter den Arbeiter/innenn 
deutlich mehr Klarheit 
verbreitet: Wer kämpft, 
kann verlieren, wer nicht 
kämpft, hat schon verlo-
ren. Wer von vornherein 
auf Kompromiss oder gar 
Almosen hinsteuert und in 
dessen Schädel etwas an-
deres gar nicht Platz hat, 
wird auch solche Zuge-
ständnisse nicht erreichen 
können. Der Mythos der 
„Sozialpartnerschaft“ ist 
eben nur Lug und Trug.

Wir dokumentieren auf den folgenden 
Seiten ein Flugblatt der OCML-VP zum 
Abbruch des Streiks. Die OCML-VP hat 
alle die Monate hinweg mit aller Kraft in-
nerhalb und außerhalb des Werks Aulnay 
an der Organisierung, Stärkung und Un-
terstützung des Streiks mitgewirkt, eben-
so wie die zweite revolutionäre kommu-
nistische Organisation in Frankreich, die 
PCMF.
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Die Kolleg/innen von Aulnay1 haben nach vier Monaten 
lückenlosen Streiks die Arbeit wieder aufgenommen. Ihr 
Kampf ist ein Meilenstein im Kampf aller Proletarier/innen 
weltweit um Arbeit, gegen die „Restrukturierungen“ in-
folge des weltweiten Wirtschaftskriegs der Imperialisten 
und gegen die bodenlose Spirale der Krise des Kapitalis-
mus. Überall, in Frankreich, in Europa und in der ganzen 
Welt, in der Automobilbranche, aber auch in der gesamten 
Industrie schließen die Werke und Zehntausende Arbeiter/
innen sind von Arbeitslosigkeit und Elend bedroht. 

Die Kolleg/innen von Aulnay haben mit mehreren Hundert Streikenden die gesamte Pro-
duktion vier Monate lang blockiert. Sie haben sich mit einer zu allem entschlossenen 
Firmenleitung geschlagen, die nichts nachgeben und  ein Exempel statuieren wollte, um 
in weiterer Folge ihren Kurs in anderen Werken fortzusetzen. Sie haben allem fatalisti-
schen Gerede über die angeblich „alternativlosen“ Gesetze des Kapitals widerstanden. 
Sie haben nicht nachgegeben.

Sie haben sich den „falschen Freunden“ entgegengestellt, mit der neuen (Anm.: sozial-
demokratischen) Regierung Hollande/Montebourg an der Spitze (Anm.: letzterer ist ein 
von Hollande neu erfundener Minister für Wirtschaftsbelebung, der sich hauptsächlich 
bemüht, die Arbeiter/innenkämpfe vom Weg abzubringen), welche vorgeben, an der 
Seite der Arbeiter/innen zu sein, aber tatsächlich die Gesetzmäßigkeiten des Kapitals 
vollstrecken. Vielen wurden die Augen geöffnet über die wahren Feinde der Arbeiter/in-
nenklasse, auch wenn sie ihre wahre Natur maskieren, indem sie sich „sozialistisch“ oder 
„links“ nennen. 

Sie haben sich gegen die Kündigungen und Entlassungen gestellt, gegen die Repression, 
gegen die von Hollande und Valls (Anm.: Innenminister) geschickten CRS, und sie haben 
verstanden, dass die Polizei, die Justiz ausschließlich an der Seite der Kapitalisten, der 
Banken und der Konzerne, und der Ministerien stehen.

Sie haben gesehen, dass alle „Wirtschaftsexperten“, selbst die „radikalsten“ der Gewerk-
schaftsexperten, vollständig in der Logik der Kapitalverwertung verfangen sind und - 
„letztendlich“ - die Werksschließung gerechtfertigt haben.

Sie haben in wilder Entschlossenheit Widerstand geleistet, denn „so geht es nicht mehr 
weiter“,  und es abgelehnt, das Leben der Arbeiter/innen als bloße „strukturelle Anpas-
sungsvariable“ zu betrachten und wie alte Fetzen weggeworfen zu werden. Sie wollten 
die Folgen der Krise des Kapitalismus für ihre Existenz nicht mehr ertragen.

Sie haben sich in Gestalt einer täglichen Betriebsversammlung  und als Streikkomitee 
organisiert und es abgelehnt, ihre Entscheidungen an Rechtsanwälte, politische Experten 
und solche der Gewerkschaften zu delegieren, selbst nicht an solche „guten Willens“.
Sie waren in der Lage, eine absolut noch nie dagewesene fi nanzielle Solidarität zu orga-
nisieren, mit mehr als einer Million Euro oder noch mehr, aus ganz Frankreich und auch 
darüber hinaus. Eine fi nanzielle Solidarität, die ihnen ermöglicht hat, auf Dauer durchzu-
halten, „Solidarität ist eine Waffe“, wozu wir als OCML-VP aktiv beigetragen haben.

1 Wir übersetzen hier camarades mit Kolleg/innen, weil das in unserem Zusammenhang die Hauptbedeutung ist. 
Eigentlich bedeutet camarades aber mehr als bloß Kolleg/innen, es hat auch die Konnotation von Klassenbrüder 
und –schwestern und es heißt auch Genossen. Nur am Schluss des Textes haben wir camarades mit Genoss/innen 
übersetzt.

PSA Aulnay: ein historisch wichtiger Streik!  

Flugblatt der OCML-VP, Organisation Communiste 
Marxiste-Léniniste  - Voie Prolétarienne, 
vom 26. Mai 2013
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Jawohl, die Kolleg/innen von Aulnay haben gezeigt, wozu die Arbeiter/innen, wenn sie 
sich ihrer Lage bewusst werden und sich organisieren, imstande sind. Sie selbst haben 
unglaublich viel gelernt. Sie haben einen ruhmreichen Platz eingenommen an der Sei-
te ihrer französischen, europäischen und weltweiten Klassenbrüder und -schwestern im 
Kampf gegen die kapitalistische Barbarei.
Das konkrete Ergebnis des Streiks ist sicherlich weit von dem Einsatz und den Hoffnungen 
entfernt, gegen die Schließung des Betriebs, für die Erhaltung der Arbeitsplätze. Und es 
ist wahr, dass es den PSA-Kolleg/innen nicht gelang, ihren Kampf auf andere Betriebe, 
andere Sektoren, in Frankreich oder auf europäischer Ebene (die anderen PSA-Betriebe, 
die Renault-Betriebe, Opel in Deutschland, die Koordination des Internationalen Auto-
mobilarbeiterratschlags (IAAR) ...) auszudehnen - das war nicht ihr Fehler. Lutte Ouvrière2 
hat alles getan, um eine solche Ausweitung zu verhindern - aber im Zeitalter der Globali-
sierung bedeutet es eine Falle, sich lokal oder auf nationale Grenzen zu beschränken. So 
eine Vorgangsweise erlaubt es nicht, den großen internationalen Konzernen entgegen-
zutreten. Andere haben nicht aufgehört, Illusionen in die neue Regierung zu verbreiten, 
man dürfe diese nicht „zu sehr“ kritisieren und vor allem nicht frontal bekämpfen. 

Heute sieht es so aus, dass die Fabrik wohl geschlossen werden wird, die Kolleg/innen 
werden zerstreut werden, einige werden einen neuen Job fi nden, andere werden in der 
Arbeitslosigkeit landen. Leider ist das das Schicksal der übergroßen Mehrheit der Arbei-
ter/innen in Frankreich, in Europa und auf der Welt im Gefolge der Restrukturierungen 
und Massenkündigungen. Aber, wie schon das Kommunistische Manifest sagte: „Von 
Zeit zu Zeit siegen die Arbeiter, aber nur vorübergehend. Das eigentliche Resultat ihrer 
Kämpfe ist nicht der unmittelbare Erfolg, sondern die immer weiter um sich greifende 
Vereinigung der Arbeiter.“

Heute besteht die Schwäche der Arbeiter/innenklasse zuallererst nicht in mangelnder 
Entschlossenheit und in mangelndem Zorn, das haben die Kolleg/innen von PSA bewie-
sen. Sie besteht zuallererst in der mangelnden Klasseneinheit, in der fehlenden Perspek-
tive ihres Kampfes und in der fehlenden Organisation. Heute haben die Arbeiter/innen 
Frankreichs, ob französische oder immigrierte, keine Partei, die sie wirklich vertritt. Na-
türlich gibt es Aktivist/innen, die die Interessen der Arbeiter/innen verteidigen, die den 
Kampf organisieren, oft sogar mit größter Entschlossenheit. Aber es gibt keine Partei, 
die den unmittelbaren Tageskampf mit der Perspektive verbindet, mit dieser Ausbeu-
tergesellschaft Schluss zu machen, eine Partei, die den Weg vorzeichnet, den Weg einer 
zukünftigen Entwicklung, damit das Leben nicht mehr bloß aus ewig wiederkehrenden 
Abwehrkämpfen besteht, eine Partei, die den internationalen Charakter des Kampfes 
der Arbeiter/innenklasse im Kampf gegen unseren Imperialismus in Frankreich und über-
all auf der Welt bekräftigt.

Viele haben Hollande gewählt, um Sarkozy loszuwerden. Heute können sich dieselben 
Menschen vorstellen, Mélenchon (Anm.: Chef der Parti de Gauche) zu wählen, um Hollan-
de loszuwerden. Morgen sagen sie uns vielleicht, dass man für Arthaud (Anm.: Sprecherin 
der reformistischen trotzkistischen LO) stimmen muss, um Mélenchon loszuwerden. Aber, 
am Ende, hätte man dann einen Fortschritt erzielt? Nicht einen Millimeter! Immer in der 
Falle zwischen Ausbeutung im Job und Arbeitslosigkeit, von einem Abwehrkampf zum 
anderen, von einer Wahl zur nächsten, eingenebelt durch die Medien, narkotisiert durch 
Videospiele, eine debile Musik, „Reality“-Fernsehen oder Krimiserien, ohne Zukunft ...

Die Kolleg/innen von PSA haben den ganzen Reichtum eines radikalen Arbeiter/innen-
kampfes gezeigt. Auf diese Wünsche und Bestrebungen müssen wir uns stützen bei unse-
rem Kampf um ein anderes Leben, um eine andere Gesellschaft, die sich von den Ausbeu-
tern befreit hat. Wir haben von diesem ökonomischen System nichts zu erwarten, das ist 
ziemlich klar, nichts außer Elend. Wir haben aber auch nichts von dem politischen System 
zu erwarten, das dieses schützt und verteidigt, mittels der Polizei, der Justiz, der Wahlen, 
der Bürokratie, der Medien.

2 Der Vorsitzende der CGT-Basisorganisation PSA Aulnay und Sprecher des Streikkomitees, Jean-Pierre Mercier, 
ist Mitglied der trotzkistischen LO.
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In unseren Kämpfen müssen wir weiterblicken, um unsere Unabhängigkeit zu erkämpfen, 
um die Ketten zu brechen, die uns zur Ohnmacht verurteilen. Ketten des Reformismus, 
des Chauvinismus, des Korporatismus (Anm.: Beschränkung auf Partikularinteressen) und 
alle ihre Varianten, uns weiterhin als Sklaven des Kapitalismus zu halten. Wir wollen 
nicht den Reichtum der Gesellschaft mit den Kapitalisten teilen, wir wollen den gesam-
ten Reichtum. Wir wollen „travailler tous, travailler moins, travailler autrement“ 3. Wir 
wollen eine Gesellschaft, die den Bedürfnissen des Volkes Rechnung trägt, nicht denen 
des Profi ts und des Marktes. Wir wollen eine Gesellschaft der Demokratie, der Brüder-
lichkeit und der Solidarität, nicht eine Gesellschaft der Diktatur und des Individualismus. 
Wir wollen eine Gesellschaft, in der die Arbeit eine nützliche Tätigkeit aller ist, auf Ge-
sundheit und Umwelt Rücksicht nimmt, nicht eine zerstörerische und traumatisierende 
Sklaverei, am Fließband, an der Maschine oder vergiftet durch die Nuklearindustrie und 
Umweltgifte. 

Wir müssen uns zusammenschließen, uns als politische Partei neuen Typs organisieren, 
um für uns, für die Proletarier/innen, den „proletarischen Weg“ vorzuzeichnen, der uns 
zu einer solchen Befreiung führen wird. Wenn unsere kommunistische Organisation sich 
„Proletarischer Weg“ nennt, ist das keineswegs ein Zufall.

Die Kolleg/innen von PSA Aulnay haben gezeigt, dass alle diese Wünsche und Bestrebun-
gen heute schon da sind. Jetzt geht es darum, eine bewusste und organisierte Kraft zu 
schaffen und unsere direkten Feinde, das sind unsere Ausbeuter, loszuwerden sowie auch 
unsere indirekten Feinde, die vorgeben, dass es möglich wäre, unsere Leiden im Rahmen 
der kapitalistischen Gesellschaftsordnung zu lindern, ohne mit diesem System Schluss zu 
machen.

Kolleg/innen von PSA und anderswo!
Arbeiter/innen und Werktätige, Französ/innen und Immigrant/innen, mit oder ohne le-

galen Status, Arbeitslose und Arbeitende - wir 
müssen uns organisieren, neu aufstellen, das 
Haupt erheben!
Genossen, Genossinnen genug der armseligen 
Spielchen, um zu versuchen, den Schaden zu 
begrenzen, der sich doch immer mehr vergrö-
ßern wird, genug der Wahltheater, in denen 
man uns an der Nase herumführt!
Arbeiter/innen und Werktätige, nehmen wir 
den Weg unserer Vorläufer wieder auf, den 
der Pariser Commune, der russischen und der 
chinesischen Revolution, den des Kommunis-
mus, den der Hoffnung und der Befreiung!

Genossen, Genossinnen die Ihr revoltiert, em-
pört und bewusst, schließt Euch der Organi-
sation Communiste Marxiste-Léniniste - Voie 
Proletarienne an!

3 Das ist dem Buchstaben nach leicht, dem Sinn nach aber schwer zu übersetzen. Dem Buchstaben nach heißt 
es: „Arbeiten - alle! weniger! anders!“ Das klingt vielleicht für nicht-französische Ohren etwas seltsam, weil es 
nicht trennscharf unterscheidet, ob man vom kapitalistischen Heute oder vom sozialistischen Morgen spricht. 
Es nimmt indes einen Slogan der klassenkämpferischen Gewerkschaftsbewegung, des „syndicalisme de classe“, 
auf. Es soll in der heutigen Situation der französischen Arbeiter/innenbewegung, tief in der Defensive, über 
den tagtäglichen Abwehrkampf hinausweisen, ohne aber in illusionäre trotzkistische bzw. „linkssozialistische“ 
Phrasen bzw. Reformprojekte abzurutschen (wie z.B. die „Verteilung der Arbeit auf alle Hände!“ und andere 
„Übergangs“wunder). 

Frankreich: Streik bei PSA Aulnay 
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Chavez und der „Sozialismus des 21. Jahrhunderts“

Vor 6 Jahren haben wir in der PR 26 und 27 (2007) in  zwei längeren Artikeln zum „Traum und Wunsch-
traum“ und zur „Sozialpolitik und ‚Rätedemokratie‘“ in Venezuela Stellung genommen, um dem Hype in 
der europäischen Linken über den „Sozialismus im 21. Jahrhundert“ kritische Fakten entgegenzustellen. 
Dort wird sowohl die Vorgeschichte der chavistischen Bewegung beleuchtet, als auch die politische Aus-
richtung und Praxis in den Bereichen Wirtschaft, Außenpolitik, Demokratisierung und Sozialprogramme 
untersucht. 
Unter anderem wird auch eine Reihe von Mythen widerlegt, die damals wie heute in der Solidaritätsbewe-
gung verbreitet werden, z.B.: „Die Ölgesellschaft PdVSA wurde nicht 2002 unter Chavez verstaatlicht. Das 
war sie schon vorher. Da die PdVSA aber mit ihrem riesigen, tausende Manager umfassenden Führungs-
apparat, welcher jährlich bis zu 80 Mrd. Dollar in die eigenen Taschen wirtschaftete, zu einem Staat im 
Staat geworden war, entließ die Regierung etliche reaktionäre und korrupte Manager und setzte loyale 
Leute in die Führungspositionen. Die Verstaatlichung der PdVSA, durch welche Chavez zum Liebkind der 
Metropolenlinken wurde, ist ein Gerücht. Alte Verträge wurden aufgekündigt und neue beschlossen. So 
sind heute, von der Chavez-Regierung geschlossene Verträge in Kraft, welche multinationale, vornehm-
lich aus dem EU-Raum kommende Konzerne wie BP und Shell zu mehr als 40% auf eine Dauer von über 
25 Jahren beteiligen.“ (PR26, S.38)
Auch nach mehr als 10 Jahren sozialdemokratischer und nationalbürgerlicher Regierungen in den Län-
dern Lateinamerikas hat sich die Situation für die Arbeiter/innen und Bäuer/innen nicht grundlegend 
geändert; der Einfl uss des US-Imperialismus wurde zurückgedrängt und die Abhängigkeit von den EU-Im-
perialisten steigt. Aber die vom US-Imperialismus gesteuerten faschistischen Marionetten-Regierungen in 
den meisten Ländern wurden im Rahmen breiter Volksbewegungen hinweggefegt und die Bedingungen 
für revolutionäre Bewegungen wesentlich verbessert. So schrieben wir 2007: „Natürlich bringt Chavez 
gewisse Vorteile für das venezolanische Volk. Bildungs-, Ernährungs- und Gesundheitsprogramme stehen 
auf der Tagesordnung. Diese Dinge aber braucht auch die Bourgeoisie Venezuelas, wenn sie sich selbst 
stärken will. Dass Chavez defi nitiv kein Sozialist ist, ist klar…“ (PR26, S.41)
Im Folgenden drucken wir eine aktuelle Stellungnahme nach dem Tod Hugo Chavez´ aus der französi-
schen Zeitung „Partisan“ nach.

Chavez - ein Modell für den Sozialismus?

(aus „partisan“, Monatszeitung der Organisation Communiste Marxiste-Léniniste Voie Prolétarienne, 
OCML VP, No. 265, Mai 2013, mit geringfügigen Kürzungen) 

Der Chavismus tritt auf 
als der „Sozialismus des 
21. Jahrhunderts“. Dieser 
Ausdruck stammt aus dem 
Munde eines deutschen, in 
Mexiko lebenden Intellek-
tuellen, Heinz Dieterich, 
der Chavez als eine seiner 
hauptsächlichen Quel-
len politischer Inspiration 
nannte. Und so defi niert 
Dieterich den Sozialismus: 
„Das ist eine Marktwirt-
schaft, der die Ziele vom 
Staat gesetzt werden und 
die vom Staat angekur-
belt wird, ... eine soziale 
Marktwirtschaft, die sich 
vom Import unabhängig 
macht...“ Der chavistische 
Staat, weit entfernt von 
dem, was er an radikalen 
sozialen Umwälzungen zu 
versprechen scheint, ver-
spricht in der Tat nicht viel 
mehr als wirtschaftliche 

Unabhängigkeit des Lan-
des, einen demokratische-
ren bürgerlichen Staat, 
eine Wirtschaftsplanung 
und eine Umverteilung 
des Reichtums. Das ist 
eine ökonomistische Vor-
stellung von Sozialismus. 
Für uns ist das alles über-
haupt kein Sozialismus. 
Sozialismus - das ist die 
Machtergreifung durch 
die Ausgebeuteten in al-
len Bereichen. Das bedeu-
tet die ganze Macht in den 
Händen der Ausgebeute-
ten, die ihre eigenen poli-
tischen Institutionen schaf-
fen, nicht bloß eine Reform 
des bürgerlichen Staates. 
Das ist die Sozialisierung 
der Produktionsmittel und 
die Eliminierung der Ka-
pitalisten, nicht bloß eine 
unterschiedliche Vertei-
lung der Früchte unserer 

Arbeit zwischen uns und 
ihnen. Wenn für jemanden 
der Chavismus ein Modell 
darstellt, sieht man daran 
klar den Charakter seiner 
politischen Ziele: den bür-
gerlichen Staat und die 
kapitalistische Wirtschaft 
„umgestalten“ und „her-
richten“, damit sie in einer 
für uns etwas günstigeren 
Weise funktionieren. Mit 
Sozialismus und Revolution 
hat das nichts zu tun. Bes-
tenfalls verspricht man uns 
damit einen zweiten „Sozi-
alstaat“ à la „Norwegen“.

Was sich in Venezuela 
geändert hat (bzw. nicht)
Um sich ein klares Bild zu 
verschaffen, muss man von 
den Fakten ausgehen. Und 
leider entspricht die Reali-
tät nicht den Versprechun-
gen. Chavez versprach 
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nationale Unabhängig-
keit. Nun wurde er zwar 
bekannt für seine starken 
Sprüche gegen die USA, 
aber es ist nicht so sicher, 
ob Venezuela heute nicht 
weniger unabhängig ist 
als vorher. Auf wirtschaft-
lichem Gebiet wurde die 
nationale Industrie im-
mer schwächer. Das Land 
importiert heute relativ 
mehr Endprodukte als vor 
Chavez und es exportiert 
wesentlich weniger. Die 
Abhängigkeit von den 
Ölexporten hat zugenom-
men. Und vor allem haben 
die USA ihre Rolle als wich-
tigster Handelspartner Ve-
nezuelas ausgebaut. Noch 
nie gab es soviel Ölexport 
in die USA und soviel Im-
port von Industrieproduk-
ten aus den USA wie unter 
Chavez. Trotz seiner Ver-
sprechungen ist es dem 
Chavismus nicht gelungen, 
die ökonomische Unab-
hängigkeit zu stärken, das 
Land hängt heute ökono-
misch mehr vom Imperi-
alismus ab als zuvor. Die 
Regierungen unter Chavez 
haben in Wirklichkeit kei-
nerlei Politik betrieben, 
die tatsächlich auf die 
wirtschaftliche nationale 
Unabhängigkeit gerichtet 
war. Und selbst wenn sie 
das gewollt hätten, wäre 
es ihnen nicht gelungen.
Chavez versprach eine 
wahre Demokratie, aber 
er hat den Staatsapparat, 
den man ihm „vererbt“ 
hatte, überhaupt nicht an-
getastet. Sicher, er hat bei 
seinem Machtantritt eine 
neue Verfassung durchge-
setzt, aber diese hat nicht 
viel geändert. Die wesent-
lichste Änderung war die 
Einführung vielfältiger 
Volksabstimmungen, um 
in regelmäßigen Abstän-
den die Staatsmacht zu 
legitimieren. An der Basis 
hat der Chavismus Zehn-
tausende „kommunale 
Räte“ eingerichtet, an-

geblich Organe der direk-
ten Demokratie, aber die 
Mehrzahl dieser Struktu-
ren übt überhaupt keine 
wirkliche Aktivität aus 
oder sie fi nden jedenfalls 
einen äußerst geringen 
Spielraum vor. Die Massen 
haben keine Möglichkeit, 
die wichtigen Entscheidun-
gen der Regierung zu dis-
kutieren, einer Regierung 
von Berufspolitikern, die 
funktioniert und die Ent-
scheidungen trifft wie jede 
andere bourgeoise Regie-
rung auch und deren einzi-
ge Legitimation ebenfalls 
nur die Wahlen alle fünf 
Jahre sind. In den Arbei-
ter/innen- und Volksvier-
teln ist die Polizei dasselbe 
wie zuvor und genauso ge-
walttätig wie zuvor gegen 
die Volksmassen. Das ist al-
les weit entfernt von Dik-
tatur des Proletariats und 
der Macht in den Händen 
von Räten.

Trotz Umverteilung 
besteht die Ausbeutung 
weiter
Chavez versprach soziale 
Gerechtigkeit. Er hat ins-
besondere einen Teil der 
aus der Ölförderung ge-
zogenen Profi te an das 
Volk umverteilt, in Form 
von Sozialleistungen und 
Anstrengungen im Ausbil-
dungs- und Gesundheits-
wesen. Auch wurde das 
Arbeitsrecht klar verbes-
sert und wurden die Löhne 
erhöht. Es gab auch einige 
Verstaatlichungen, aber 
die kapitalistischen Pro-
duktionsverhältnisse wur-
den dadurch nicht berührt. 
Der Chavismus gibt vor, 
120.000 Genossenschaf-
ten initiiert zu haben. Die 
Mehrzahl waren Totge-
burten. Viele waren auch 
improvisierte Gründungen 
durch Kapitalisten, die 
sich an das Regime häng-
ten und hauptsächlich auf 
Subventionen und Steuer-
erleichterungen spitzten. 

Und auch darauf, das ge-
rade verbesserte Arbeits-
recht (das solche Ausnah-
men vorsieht) unter dem 
Vorwand von „Strukturen 
der sozialen Wirtschaft“ 
gleich wieder auszusetzen 
und in Gestalt von Formen 
wilder „Sub-Beschäfti-
gung“ und „Flexibilisie-
rung“ zu umgehen. An-
gesichts des Widerstands 
und der Bewegungen der 
Arbeiter/innen dagegen 
nahm das Regime eine 
zwiespältige Haltung ein: 
An der Spitze gab man 
vor, diese Bewegungen zu 
unterstützen, während zu-
gleich die lokalen chavisti-
schen Behörden sie häufi g 
gewaltsam unterdrückten. 
Mehrere militante Ge-
werkschaftsführer sitzen 
in den Gefängnissen des 
Regimes. Was den Grund 
und Boden betrifft, war 
die „Agrarreform“ sehr li-
mitiert. Sie betrifft in erster 
Linie staatliche Ländereien 
und bestätigt zugleich den 
Großgrundbesitzern ihre 
bisherigen Rechte. Nur in 
dem Fall, dass Land nicht 
bebaut wird und es eine 
gewisse Größenordnung 
übersteigt, kann ein Teil 
davon enteignet werden - 
gegen eine Entschädigung 
in Höhe des Marktpreises. 
Es gab keinerlei allgemei-
ne Enteignung des Groß-
grundbesitzes, obwohl 5% 
der Eigentümer 75% des 
Landes besitzen. In Vene-
zuela ist keine Rede von 
der Umsetzung der alten 
Losung „Das Land denen, 
die es bebauen!“.

Welche Klasse 
ist an der Macht?
Nein, in Venezuela ist kei-
ne Rede von Sozialismus 
und es geht auch nicht in 
diese Richtung. Es ist leicht 
zu sehen, dass weder die 
Arbeiter/innen, noch die 
Bäuer/innen, noch die Be-
wohner/innen der barrios 
(verslumte Vorstädte) an 

Venezuela - Chavez
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der Macht sind. Die Macht 
ist in Händen einer Bour-
geoisie, die aus Elementen 
des Staatsapparats und 
der Armee besteht sowie 
aus der „Boliburguesia“ 
(= „bolivarische Bourgeoi-
sie“, d.s. Geschäftemacher, 
die ihren „Erfolg“ dem 
Chavez-Regime verdan-
ken). Mit Chavez hat eine 
Fraktion der Bourgeoisie 
eine andere an der Spitze 
der Staatsmacht abgelöst. 
Vielleicht weist die chavis-

tische Fraktion eine „fort-
schrittlichere“ Ideologie 
auf als ihre Vorläufer; 
es geht nicht darum, die 
Maßnahmen zugunsten 
der Volksmassen zu leug-
nen, auf die die Anhänger 
des Regimes verweisen. 
Aber man kann nicht auf 
die chavistische Fraktion 
der Bourgeoisie setzen, 
um eine radikale soziale 
Transformation zugunsten 
eben dieser Massen in An-
griff zu nehmen. 

Jedenfalls ist der Tod von 
Chavez ein harter Schlag 
für die chavistische Bour-
geoisie, denn gerade über 
die Popularität dieses cha-
rismatischen Führers hat 
sie sich der Unterstützung 
der Massen versichert. 
Schwer zu sagen, wie lan-
ge der Chavismus sich an 
der Macht halten wird. Sei-
nen politischen Zenit hat 
er jedenfalls hinter sich. 

EMPFEHLUNG: als Broschüre wieder erschienen: 

Über die Nationale Frage im Iran
Verfasst 1986 durch die „Iranische Volksfeddayin Guerilla“, (Befreiungsarmee der  iranischen Völker), 
verbessert und wieder veröffentlicht von einem Linken iranischen Aktivisten in Wien, Februar 2013

Vorwort des Übersetzers

Nach dem Zusammenbruch des kapitalistischen Blockes der Sowjetunion und ihrer Satelliten, und damit 
der Kräfteverschiebung innerhalb der zwei Blöcke USA und UdSSR, verschärft sich der Kampf und die 
Konkurrenz für die neu formierten imperialistischen Blöcke um die Eroberung der neu freigewordenen 
Einfl usszonen und Märkte.
Auf der anderen Seite erheben sich auch die unterdrückten Nationen, und die Völker nutzen die neu 
entstandene politische Gelegenheit gegen die nationale Unterdrückung und die Besatzung und for-
dern ihr Selbstbestimmungsrecht.
So entwickelt sich eine neue Arena des Kampfes. Damit die Imperialisten dieser Kämpfe Herr werden, 
versuchen sie diese mit allen Mitteln, durch direkte militärische Angriffe oder durch ihre Lakaien, zu 
beeinfl ussen und für ihre Interessen umzufunktionieren.
Da der Kampf für das nationale Selbstbestimmungsrecht ein allgemeiner und demokratischer Kampf 
ist, umfasst er verschiedene Schichten- und Klasseninteressen. Deswegen nimmt eine proletarisch-re-
volutionäre Führung eine wesentliche Stellung für die Weiterentwicklung des Kampfes gegen Ausbeu-
tung und gegen die imperialistische Unterdrückung an. Die Wahrheit ist aber, dass bei diesen Bewegun-
gen oft keine proletarisch-revolutionäre Führung vorhanden oder nur schwach entwickelt ist, welche 
die Volksmassen für ihre wahren Interessen zu mobilisieren und dem Kampf revolutionäre Inhalte und 
Richtung zu verleihen imstande ist. Daher besteht immer die Gefahr, dass die nationalen Bewegungen 
seitens der Bourgeoisie der unterdrückten Nation im Dienste der anderen Imperialisten einverleibt und 
damit die alten Verhältnisse in neuer Form wieder hergestellt werden.
Die Ereignisse im früheren Jugoslawien-Kosovo, im irakischen Kurdistan oder die reaktionären Akti-
vitäten der meisten kurdischen Organisationen aus dem Iran, die fi nanzielle und logistische Hilfe von 
den Imperialisten - vor allem von den USA und der EU - im Namen  der „Freiheit für kurdische Nation“ 
usw. in Anspruch nehmen, sind klare Beispiele für die negative Entwicklung dieser Bewegungen und in 
manchen Fällen ihren freien Fall in den Schoß der imperialistischen Reaktion.
Diese Art der Herangehensweise an die nationale Frage hat mit der revolutionären Lösung dieses Pro-
blems nichts zu tun, sondern im Gegenteil schürt sie die Zwietracht und die Feindschaft zwischen den 
Völkern und Nationen, wobei deren Folge die Verstärkung des Chauvinismus der unterdrückenden 
Nation und der Borniertheit sowie des Extremismus der unterdrückten Nation ist.
Dieser Artikel wurde in Jahre 1986 durch die „Iranische Volksfeddayin Guerilla“, (die Befreiungsar-
mee der  iranischen Völker), veröffentlicht und durch Sympathisanten dieser Organisation in Wien 
auf Deutsch übersetzt. Er behandelt die nationale Frage vom Standpunkt des Marxismus-Leninismus 
aus, gestützt auf die Erfahrungen der bisherigen Kämpfe der unterdrückten Völker und  Nationen. Er 
beschäftigt sich  mit der nationalen Frage im Allgemeinen und konkret im Iran, wo verschiedene Völ-
ker seit Jahrhunderten miteinander gemeinsam leben. Er zeigt unter anderem die Besonderheiten der 
Behandlung der nationalen Frage unter imperialistischer Herrschaft und deren Unterschiede zum his-
torisch-klassischen Aufkommen der bürgerlichen Bewegungen in Europa im 18. und 19. Jahrhundert. 
Das heißt, in der imperialistischen Epoche  können die nationalen Bewegungen dann siegreich sein, 
wenn sie als Teil der national-demokratischen Revolutionen unter Führung der Arbeiterklasse mit einer 
sozialistischen Perspektive gegen die imperialistische Herrschaft, deren soziale Basis das im Falle vom 
Iran gegen die Klasse der bürokratischen Kompradorenbourgeoisie geführt werden.
Abschließend meine ich, dass der Inhalt und Richtung dieser Broschüre trotz vieler politischen Verände-
rungen im Laufe der vergangenen Jahre, noch immer aktuell und im großen Umfang hinsichtlich der 
nationalen Frage eine gerechte Antwort gibt.
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Im Namen der Kommu-
nistischen Partei der Phi-
lippinen (CPP), der Neuen 
Volksarmee (NPA) und des 
revolutionären Volks der 
Philippinen, richtet die Na-
tionaldemokratische Front 
der Philippinen (NDFP) 
ihre wärmsten Grüße der 
revolutionären Solidarität 
an alle Parteien und Be-
wegungen, die an diesem 
17. Internationalen Semi-
nar über Probleme der Re-
volution in Lateinamerika 
teilnehmen.

Wir schätzen den Mei-
nungsaustausch, der bei 
diesem Seminar stattfi n-
det und begrüßen die Ge-
legenheit, unsere Verbin-
dungen mit anderen re-
volutionären Parteien und 
Bewegungen in Lateina-
merika und der Karibik zu 
verstärken. Wir sind durch 
die Einladung geehrt, die 
von der Marxistisch-Le-
ninistischen Kommunis-
tischen Partei Ecuadors 
(PCMLE) und der Volksde-
mokratischen Bewegung 
(MPD) ausgegangen ist.

Das Thema dieses Jahres 
„Modernisierung des Ka-
pitalismus oder soziale 
Revolution?“ ist eine sehr 
wichtige Frage, die ent-
schieden angepackt wer-
den muss. Reformistische 
Illusionen über den Kapi-
talismus müssen zerstört 
und der Kampf für den 
Sieg der nationalen und 
sozialen Befreiung und 
für den Aufbau des Sozi-

alismus muss entschlossen 
geführt werden, wenn wir 
die Völker der Welt auf 
den Weg zur Beendigung 
von Unterdrückung, Re-
pression und Ausbeutung 
und zum Aufbau des Sozi-
alismus führen wollen.

Verstärkte kapitalisti-
sche Ausbeutung und 
staatliche Repression

Die ärgste wirtschaftliche 
Depression seit der Gro-
ßen Depression hat sich 
auf die Welt niederge-
senkt. Die gegenwärtige 
weltweite Finanz- und 
Wirtschaftskrise ist jetzt 
im fünften Jahr und es ist 
keine Lösung in Sicht. Die 
imperialistischen Staaten 
und die weltweite Mono-
polbourgeoisie klammern 
sich weiter an die neoli-
berale Wirtschaftspolitik 
und genießen ihre Profi te 
und Kapitalakkumulati-
on durch Liberalisierung, 
Privatisierung, Deregulie-
rung und die Denationa-
lisierung der weniger ent-
wickelten und unterentwi-
ckelten Wirtschaften.

Alle Zentren des weltwei-
ten Kapitalismus sind von 
dieser Krise betroffen und 
in ihrem Strudel. Öffentli-
che Gelder, die dazu vor-
gesehen waren, die Wirt-
schaft zu beleben, werden 
zur Stützung von Banken 
und Monopolfi rmen ver-
wendet, die weiterhin 
mit Steuerkürzungen und 
hochprofi tablen Verträ-

gen belohnt werden. So 
stagniert die Produktion 
weiter und die hohen Ar-
beitslosenraten bleiben 
bestehen. Für 99% der 
Bevölkerung werden die 
Einkommen gesenkt. Und 
dennoch steigen die Prei-
se der Basisprodukte und 
Dienstleistungen ununter-
brochen.

Wegen der steigenden 
staatlichen Defi zite und 
Staatsschulden, greifen 
die Staaten zu sogenann-
ten Sparmaßnahmen, die 
die Last der Krise auf das 
Proletariat und den Rest 
des Volkes abladen. Diese 
Maßnahmen verursachen 
weitere Entlassungen, 
Lohnsenkungen, steigende 
Preise der Grundbedürf-
nisse, Pensionskürzungen, 
verringerte Sozialleistun-
gen und Steuererhöhun-
gen für Güter und Dienst-
leistungen, die vom arbei-
tenden Volk gebraucht 
werden.

Das Volk leistet mit Streiks 
und Massenprotesten 
Widerstand, wie die Se-
rie von Volksprotesten in 
verschiedenen Ländern 
Europas, Nordafrikas, des 
Nahen Ostens und auch in 
Lateinamerika zeigen. In 
den Zentren des Kapitalis-
mus tritt der Klassenkampf 
immer mehr in den Vor-
dergrund, weil die Arbei-
ter/innen aufstehen und 
bei der Verteidigung ihrer 
Rechte und Interessen ak-
tiv werden.

PHILIPPINEN: 

Entschlossener Kampf für 
nationale und soziale Befreiung 
und Aufbau des Sozialismus
Beitrag der national-demokratischen Front der Philippinen NDFP auf 
dem 17. Internationalen Seminar über Probleme der Revolution in 

Lateinamerika, gehalten von Luis G. Jalandoni am 15. Juli 2013. Jalandoni ist Oberster Internationaler 
Repräsentant der NDFP und Mitglied des Nationalen Exekutivkomitees.



Proletarische Revolution 53

33

Aber die Monopolbour-
geoisie und ihre politi-
schen Agenten greifen 
auch zu ihren Maßnah-
men, um der Strömung 
des Volkswiderstands mit 
Gewalt und Täuschung 
entgegenzutreten. Sie ha-
ben drakonische Gesetze 
gegen das Volk im Namen 
des Antiterrorismus er-
lassen. Die an der Macht 
befi ndlichen Vertreter der 
Ausbeuterklassen greifen 
schnell zur Gewalt, um das 
Volk einzuschüchtern und 
seinen Wiederstand zu un-
terdrücken.

Die imperialistischen Staa-
ten schüren auch die 
Kriegshysterie, um die ver-
stärkte Kriegsproduktion 
und höhere Militärbudgets 
zu rechtfertigen. Um die 
Massen von den Wurzeln 
der Krise abzulenken, för-
dern sie reaktionäre Strö-
mungen wie Faschismus, 
Chauvinismus, Fremden-
feindlichkeit, Rassismus 
und religiöse Bigotterie.

Das gegenwärtige Stadi-
um des Imperialismus er-
möglicht es, das Kapital 
und die Produktionsmittel 
in weltweitem Maßstab 
zu vergesellschaften. Der 
Export von riesigen Kapi-
talmengen und der gro-
ße Technologiesprung im 
letzten Jahrhundert haben 
zusammen zu einer gewal-
tigen weltweiten Steige-
rung der Produktivität und 
der Warenmenge geführt. 
Die arbeitende Bevölke-
rung rund um den Erdball 
ist durch die Herstellung 
und Verteilung all dieses 
Warenreichtums verbun-
den. Und doch können all 
diese gewaltigen Mengen 
an geschaffenem Reich-
tum und Kapital nicht dem 
Wohl der Völker der Welt 
dienen, weil alles von der 
Kapitalistenklasse mono-
polisiert wird.

Revolutionärer Kampf 
für den Sozialismus

Wie die Erfahrung der 
Völker in Lateinameri-
ka und der Karibik zeigt, 
sind Ausbeutung, extreme 
Ungleichheit und faschis-
tische Repression Wegbe-
gleiter der kapitalistischen 
Entwicklung. Die Verge-
sellschaftung der kapita-
listischen Produktion in 
globalem Maßstab führte 
zur Globalisierung der ka-
pitalistischen Ausbeutung. 
Bei ihrer Suche nach ei-
nem letzten Ausweg hat 
die Arbeiter/innenklasse 
keinen anderen Weg als 
das Volk anzuführen, um 
der Kapitalistenklasse die 
politische und wirtschaft-
liche Macht zu entreißen, 
den bürgerlichen Staat zu 
zerschlagen und die sozia-
listische Revolution durch-
zuführen.

Die revolutionäre Partei 
des Proletariats in jedem 
Land muss sich selbst ide-
ologisch, politisch und 
organisatorisch festigen. 
Sie muss sich mit dem ar-
beitenden Volk verbinden; 
zusammen mit ihm ihre 
wirtschaftlichen und sozi-
alen Interessen entdecken; 
zusammen mit ihm ihre 
kommunalen und sekto-
ralen Organisationen auf-
bauen (örtlich und nach 
Kriterien wie Alter, Be-
ruf…; Anm.d.Ü.); und alle 
diese Organisationen als 
kämpfende Kollektive an-
leiten, um einerseits spezi-
fi sche Forderungen durch-
zusetzen und andererseits 
sie auf die entscheidenden 
Schlachten gegen den ka-
pitalistischen Staat vorzu-
bereiten. Wir  in den Phi-
lippinen lernen aus den 
revolutionären Erfahrun-
gen  unserer Genoss/innen 
in Lateinamerika und der 
Karibik.

Wie die Erfahrungen der 
proletarischen revoluti-
onären Parteien auf der 
ganzen Welt zeigen ist es 
notwendig, entschlossen 
die Zahl der Parteimitglie-
der aus den Reihen der 
Aktivist/innen zu erhöhen, 
die sich im Verlauf des 
politischen Kampfes ent-
wickeln. Mitglieder und 
Kader müssen in den re-
volutionären Kenntnissen 
der Aufweckung, Organi-
sierung und Mobilisierung 
der arbeitenden Bevölke-
rung geschult werden und 
müssen Anweisungen für 
die Führung der Massen-
organisationen erhalten.

Der revolutionäre 
Kampf des philippini-
schen Volks zur Errei-
chung des gesamtnati-
onalen Siegs und Auf-
bau des Sozialismus

In den Philippinen führt 
die Kommunistische Par-
tei der Philippinen (CPP) 
das philippinische Volk im 
Kampf auf Leben und Tod 
gegen den US-Imperialis-
mus, Feudalismus und bü-
rokratischen Kapitalismus. 
Seit ihrer Neugründung 
im Jahr 1968 hat die Par-
tei die Neue Volksarmee 
(NPA) gebildet und kom-
mandiert, die ihre Haupt-
waffe zur Schwächung 
der Kraft des reaktionären 
Staates ist. Die revolutio-
nären Streitkräfte verwen-
den die Strategie des lang-
dauernden Volkskriegs 
und bauen ihre Kräfte in 
den riesigen ländlichen 
Gebieten aus, schlagen die 
reaktionären Streitkräfte 
in kleinen Schritten und 
zielen auf die Ergreifung 
der gesamtnationalen po-
litischen Macht ab. Die 
sozialistische Revolution 
wird direkt nach der ge-
samtnationalen Erringung 
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der politischen Macht be-
ginnen.

Die Partei erweckt, orga-
nisiert und mobilisiert die 
ländliche Bevölkerung für 
die Revolution. Massenor-
ganisationen der Arbeiter/
innen, Kleinbäuer/innen, 
indigenen Völker, Frauen, 
Jugendlichen, Kinder und 
der ländlichen Kleinbour-
geoisie wurden aufgebaut. 
Auf Basis dieser Massenor-
ganisationen werden loka-
le politische Machtorgane 
aufgebaut, auf der Dorfe-
bene und wo möglich auch 
Bezirksebene und später 
auch auf Provinzebene. 
Programme und Kampa-
gnen für die Agrarrevo-
lution werden gestartet, 
einschließlich solcher für 
die Senkung der Pachtzin-
sen, Ausrottung von Wu-
cherei, Verbesserung der 
Landwirtschaftsprodukti-
on, Erhöhung der Löhne 
der Landarbeiter/innen, 
Erhöhung der Preise für 
Agrarprodukte und Ver-
besserung kooperativer 
Tätigkeiten. Zusätzlich zur 
Agrarreform werden auch 
Gesundheits, Ausbildungs-
Selbstverteidigungs-, loka-
le Streitschlichtungs- und 
Kulturprogramme durch-
geführt.

Der revolutionäre Kampf 
in den Klein- und Groß-
städten ist ebenso wich-
tig. Organisationen der 
Industriearbeiter/innen, 
städtischen Armut, Frau-
en, Jugendlichen und Stu-
dent/innen und urbanen 
Angestellten werden ge-
bildet. Auch sie verbrei-

ten die Nachrichten vom 
bewaffneten Kampf, der 
hauptsächlich am Land ge-
führt wird und inspirieren 
die städtische Bevölkerung 
zur Unterstützung und ak-
tiven Teilnahme.
Momentan sind die von 
der CPP geführten revo-
lutionären Streitkräfte in 
70 von insgesamt 81 Pro-
vinzen in den Philippinen 
aktiv. Die NPA kämpft 
an mehr als 110 Guerilla-
Fronten, wobei jede Front 
einem Zug bis zu einer 
Kompanie Roter Kämp-
fer/innen entspricht. Die 
Zahl der vollzeitlichen 
Roten Kämpfer/innen mit 
Schnellfeuergewehren be-
wegt sich auf die 10.000 
zu. Sie werden auch durch 
Zehntausende Freiwillige 
in der Volksmiliz ergänzt 
und weitere Hunderttau-
sende in den Selbstver-
teidigungseinheiten der 
Massenorganisationen am 
Land. 

Die Massenbasis der Revo-
lution beläuft sich auf Mil-
lionen von Menschen. Das 
wurde erreicht durch den 
Aufbau von Massenorga-
nisationen auf Dorfebene, 
die politischen Machtorga-
ne und die lokalen Partei-
fi lialen. Die Mitgliedschaft 
der CPP liegt jetzt über 
100.000 und dehnt sich 
in Richtung auf unser Ziel 
von 250.000 sowohl in ur-
banen als auch ländlichen 
Gebieten aus. Die NPA 
versucht ihre Roten Kämp-
fer/innen auf 25.000 zu 
vergrößern und ihre Gue-
rillafronten auf 180. Die 

politischen Machtorgane 
und Massenorganisatio-
nen festigen sich und ver-
suchen mehrere Millionen 
Menschen durch direkte 
Organisierung und über 
die Einheitsfrontarbeit ein-
zubeziehen.

Unter der Führung der 
CPP sind die NPA und die 
anderen verbündeten Or-
ganisationen der NDFP 
dazu entschlossen und 
darauf vorbereitet den 
revolutionären Kampf auf 
die Stufe des strategischen 
Gleichgewichts im Volks-
krieg voranzutreiben. Sie 
zielen auf einen gesamt-
nationalen Sieg über den 
US-Imperialismus und sei-
ne lokalen reaktionären 
Verbündeten ab. Der Sieg 
des philippinischen Volks 
wird zur Schwächung der 
US-imperialistischen Herr-
schaft beitragen und die 
Widersprüche zwischen 
den imperialistischen Staa-
ten erhöhen.

Das revolutionäre Volk 
der Philippinen streckt 
seine Solidarität über den 
Pazifi schen Ozean zu den 
Völkern Lateinamerikas 
und der Karibik aus in ih-
rem Kampf gegen Imperi-
alismus und kapitalistische 
Ausbeutung und für sozia-
listische Revolution. Unse-
re gemeinsame Geschichte 
der kolonialen und neo-
kolonialen Unterwerfung, 
ebenso wie das gemein-
same Erbe unserer nati-
onalen Befreiungsbewe-
gungen stärkt die Bande 
zwischen unseren Völkern. 
Wir freuen uns auf eine 
größere Einheit und ge-
genseitige Unterstützung 
in unserem gemeinsamen 
Kampf für nationale und 
soziale Befreiung, echte 
Demokratie und sozialisti-
sche Entwicklung.

Philippinen
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Das Rodante-Urtal-Kom-
mando der Neuen Volks-
armee (RUC-NPA) in Nord-
Samar (Philippinen) hat 
heute bekannt gegeben, 
dass in einer Serie von mi-
litärischen Auseinanderset-
zungen, die im Juni und Juli 
2013 vom RUC-NPA gegen 
die 8. Infanterie-Division 
der Streitkräfte durchge-
führt wurden,  17 Soldaten 
getötet und 11 verwundet 
wurden.

Nach Angaben von Genos-
sen Amado Pesante, dem 
Sprecher des RUC-NPA er-
folgte diese Serie von Mili-
täraktionen in den Baran-
gays (Dörfern)  Avelino, 
Cuenco und Lakandula in 
Las Navas, Northern Samar 
und führte zu 12 Getöte-
ten und zwei Verwundeten 
Feinden. Ein Roter Kämpfer 
wurde zum Märtyrer und 
vier wurden bei diesen Mili-
täraktionen verwundet.
Mittlerweile wurden in der 
Stadt Victoria am 25. Juni 
fünf Soldaten getötet und 
neun verwundet, als eine 
Gruppe Roter Kämpfer/in-
nen und die Volksmiliz die 
zwischen den Barangays 
(Dörfern) Lungib und Lui-
sita eingesetzten Truppen 
des 20. Infanterie-Batail-
lons angriffen. Bei dieser 
taktischen Offensive gab 
es keine Verluste auf Seiten 
der NPA.
Gen. Amado Pesante fügte 
hinzu, dass die Militärakti-
onen eine Antwort auf die 
Forderung des Volkes nach 
Bestrafung der 8. Infante-
rie-Division (ID) war, die mit 
ihren Soldaten viele Men-
schenrechtsverletzungen 
beging, als sie die brutale 
Militäroperationen nach 
dem  Oplan Bayanihan  
(Aufstandsbekämpfungs-
programm der Aquino-Re-
gierung) durchführte.

Sie kampieren in zivilen 
Gemeinden, bombardieren 
Felder mit Mörsern und 
vom Flugzeug aus, zerstö-
ren Eigentum und zerstö-
ren die Lebensbedingungen 
und den Frieden des Volkes. 
Kürzlich beklagte ein Klein-
bauer im Dorf Cuenco, Las 
Navas, dass Soldaten der 
8.ID während ihrer Militä-
roperation seine Reisernte 
im Wert von 42.000 Pesos 
verbrannten.
Gen. Amado Pesante straf-
te auch die Erklärung des 
Militärs Lügen, dass die re-
volutionäre Bewegung auf 
dem letzten Bein stehe und 
stellte klar, dass unschuldige 
Bauern im Bericht des 20. IB 
über 53 „NPA-Überläufer“ 
im Dorf E.Duran, Bobon, 
dargestellt wurden.
Der Kommandant des 20. IB, 
Oberstleutnant Noel Vesuir, 
und der Kommandieren-
de der 8. ID, Generalmajor 
Gerardo Layug, sind beide 
so verzweifelt bemüht die 
Fortschritte der revolutio-
nären Bewegung zu verhül-
len, dass sie Bauern, die von 
ihnen zur Teilnahme an ei-
ner Versammlung gezwun-
gen worden waren, fälsch-
lich als „NPA-Überläufer“ 
darstellten.
In Wirklichkeit haben die 
Soldaten wegen der wie-
derholten Angriffe auf ihre 
Einheiten extreme Angst 
bei ihren Operationen. So-
gar wenn sie mit mehreren 
Kolonnen unterwegs sind, 
wagen sie es nicht ein La-
ger aufzuschlagen oder 
auch nur zu schlafen, wenn 
sie am Boden  rasten. Sie 
hetzen sich auch gegensei-
tig bei der Überquerung 
von Flüssen, weil sie Angst 
vor einem NPA-Hinterhalt 
haben. Das Aquino-Regime 
hat sechs Bataillone und 
eine Spezialeinheit in Nord-
Samar stationiert, aber sie 

laufen wie Hunde mit zwi-
schen den Beinen einge-
klemmtem Schwanz, wenn 
sei von der NPA angegrif-
fen werden.
Sie werden sich sicher wei-
ter mit ihren Erklärungen 
über die Vernichtung der 
revolutionären Bewegung 
blamieren, weil die Bevöl-
kerung von Nord-Samar 
und der ganzen Region 
entschlossen ist, den Oplan 
Bayanihan zunichte zu ma-
chen.
Gen.  Amado Pesante rief 
alle NPA-Einheiten in Nord-
Samar auf, im Sinne des 
Aufrufs der Kommunisti-
schen Partei der Philippinen 
zur Zerschlagung des Oplan 
Bayanihan die taktischen 
Offensiven weiter zu in-
tensivieren und auszubrei-
ten und die Kriegsführung 
in nicht zu kurzer Zeit von 
der Ebene der strategischen 
Defensive auf die Ebene 
des strategischen Gleichge-
wichts zu heben.
Die Bevölkerung von Nord-
Samar feiert die NPA als ihre 
Armee und echte Förderin 
ihrer Interessen. Die Un-
terstützung durch das Volk 
stärkt weiter die Anstren-
gungen der NPA und der 
gesamten revolutionären 
Bewegung und wird sicher 
die Niederlage der faschisti-
schen, pro-imperialistischen 
und korrupten Manöver des 
US-Aquino-Regimes herbei-
führen.

Besiegt den Oplan Bayani-
han!
Lang lebe die Neue Volksar-
mee!
Lang lebe das Volk von 
Nord-Samar!

Lang lebe der Volkskrieg!

PHILIPPINEN: 
Bei mehreren Offensiven der NPA in Nord-Samar wurden 

17 Soldaten getötet, 11 verwundet 

Presse-Erklärung von Amado Pesante, Sprecher des Rodante Urtal Kommandos, 
NPA Northern Samar Provincial Operations Command. 4.8.2013
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Die Internatio-
nale Abteilung 
der Kommunis-
tischen Partei 
Nepals (Maois-
tisch) hat bes-
chlossen, einen 
regelmäßigen 
Online-Infor-
mationsdienst 
herauszuge-

ben, der die Bedürfnisse 
unserer Freund/innen im 
Ausland zufriedenstellen 
kann, die Informationen 
über die aktuelle revo-
lutionäre Bewegung in 
Nepal erhalten wollen. 
Unsere Freund/innen im 
Ausland waren mit der Sit-
uation konfrontiert, dass 
sie sich eine Meinung über 
die politische Bewegung 
in Nepal bilden mussten 
und sich dabei voll auf die 
bürgerlichen Medien stüt-
zen mussten, die klar ge-
gen die revolutionäre Be-
wegung eingestellt sind. 
Wir glauben, dass dieses 
Problem jetzt überwun-
den wird.

Gerade jetzt bewegt sich 
die nepalesische Gesell-
schaft auf eine scharfe 
Polarisierung zu. Die ern-
ste politische Krise be-
gann nach der Aufl ösung 
der Verfassungsgebenden 
Versammlung vier Jahre 
nach ihrer Wahl ohne eine 

neue Verfassung zustande 
zu bringen. Beide Ziele 
des „Friedensprozesses“, 
die Integration der Volks-
befreiungsarmee PLA und 
der Königlichen Nepal-
esischen Armee einerseits 
und die Erarbeitung einer 
neuen Verfassung ander-
erseits haben sich völlig 
zerschlagen, und das füh-
rte zu einer unüberwindli-
chen politischen Krise. 
Diese Krise wurde weiter 
verschärft nach den rück-
wärtsgewandten Ereignis-
sen des 14. März 2013, 
als der Präsident eine 25-
Punkte-Erklärung verkün-
dete, die die 20 Punkte 
der gegenwärtigen Provi-
sorischen Verfassung auf-
hob, und eine „parteiun-
abhängige Wahl-Regier-
ung“ (“Nonparty-election 
government“) ernannte, 
die unter völliger Missach-
tung der Verfassung auf 
Empfehlung des „Zusam-
menwirkens der obersten 
Führer der vier Großpar-
teien“ zustande kam. 
Die beabsichtigte Wahl 
wurde durch die Boykott-
bewegung der politischen 
Kräfte unter Führung der 
CPN-Maoist verhindert. 
Obwohl die Regierung die 
„Wahl zur Zweiten Verfas-
sungsgebenden Versam-
mlung“ noch nicht formal 
ausgerufen hat, hat sie 
begonnen, die Namen der 
Wahlberechtigten für die 
neuen Wahlen zu sam-
meln, was von den revo-
lutionären Kräften unter-
brochen wurde.

Neue Entwicklungen ha-
ben zu einer breiten Pro-
testbewegung geführt, als 
die „Wahl-Regierung“ auf 
einen Posten der „Kommis-
sion für Amtsmissbrauch“ 
(die sich hauptsächlich 

um Korruptionsfälle küm-
mert)  einen Mann setzte, 
der für die Unterdrückung 
der Historischen Massen-
bewegung verantwortlich 
gemacht wurde und we-
gen verschiedener Korrup-
tionsfälle verurteilt war. 
Das hat weiter dazu beige-
tragen, das Volk in Nepal 
in zwei unterschiedliche 
Lager zu treiben: Patrio-
tische, republikanische, 
linke Kräfte auf der einen 
Seite und Nationalverräter, 
volksfeindliche und reak-
tionäre Kräfte  auf der an-
deren. Es ist die CPN-Mao-
ist, die die patriotische und 
demokratische Bewegung 
anführt.

Die Frage der „Wahlen“ 
ist zu einer Frage ge-
worden, die die zwei 
unterschiedlichen Lager 
völlig trennt. Die Rene-
gaten, Hampelmänner 
der ausländischen Kräfte, 
volksfeindlichen Kräfte 
sind wütend entschlos-
sen die „Wahlen“ jeden-
falls durchzuführen. Die 
Mehrheit der politischen 
Gruppen ist dagegen. 
Es ist klar, dass die soge-
nannten „Wahlen“ nicht 
dazu vorgesehen sind, 
um eine neue Verfassung 
zu erstellen, sondern um 
diese los zu werden und 
Zustimmung zu erhalten 
für den  Verrat an der Na-
tion, für volksfeindliche 
Gesetze und Korruptions-
skandale. Deshalb sollte 
das Wahltheater boykotti-
ert werden. Nur eine Mas-
senbewegung des Volkes 
kann die bevorstehende 
Krise lösen. Revolutionäre 
Kräfte versuchen jetzt, 
diese politische Krise in 
eine Volksrevolution zu 
verwandeln.

NEPAL: Richtung neuer Revolution
Editorial von „People’s Voice“ (Volksstimme), Monatsblatt der Internationalen 

Abteilung der Kommunistischen Partei Nepals (Maoistisch), 
Mai 2013 (eigene Übersetzung)

Anmerkung der PR:

In der People’s Voice Nr.1 (Mai 2013) – die 
auf der homepage <prolrevol.wordpress.
com> als pdf heruntergeladen werden 
kann - fi ndet sich u.a. ein Interview mit 
dem Vorsitzenden Gen. Kiran zur aktu-
ellen Politik der CPN-Maoist und ein Ar-
tikel des Stellvertretenden Vorsitzenden 
Gen. Gaurav zur Internationalen Kom-
munistischen Bewegung. Siehe auch die 
Beiträge der CPN-Maoist in der letzten 
PR52, S.69 und 75. siehe auch: http://kasa-
maproject.org/fi les/peoples-voice-1.pdf
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Geehrte Volksmassen! 
Zu den für 19. November 
2013 geplanten Wahlen 
zur zweiten Verfassungs-
gebenden Versammlung 
hat die „überparteiliche 
Regierung“ unter Füh-
rung des amtierenden 
Höchstrichters  ein Schau-
spiel inszeniert , das zum 
Masterplan und Diktat des 
Imperialismus und Expan-
sionismus und zum neuen 
Vier-Parteien-Pakt passt, 
der die 24 aktiven Parteien 
(von insgesamt 32 Partei-
en) der jetzt aufgelösten 
Verfassungsgebenden Ver-
sammlung  an den Rand 
drängen soll.
Wir sind nicht prinzipi-
elle Gegner von Wahlen 
zur Verfassungsgebenden 
Versammlung im absolu-
ten Sinn, aber diese Wahl 
wird nicht abgehalten, um 
eine Volksverfassung zu 
erarbeiten, sondern dient 
dazu, das Land in die völli-
ge Abhängigkeit von Indi-
en zu führen (im Original 
„Sikkimisation“ -  Sikkim 
ist ein offi ziell „ganz au-
tonomes“, „fast unabhän-
giges“ Gebiet im Norden 
Indiens, Anm.PR).  Des-
halb hat unsere Partei, die 
Kommunistische Partei Ne-
pals-Maoistisch, beschlos-
sen, diese sogenannten 
zweiten Wahlen aktiv und  
energisch zu boykottier-
ten. Diese Entscheidung 
beruht auf den Interessen 
und der Meinung des Vol-
kes. Wir rufen die geehr-
ten Volksmassen ernsthaft 
auf, die Boykottbewegung 
wirkungsvoll und zu einem 
großen Erfolg zu machen.
Die Massen sind die Schöp-
fer der Geschichte, das 
nepalesische Volk kämpft 
seit langem ohne Unter-
brechung, um die natio-
nale Unabhängigkeit zu 
sichern, die Demokratie zu 

errichten und die grund-
legenden Probleme für 
den Lebensunterhalt des 
Volkes zu lösen. Gewalti-
ge Mengen von Blut und 
Schweiß wurden vor und 
nach 1951 in der Bewe-
gung vergossen. Die Fra-
ge der Erarbeitung einer 
neuen Verfassung durch 
eine Verfassungsgebende 
Versammlung stand schon 
1951 auf der Tagesord-
nung. Mehrere gewaltige 
Volksbewegungen erho-
ben sich 1979-80 und 1990-
91, um das Land aus den 
Klauen der halbfeudalen, 
halbkolonialen und neo-
kolonialen Bedingungen 
zu befreien und zugleich 
eine neue Verfassung zu 
erarbeiten. Einige politi-
sche Parteien haben im 
Verlauf  dieses Prozesses 
sogar bewaffnete Kämpfe 
geführt. In der Folge hat 
unsere Partei, CPN (Mao-
ist) zehn Jahre lang vom 
13. Februar 1996 an einen 
großen Volkskrieg geführt 
und wir sind in Friedensver-
handlungen eingetreten, 
um mit der Verfassungs-
gebenden Versammlung 
(VV) eine Volksverfassung 
zu erarbeiten. Schließlich 
fanden die Wahlen zur 
VV auch statt und es wur-
den große Anstrengungen 
unternommen, die Volks-
verfassung zu erarbeiten. 
Aber warum konnte die-
se Verfassung schließlich 
nicht erarbeitet werden? 
Nur weil die rückwärtsge-
richteten, volksfeindlichen 
und konservativen, sta-
tusbewahrenden Kräfte 
keine Volksverfassung aus-
arbeiten wollten. Sogar 
ein Teil der Maoistischen 
Partei, die neorevisionisti-
sche Gruppe, kapitulierte 
vor dem Klassenfeind und 
agierte als Vermittler zu 
ihm. 

Schließlich wurde die VV 
aufgelöst. Wieder einmal 
in der Geschichte wur-
de das nepalesische Volk 
schlimm betrogen. Das ist 
ein schwerer Verrat und 
eine Schande gegenüber 
den Wünschen, Bestre-
bungen, Vorstellungen, 
Träumen und Idealen, die 
sich im Verlauf der Mas-
senkämpfe, bewaffneten 
Kämpfe und besonders 
in den zehn Jahren des 
großen Volkskriegs aus-
drücken, gegenüber den 
tapferen Heldentoten und 
Verschwundenen, den ver-
letzten und behinderten 
Kämpfer/innen und den 
breiten Massen. Dieser Ver-
rat und diese Demütigung 
können nie toleriert wer-
den. Um Vergeltung für 
diese Art von Verrat und 
Demütigung zu erlangen, 
soll das nepalesische Volk 
schließlich erfolgreich ein 
Neues Nepal schaffen. Wir 
werden bei diesem gro-
ßen Feldzug an vorderster 
Front stehen.

Die Massen streben 
nach Veränderung
Im Land herrschen jetzt 
halbfeudale und halbko-
loniale Bedingungen. Die 
Probleme der nationalen 
Unabhängigkeit, Demo-
kratie und Lebensbedin-
gungen des Volkes haben 
ernste Ausmaße erreicht. 
Wegen des Vertrags von 
1950 und anderer un-
gleicher Verträge mit In-
dien ist das Land von ei-
ner ernstzunehmenden 
Unterdrückung bedroht. 
Das nepalesische Volk ist 
betroffen von Grenzver-
letzungen, Terror, Plünde-
rung von Grenzgebieten 
und Interventionen von 
Indien betroffen. Die gan-
ze Terai-Provinz ist über-
schwemmt, weil es den 

NEPAL: 
Wahlboykott-Aufruf der CPN-Maoist vom 27.7.2013

Treibt die Boykottbewegung mit gewaltiger Einbeziehung der Massen aktiv und energisch voran!
Erarbeitet die Verfassung der Föderativen Volksrepublik mithilfe der neuen Massenbewegung!

http://
maoistroad.
blogspot.co.at/ 
(Eigene 
Übersetzung PR)
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großen Koshi-Staudamm 
und andere Kraftwerke 
gibt, die einseitig von In-
dien errichtet wurden. 
Nicht nur Koshi und Gand-
ak, sondern auch die rie-
sigen Kraftwerksprojekte 
wie Upper Karnali, Upper 
Marsyangdi und Arun III 
wurden den ausländischen 
Firmen übergeben. Die 
Verantwortung für den 
Bau und die Sicherheit von 
Flughäfen einschließlich 
des Tribhuwan Internati-
onal Airport wurde den 
herrschenden Klassen in 
Indien übertragen.
Einerseits bekommen wirk-
liche nepalesische Staats-
bürger/innen immer noch 
keine Staatsbürger-Karte, 
andererseits werden ge-
heime Pläne geschmie-
det, um Emigrant/innen 
ausländischen Ursprungs 
die Staatsbürgerschaft zu 
gewähren. Die Unterdrü-
ckung des Landes durch 
Imperialismus und Expan-
sionismus in den Bereichen 
Wirtschaft, Kultur, Politik 
und Gesellschaft verstärkt 
sich und das Land treibt 
auf eine völlige Abhängig-
keit von Indien („Sikkimi-
sation“) zu. In dieser Situ-
ation wird die nationale 
Unabhängigkeit zu einer 
ersten Frage. 
Ebenso wird das Volk ein-
schließlich der Arbeiter/
innen, Kleinbäuer/innen, 
Frauen, Dalits (“Kastenlo-
sen”, Anm.), nationalen 
Minderheiten, der Mad-
hesis („Tiefl andbewoh-
ner/innen“, Anm.), Mos-
lems und Völker aus den 
unterdrückten Regionen, 
von Feudalismus, Patriar-
chat, feudalem Brahmais-
mus (Herrschaft der hin-
duistischen Priesterkaste, 
Anm.), Katmandu-Tal-
Chauvinismus (im Origi-
nal: „hilly chauvinism“, 
Anm.) usw. unterdrückt. 
Immer brennender wird 
die Frage ihrer demokra-
tischen Rechte. Außerdem 

hat die Frage der Lebens-
bedingungen des Volks 
große Bedeutung erlangt. 
Die Probleme der armen 
Kleinbäuer/innen, Bäuer/
innen in Schuldknecht-
schaft, Pachtbäuer/innen 
und landlosen Menschen 
am Land sind ungelöst. 
Die Aufgaben einer re-
volutionären Landreform 
und des Aufbaus einer na-
tionalen Wirtschaft wer-
den vernachlässigt. Das 
Land leidet unter Armut. 
Korruption, Provisionen, 
Schwarzmarkt dehnen 
sich aus. Unsere Boykott-
Bewegung ist untrennbar 
verbunden mit der Be-
handlung dieser Probleme. 
Warum sollen diese soge-
nannten Wahlen boykot-
tiert werden? Unsere Par-
tei boykottiert diese soge-
nannten zweiten Wahlen 
zur Verfassungsgebenden 
Versammlung. Wozu ist 
der Boykott gut? 
Weil …
- Die Wahlen zielen darauf 
ab, nach dem Plan einiger 
internationaler Machtzen-
tren das Land unter die 
Herrschaft ausländischer 
Mächte und in völlige 
Abhängigkeit von Indien 
(„Sikkimisation“) zu brin-
gen, indem die Parteien, 
die Teil der jetzt aufgelös-
ten  Verfassungsgebenden 
Versammlung waren und 
andere Parteien, die in der 
Bewegung aktiv sind, an 
den Rand gedrängt wer-
den.
- Es ist ein Versuch, das 
Land in ein parteiloses Sys-
tem und dann langsam in 
den Faschismus zu führen, 
indem die Rolle der Partei-
en im politischen System 
negiert und das bürgerli-
che Konzept der Gewal-
tentrennung und des un-
abhängigen Gerichtswe-
sens zerschlagen wird.
-  Die Wahlen werden un-
ter der Leitung einer Mari-
onetten-Regierung abge-
halten, die unter der Füh-

rung von Kräften steht, 
die nach Anweisungen 
ausländischer Machtzen-
tren ausgehandelt wur-
den und arbeiten, anstatt 
einer Regierung, die das 
Volk bei der Ausarbeitung 
einer Verfassung in der 
Verfassungsgebenden Ver-
sammlung vertreten hätte 
sollen.
- Der politische Rahmen 
wurde von denselben 
Führern festgelegt, die es 
nicht geschafft haben in 
der vorherigen VV eine 
Verfassung zu erarbeiten 
und die ihre Aufl ösung 
veranlasst haben.
- Es gibt keine Grundlage 
und Möglichkeit für die 
Ausarbeitung einer Verfas-
sung aufgrund der Wah-
len, die nach dem rück-
wärtsgerichteten Erlass 
vom 14. März 2013 durch-
geführt werden, die ihrer-
seits unter Verletzung und 
Überarbeitung der Provi-
sorischen Verfassung auf 
verfassungswidrige und 
undemokratische Weise 
zustande gekommen ist.
- Die Forderungen u.a. 
nach Annullierung des 
rückwärtsgerichteten Er-
lasses vom 14. März 2013 
und die Bildung einer Re-
gierung der nationalen 
Einheit auf Konsensbasis 
unter den Parteien auf 
einer Konferenz am Run-
den Tisch, was von unserer  
Partei und anderen vorge-
schlagen wurde, die den 
laufenden Kampf anfüh-
ren, werden ignoriert.
- Es ist unbedingt notwen-
dig geworden, eine Volks-
verfassung in Übereinstim-
mung mit dem Vertrauen, 
den Wünschen und Vor-
stellungen des Volkes aus-
zuarbeiten, die sich in der 
Volksbewegung ausdrü-
cken.
Aus den oben genannten 
Gründen ist der Boykott 
der sogenannten zweiten 
Wahlen zur VV dringend. 
Es gibt unter den gegen-

Nepal - Wahlboykott
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1.Mai 2013, Kathmandu

wärtigen Bedingungen kei-
ne andere Alternative als 
die Boykottbewegung zu 
unterstützen.
 
Wir sind der nationalen 
Unabhängigkeit und 
dem Volk verpfl ichtet
Wir kämpfen ständig für 
den Schutz der nationalen 
Unabhängigkeit des Lan-
des und für die demokra-
tischen Rechte des Volks. 
Auch im Verlauf der Boy-
kott-Bewegung betonen 
wir vor den Massen wie-
der, dass wir uns einsetzen 
für … 
- das Ende des reaktionä-
ren Staates und die Errich-
tung eines Staats der Fö-
derativen Volksrepublik.
- die Verteidigung der na-
tionalen Unabhängigkeit 
und Souveränität des Lan-
des und die Kündigung 
der ungleichen Verträge 
einschließlich des von 1950 
und den Abschluss neuer 
Verträge auf Grundlage 
des gegenseitigen Interes-
ses und der Gleichberech-
tigung
- Sicherung der Rechte der  
Arbeiter/innen, Kleinbäu-
er/innen, Frauen, Dalits, 
nationalen Minderheiten, 
der Madhesis, Moslems 
und Völker aus den unter-
drückten Regionen, der 
nationalen Bourgeoisie 
und Sicherstellung der Ein-
führung eines völlig pro-
portionalen Wahlsystems 
und eines umfassenden 
Vertretungssystems für die 
unterdrückten Klassen und 
Gemeinschaften in allen 
Staatsorganen. Garantier-
tes Vorrecht für Frauen, 
Dalits und Moslems. Ein-
führung des Föderalismus 
mit Sicherung der Iden-
tität der der unterdrück-
ten Nationen, nationaler 
Autonomie zusammen 
mit der theoretischen An-
erkennung des Rechts auf 
Selbstbestimmung und 
Vorrechte für lokale Mas-
sen auf ihre Naturschätze.

- Lösung der grundlegen-
den Probleme der Lebens-
bedingungen des Volkes 
einschließlich Bildung, Ge-
sundheit, Nahrungsmittel-
versorgung, Beschäftigung 
und Unterkunft.
- Aufbau einer nationalen 
Wirtschaft, Beendigung 
des feudalen Landbesitzes 
und Durchführung einer 
revolutionären Landref-
orm.
- Garantie der Interessen 
der Studierenden, Lehrer/
innen, Professor/innen, 
Intelligenz, Staatsbediens-
teten und Streitkräfte, 
Schriftsteller/innen, Künst-
ler/innen und Journalist/
innen.
- Einrichtung eines demo-
kratischen und religionsu-
nabhängigen (säkularen) 
Bildungs- und Gerichtssys-
tems und Aufbau einer na-
tionalen, demokratischen 
und wissenschaftlichen 
Kultur. 
In Übereinstimmung mit 
den Erwartungen, Bestre-
bungen, Vorstellungen und 
dem Willen der breiten ne-
palesischen Volksmassen 
ist es notwendig, die oben 
genannten grundlegen-
den Fragen inhaltlich in 
die neue Verfassung auf-
zunehmen und unsere Par-
tei widmet sich voll dieser 
Aufgabe. Unsere Boykott-
Bewegung beruht auf die-
ser Verpfl ichtung.

Unsere Haltung zu ei-
ner politischen Lösung
Die alte politische Über-
einkunft ist zerstört. Die 
Hauptströmung der Ma-
oistischen Partei, die den 
Volkskrieg geführt hat und 
die anderen politischen 
Parteien werden völlig 
negiert. Die Wünsche und 
Stimmung im Volk wer-
den völlig ignoriert. In so 
einer Situation ist eine 
neue politische Überein-
kunft notwendig. Um ei-
nen vorwärts gerichteten 
politischen Ausweg zu fi n-
den, ist es notwendig, den 
rückwärtsgerichteten Er-
lass vom 14. März 2013 zu 
annullieren und eine Kon-
ferenz am Runden Tisch 
mit allen Partien abzuhal-
ten, aus den Parteien eine 
Regierung der nationalen 
Einheit zu bilden und eine 
allgemeine Übereinkunft 
über die grundlegenden 
Fragen der Verfassung zu 
haben. Wenn das nicht 
umzusetzen ist, wird die 
Volksverfassung von der 
Volksbewegung selbst und 
auf der Straße geschrie-
ben.

Unsere Boykott-Bewe-
gung richtet sich darauf 
aus. Keine Macht kann das 
Volk verwirren und die Ge-
schichte zu alten Zustän-
den zurückdrehen. 



40

Die Massen 
wollen Befreiung
Wir sind entschlossen vor-
anzumarschieren und die 
Fragen der nationalen Un-
abhängigkeit, Demokratie 
und Lebensbedingungen 
des Volkes zu lösen. Das 
Neue Nepal ist nicht ohne 
Kampf gegen die Elemen-
te vorstellbar, die wild ent-
schlossen sind, das Land 
nach rückwärts zu zerren, 
die das Land an die aus-
ländische Reaktion auslie-
fern wollen, die die Mas-

sen versklaven wollen, die 
die Träume und Stimmung 
des Volkes, die sich in den 
Massenbewegungen und 
im Volkskrieg ausdrücken, 
zerschmettern wollen, und 
schließlich die, die keine 
Volksverfassung ausarbei-
ten wollen.
Um die zweiten Wahlen 
zur VV zu boykottieren 
und die Volksverfassung 
auszuarbeiten richtet un-
sere Partei einen besonde-
ren Aufruf an alle freiheits-
liebenden Massen, an der 

Boykott-Bewegung teilzu-
nehmen.
Boykottieren wir die an-
tinationalen, volksfeind-
lichen und rückwärtsge-
richteten zweiten Wahlen 
zur Verfassungsgebenden 
Versammlung! Treiben wir 
aktiv und tatkräftig unter 
massiver Beteiligung des 
Volkes die Boykott-Be-
wegung voran! Schreiben 
wir eine neue Verfassung 
mithilfe einer neuen Mas-
senbewegung!

Parolen

- Verteidigung der nationalen Unabhängigkeit!
- Weg mit dem volksfeindlichen und antinationalen Erlass vom 14. März 

2013!
- Boykott der sogenannten zweiten Wahlen zur VV!

- Wahlen unter den gegenwärtigen Umständen sind Betrug!
- Staatbürgerschaftsbestätigungen für alle wirklich nepalesischen Men-

schen!
- Weg mit dem antinationalen Erlass zur Staatsbürgerschaft!

- Aufl ösung der überparteilichen bürokratischen Marionetten-Regierung!
- Bildung einer Regierung der nationalen Einheit!

- Schaffung einer neuen politischen Übereinkunft durch All-Parteienge-
spräche am Runden Tisch!

- Ausarbeitung einer föderativen republikanischen Volksverfassung!
- Volle proportionale Vertretung in allen Staatsorganen!

- Lösung der Probleme der Lebensbedingungen des Volks!
- Billige und zeitgerechte Bereitstellung von Naturdünger, Arbeitswerk-

zeugen, Saatgut und Darlehen für die Kleinbäuer/innen!
- Strenge Überwachung von Korruption, Schmuggel, Preistreiberei und  

Provisionen!
- Rettung für die Opfer von Überschwemmungen und Erdrutschen!

- Einführung eines streng proportionalen Wahlsystems!
- Aufl ösung des Vier-Parteien-Pakts!

- Weg mit allen ungleichen Verträgen einschließlich des von 1950!
- Weg mit allen Verträgen zu den Großkraftwerken Upper Karnali, Arun 

III und Koshi, die gegen die nationalen Interessen sind!
- Weg mit dem BIPPA-Vertrag und Widerruf der Entscheidung, die Ab-

wicklung des Grenzverkehrs auch des Tribhuwan International Airport an 
Indien zu übertragen!  

- Widerruf der Genehmigungen für indische Grenzbehörden in Lumbini 
und Pashupatinagar!

- Nieder mit dem Rechtsrevisionismus!
- Nieder mit Feudalismus, Imperialismus und Expansionismus!

- Es lebe die neudemokratische Revolution!
- Vereinigung aller patriotischen, republikanischen und linken Kräfte!

- Es lebe der Marxismus-Leninismus-Maoismus!
- Es leben unsere tapferen Helden!

- Es lebe die Kommunistische Partei Nepals – Maoistisch!

25. Juli 2013, Zentralkomitee der Kommunistischen Partei Nepals – Maoistisch

Nepal - Wahlboykott

Ergänzung:

Wenige Tage nachdem die 
illegitime nepalesische Not-
standsregierung verfassungswid-
rige „Wahlen zu einer zweiten 
Verfassungsgebenden Versamm-
lung“ für den 19.11. verkündet 
hatte, wurde „am 16. Juni ein 
sehr erfolgreicher Generalstreik 
durchgeführt, zu dem eine Alli-
anz von 42 Parteien aufgerufen 
hatte. Sie haben erklärt, dass die 
Proteste weiter gehen werden, 
bis die Ankündigung des Da-
tums zurückgezogen wird, die 
gegenwärtige ‚überparteiliche‘ 
Marionetten-Regierung zurück-
tritt, die ‚25-Punkte-Verordnung 
zur Beseitigung der Schwierig-
keiten’ aufgehoben und der 
verfassungswidrige ‚Vier-Partei-
en-Mechanismus‘, der im Volk 
als ‚Vier-Parteien-Syndikat“ 
bekannt ist, aufgehoben ist.“ 
(Editorial von People’s Voice 2, 
Juni 2013)

http://international.cpnmaoist.org
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Anlässlich des internatio-
nalen Tags zur Unterstüt-
zung des Volkskriegs am 1. 
Juli gedenkt unsere Partei 
der Genoss/innen, Männer 
und Frauen, die an der 
Front gefallen sind, die 
von der Reaktion kaltblü-
tig ermordet, eingekerkert 
oder gefoltert wurden. 
Insbesondere gedenken 
wir der Genossen Azad und 
Kishenji, die am 1. Juli 2010 
und 24. November 2011 
ermordet wurden. Durch 
die jüngsten Angriffe der 
People’s Liberation Gueril-
la Army (PLGA), zeigte die 
CPI (Maoist) - Kommunist-
ische Partei Indiens (Mao-
istisch) - wie lebendig der 
Volkskrieg ist und was für 
große Bedrohung er  für 
die herrschenden Klassen 
in Indien darstellt.
Wir können die Vernich-
tung des Chefs der kon-
terrevolutionären Salwa 
Judum, Mahendra Kar-
ma, nur begrüßen, deren 
fürchterliche Verbrechen 
in der Erklärung des Dan-
dakaranya Special Zonal 
Committee der CPI (Mao-
ist) veröffentlicht wurden:
„Nur schwer können 
Beispiele aus der Geschich-
te gefunden werden, die 
sich mit dem Ausmaß der 
Verwüstungen und der 
Barbarei durch die Salwa 
Judum gegenüber dem 
Volk von Bastar (Gebirg-

sregion in Zentralindien, 
Anm.)   vergleichen las-
sen. Sie töteten kaltblütig  
mehr als 1000 Menschen, 
brannten 640 Dörfer zu 
Asche, raubten tausende 
Häuser aus, aßen oder 
stahlen Hühner, Ziegen, 
Schweine usw., zwan-
gen mehr als 2 Millionen 
Menschen zur Flucht, ver-
schleppten mehr als 50.000 
Menschen in staatliche 
„Schutz“-Lager. So wurde 
die Salwa Judum zum 
Fluch für das Volk. Hun-
derte Frauen wurden Op-
fer von Gruppenvergewal-
tigungen. An vielen Orten 
fanden Massaker statt. Die 
Grausamkeiten gegenüber 
dem Volk und die Verwüs-
tungen  durch die Schläger 
von der Salwa Judum, der 
Polizei und den Paramili-
tärischen Streitkräften, 
besonders den Naga- und 
Mizo-Batallionen über-
schritten alle Grenzen. Es 
gab mehrere Vorfälle, bei 
denen Menschen brutal in 
Stücke gehackt wurden, 
bevor sie in die Flüsse ge-
worfen wurden.  Cherli, 
Kotrapal, Mankeli, Kar-
remarka, Mosla, Munder, 
Padeda, Paralnar, Pumbad, 
Gaganpalli... in einer Viel-
zahl von Dörfern wurden 
Menschen massenhaft er-
mordet. Hunderte Stam-
mesjugendliche wurden 
zur SPO (Spezialpolizei) 
eingezogen und zu brutal-
en Verbrechern gemacht. 
Mahendra Karma selbst 
leitete die Angriffe auf 
mehrere Dörfer unter dem 
Vorwand, dort Treffen und 
Aufmärsche  zu veranstalt-

en. Viele Frauen wurden 
von bezahlten Schlägern 
vergewaltigt, die Ma-
hendra Karma selbst auf-
gestachelt hatte. In viele 
Fälle, wo Dörfer niederge-
brannt, Menschen gefolt-
ert und ermordet wurden, 
war er direkt verwickelt. 
Daher galt Mahendra 
Karma in den Augen der 
Bevölkerung von Bastar 
als unmenschlicher Killer, 
Vergewaltiger, Räuber 
und loyaler Sachwalter der 
Großkapitalisten. Im ge-
samten Bastar-Gebiet ha-
ben die Menschen seit 
Jahren ständig von un-
serer Partei und der PLGA 
gefordert, dass er bestraft 
werden muss. Viele von 
ihnen kamen freiwillig 
herbei, um uns bei dieser 
Aufgabe aktiv zu unter-
stützen. Es gab auch ei-
nige Versuche, aber wegen 
kleiner Fehler und anderer 
Gründe könnte er immer 
wieder entkommen.“

Wir betonen noch einmal 
unsere Unterstützung für 
die Kommunistische Par-
tei Indiens (Maoistisch) in 
ihrem schweren Kampf 

Lang lebe der Volkskrieg in Indien! 

Ruhm den für die Revolution gefallenen Genoss/innen! 
1 July 2013

International Day of Support
to the People’s War in India

Com
rade Azad and all the m

artyrs

of revolution live in the People’s

W
ars and the antim

perialist and

revolutionary struggles in India and

in the w
orld

International Committee
to Support the People’s War in India

csgpindia@gmail.com

We call all the
solidarity forces
in all countries,
using all the
forms of struggle, to
inform and mobilize the
masses against the Indian
regime and imperialism

Historic attack to India rulers !
‘Green Hunt’ cannot stop the
People's War! All together until
Indian people’s victory !
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gegen den indischen 
Staat, der sich im Kampf 
gegen sein eigenes Volks 
auf mehrere imperialist-
ische Mächte stützt, da-
runter Frankreich, das ihm 
wahrscheinlich 126 Rafele 
Kampffl ugzeuge und 
eventuell 63 weitere lief-
ern wird.
Wir bekräftigen, dass un-
sere Unterstützung für 
den Volkskrieg in Indien 
nur durch die Entwicklung 
der Revolution in unserem 
eignen Land, gegen den 
eigenen Imperialismus voll 
entwickelt werden kann. 
In diesem Sinn folgen wir 
dem proletarischen Inter-
nationalismus, wie er von 
Lenin defi niert wurde: 
„Es gibt nur einen wirkli-
chen Internationalismus: 
die hingebungsvolle Ar-
beit an der Entwicklung 
der revolutionären Bewe-
gung und des revolution-
ären Kampfes im eigenen 
Lande, die Unterstützung 
(durch Propaganda, durch 
moralische und materielle 
Hilfe) eben eines solchen 
Kampfes, eben einer sol-
chen Linie und nur einer 
solchen allein in aus-
nahmslos allen Ländern.“ 
(LW24/60)

Wir grüßen die Revolu-
tionären Volksregierun-
gen (Krantikari Janatana 
Sarkars), die sich  in den 
Roten Gebieten trotz der 
erbitterten Kämpfe, in 
denen die Revolutionär/in-

nen den staatlichen Streit-
kräften gegenüberstehen, 
entwickeln. Sie repräsen-
tieren die Zukunft der in-
dischen Gesellschaft, eine 
Entwicklung im Dienst des 
Volkes gegen die kapital-
istische Entwicklung, die 
dem leidenden Volk  von 
den herrschenden Klassen 
aufgezwungen wird.
Wir grüßen die revolu-
tionären Frauen in ihrem 
Kampf, die besondere Un-
terdrückung zu zerbrech-
en, unter der sie leiden, ins-
besondere in einer halbfeu-
dalen Gesellschaft wie der 
indischen.
Wir grüßen die Adivasis, 
Dalits und religiösen und 
nationalen Minderheiten, 
die unter dem Kasten-
wesen, hindu-chauvinist-
ischer  Beherrschung und 
indischem Expansionismus 
leiden.
Wir grüßen die (männli-
chen und weiblichen) Ar-
beiter/innen, die gegen die 
schreckliche Ausbeutung 
durch ihre Bosse, die Mari-
onetten der internation-
alen Monopole kämpfen. 
Wir grüßen die Klein-
bäuer/innen und Landar-
be i ter / innen, 
die sich den 
feudalen Groß-
grundbesitzern 
widersetzen.
Wir grüßen die 
In t e l l e k t u e l -
len und Stu-
d e n t / i n n e n , 
die sich auf die 

Seite der Aus- 
gebeuteten und Unter-
drückten stellen, aktiv den 
Volkskrieg unterstützen 
und gegen die Operation 
Green Hunt auftreten. 
Wir grüßen die brei-
ten Volksmassen, die tag-
täglich für ihre Befreiung 
und Emanzipation kämp-
fen.
In unserem Land arbei-
ten wir aktiv daran, dass 
das Echo des Volkskriegs 
in Indien die Herzen der 
Fabriken, Wohnviertel 
des Volkmassen, Univer-
sitäten, Schulen erreicht, 
um den Klassenkampf für 
die Revolution zu stärken 
und zu entwickeln.

Lang lebe die Kommunist-
ische Partei Indiens (Mao-
istisch)!
Lang lebe der Volkskrieg 
in Indien!
Lang lebe der Proletarische 
Internationalismus!
Lang lebe die Proletarische 
Weltrevolution!

Maoistische Kommunistische 
Partei Frankreichs (PCmF)

(eigene Übersetzung, PR)

Volkskrieg in Indien
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n 1 July 2013

International Day of Support
to the People’s War in India

In the anniversary of the martyrdom of comrade Azad, leader of
the CPI(M), beloved by the revolutionary masses in India and the
peoples in the world, all proletarian and anti-imperialist forces
strengthen their support to the People's war and honour all the
martyrs of the revolution.
Nothing can subdue the fighting spirit of the revolutionary
people of India and the CPI(M).

The Indian
regime has
unleashed
suppression:

murders, rapes, massacres - the infamous
Operation Green Hunt - against the oppressed
and fighting people of the country in general
and the Adivasis in particular, against Maoist
leaders and cadres, in order to crush the
rebellion of people and stop the march of the
People's War toward a New Democratic and
anti-imperialist power.

But the people's war cannot be stopped. The people's war with an historic attack hit the
political rulers responsible for inhuman atrocities and fascist terror against masses.
Rulers in India were in the big illusion that they were unbeatable, but the People are
invincible. People only are the makers of the history.
Now more than ever  the international support to the people’s war cannot be stopped.

After the great international Conference in
Hamburg on 24 November,

an international day of support in
various countries is launched on 1st July

The people's war in India is our war against
imperialism and our best support is to
intensify the antimperialist struggle on
world-level!

International Committee to Support
the People’s War in India

csgpindia@gmail.com
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INDIEN: Im Folgenden dokumentieren wir die Stellungnahme des Komitees Spezialzone Dandakaranya der CPI 
(Maoist) zum Angriff vom 25.5.2013 

Kommunistische Partei Indiens (Maoistisch) Komitee der Spezialzone Dandakaranya 
26. Mai 2013

Eliminierung des faschistischen Salwa Judum Führers Mahendra Karma: 
Legitime Antwort auf die un mensch lichen Gewalttaten, brutalen Morde und den endlosen Terror, 

der an den Adivasis von Bastar verübt wird! 

Angriff auf oberste Kongress Führer: Unvermeidliche Vergeltungsmaßnahme auf die 
faschistische Operation Green Hunt, die von der UPA Regierung Hand in Hand mit diversen 

Bundesstaatsregierungen ausgeführt wird!

Am 25. Mai 2013 führte eine Abteilung der Volksbefreiungs Guerilla Armee (PLGA) einen massiven Angriff 
auf den mindestens 20 Fahrzeuge umfassenden Konvoi der Kongresspartei aus, der zur Auslöschung von 
mindestens 27 Kongress-Führern, Aktivisten und Polizisten führte, darunter Mahendra Karma, den erbit-
terten Feind des unterdrückten Volkes von Bastar, und Nand Kumar Patel, Präsident der Staatseinheit des 
Kongresses. Der Angriff fand statt, als die Kongresspartei-Führer durch die Region Bastar tourten als Teil 
ihres ‚Parivartan Yatra‘ Programms (d.h. Marsch der Veränderung), mit Blick auf die kommenden Wahlen.
Mindestens 30 weitere wurden ebenfalls bei diesem Angriff verletzt, darunter der Ex-Zentrums-Minister 
und ehemalige Kongressführer Vidya Charan Shukla. Der Tod des Hundes Mahendra Karmas – notorischer 
Tyrann, Mörder, Vergewaltiger, Räuber und als korrupt geschmäht – bei diesem historischen Angriff hat 
zu einer festlichen Atmosphäre in der gesamten Region Bastar geführt. Der frühere Innenminister des 
Bundesstaats, Nand Kumar Patel, hat auch eine vergangene Geschichte der Unterdrückung des Volkes. Es 
war in seiner Amtszeit, dass paramilitärische Kräfte (CRPF) zum ersten Mal in der Region Bastar eingesetzt 
wurden. Es wusste außerdem jeder, dass der frühere Zentrumsminister VC Shukla, der in diversen Ressorts 
gewesen ist, darunter das Innenministerium, auch ein Feind des Volkes war, der als loyaler Diener der 
Imperialisten, der komprador-bürokratischen Bourgeoisie und der Großgrundbesitzer gehandelt hat, und 
der eine Schlüsselrolle in der Ausarbeitung und Einsetzung ausbeuterischer Regierungspolitiken gespielt 
hat. Das Ziel dieses Angriffs war vor allem, Mahendra Karma sowie einige andere reaktionäre obers-
te Kongressführer zu eliminieren. Jedoch wurden während dieses heftigen Angriffs einige unschuldige 
Personen und einige Kongresspartei Aktivisten niedrigeren Ranges, die tatsächlich nicht unsere Feinde 
waren, in dem zweistündigen Waffengefecht zwischen unseren Guerillaeinheiten und den bewaffneten 
Polizeikräften ebenfalls getötet und verletzt. Das Komitee der Spezialzone Dandakaranya der Kommu-
nistischen Partei Indiens (Maoistisch) bereut dies und drückt den Hinterbliebenen und Trauernden sein 
Beileid und Mitgefühl aus.
Das Komitee der Spezialzone Dandakaranya der Kommunistischen Partei Indiens (Maoistisch) übernimmt 
absolute Verantwortung für diesen Angriff. Wir senden unsere revolutionären Grüße an die PLGA Kom-
mandanten, die diesen gewagten Hinterhalt geleitet haben, an die roten Kämpfer/innen, die zu diesem 
Erfolg beigetragen haben, an die Menschen, die daran teilgenommen haben durch aktive Unterstützung 
und an die gesamten revolutionären Massen der Region Bastar. Dieser Angriff hat einmal mehr die histo-
rische Tatsache bewiesen, dass den Faschisten, die Gewalt, Gräueltaten und Massaker am Volk begehen, 
niemals vergeben wird, und dass sie unvermeidlich vom Volk bestraft werden.
Der sogenannte Stammesführer Mahendra Karma wurde in eine feudale Manjhi Familie geboren. Sowohl 
sein Großvater Masa Karma als auch sein Vater Modda Manjhi waren zu ihrer Zeit notorische Schikanierer 
des Volkes und verhielten sich als vertrauenswürdige Agenten der kolonialen Herrschenden. Die ganze 
Geschichte seiner Familie ist bekannt für unmenschliche Ausbeutung und Unterdrückung von Adivasis. 
Mahendra Karmas politisches Leben begann 1975 als ein Mitglied von AISF, während er Jura studierte. 
Er wurde 1978 als MLA von der CPI gewählt. Später 1981, als die CPI ihn nicht auf die Liste setzte, wurde 
er Mitglied im Kongress. 1996 war er mit einer Abspalterfraktion von Madhavrao Scindhiaand gegangen 
und wurde als unabhängiger Kandidat Mitglied des Indischen Parlaments. Später trat er der Kongresspar-
tei wieder bei.
1996 gab es eine große Bewegung in Bastar, welche die Umsetzung des Sechsten Programms forderte. Ob-
wohl hauptsächlich die CPI diese Bewegung anführte, hatte unsere Partei – damals CPI (ML) [Volkskrieg] 
– auch eine aktive Rolle in dieser Bewegung und hat die Massen in großem Ausmaß mobilisiert. Doch 
Mahendra Karma stand unerbittlich gegen diese Bewegung und bewies sich als Repräsentant der ego-
istischen städtischen Unternehmer, die als Siedler nach Bastar kamen und großen Wohlstand angehäuft 
hatten. Erst dann war seine anti-Adivasi und pro-Kompradoren Natur klar vor dem Volk bloßgelegt. Seit 
den 1980ern hatte er seine Verbindungen mit großen Unternehmer- und Kapitalistenklassen in Bastar 
gestärkt.
Dann 1999 wurde Karmas Name bloßgestellt in einem großen Betrug namens ‚Malik Makbuja‘. Ein Lokay-
ukta Bericht enthüllte, dass Mahendra Karma in der Periode von 1992 bis 1996 Hand in Hand mit Schwarz-
märktlern Millionen Rupien gemacht hatte, durch den Betrug am Adivasi Volk und durch das unerlaubte 
Zusammenspiel mit Finanz- und Forstbeamten und dem Steuereinnehmer des Bezirks. Obwohl eine CPI 
Untersuchung für diesen Betrug beauftragt wurde, entstand für die Schuldigen wie immer kein Schaden. 
Mahendra Karma war Gefängnisminister im ungeteilten Madhya Pradesh. Später wurde er Industrie- und 
Handelsminister unter Ajit Jogis Regierung, als Chhattisgarh abgetrennt wurde. Zu dieser Zeit fand eine 
gewaltsame Landnahme in Nagarnar statt für die geplante Stahlfabrik von Romelt / NMDC. Während die 
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lokalen Bewohner sich weigerten, ihr Land aufzugeben, stellte Mahendra Karma sich gegen das Volk 
und auf die Seite der Kapitalisten. Er spielte eine Schlüsselrolle darin, das Land gewaltsam wegzuneh-
men durch Unterdrückung des Volkes mit Unterstützung brutaler Polizeikräfte. Die Menschen, die ihr 
Land in Nagarnar verloren, erhielten bis heute weder Kompensation noch die Arbeitsplätze, die die 
Regierung ihnen versprochen hatte. Sie wurden gezwungen wegzugehen.
Von Anfang an stand Mahendra Karma als ein Erzfeind der revolutionären Bewegung gegenüber. 
Der Grund dafür ist klar – abstammend von einer typischen feudalen Familie und ‘aufgewachsen‘ als 
ein Agent großer Unternehmer- und bourgeoiser Klassen. Die erste Jan Jagaran (‘Sensibilisierungs‘) 
Kampagne gegen die revolutionäre Bewegung wurde 1990-91 gestartet. Die revisionistische CPI 
hatte an dieser konterrevolutionären Kampagne teilgenommen. Karma und viele seiner Verwand-
ten gehörten zu den Klassen von Großgrundbesitzern, die aktiv daran teilnahmen. Die zweite Jan 
Jagaran Kampgane wurde 1997-98 ins Leben gerufen und von Mahendra Karma selbst angeführt.
Sie startete in Mahendra Karmas eigenem Dorf Faraspal und seinen umliegenden Dörfern und ver-
breitete sich bis in die Gebiete Bhairamgarh und Kutru. Hunderte von Menschen wurden gefoltert, 
gefangen genommen und in Gefängnisse gesteckt. Viele Vorfälle von Plünderung und Inbrandsetzun-
gen von Häusern fanden statt. Die Frauen wurden vergewaltigt. Jedoch unter der Führung unserer 
Partei und Massenorganisationen kamen die Menschen zusammen und konterten stark gegen diesen 
konterrevolutionären Angriff. Innerhalb kurzer Zeit war diese Kampagne besiegt. 
Später konsolidierte sich die revolutionäre Bewegung mehr. Antifeudale Kämpfe wurden in vielen 
Gebieten intensiviert.
Großgrundbesitzer wie Podia Patel, der Bruder von Mahendra Karma, und einige seiner nahen 
Verwandten wurden im Zug von Massenwiderstandsaktionen getötet. In vielen Dörfern wurde die 
Macht der feudalen Kräfte und des Adels gebrochen und der Prozess, die Organe der Revoluti-
onären Macht des Volkes zu etablieren, begann. Die feudalen Kräfte, darunter Mahendra Karma, 
wurden rasend vor Wut, als ihre Ländereien unter den armen und landlosen Bauern verteilt wur-
den, und als Gepfl ogenheiten wie ungerechte Eintreibung von Bußgeldern, welche das Volk an die 
Großgrundbesitzer zu zahlen hatten, aufhörten. Sie stellten sich auch gegen die progressiven Ver-
änderungen wie den Stopp von Zwangsverheiratungen von Frauen, Beendigung von Polygamie etc.
Und zur selben Zeit wurde die revolutionäre Bewegung von den Firmenhäusern wie Tatas und Essars, 
die ihre Versuche starteten, die natürlichen Ressourcen in der Region Bastar zu plündern, als Hindernis 
gesehen. Also arbeiteten sie natürlich mit konterrevolutionären Elementen wie Mahendra Karma zu-
sammen. Sie fütterten ihn mit Millionen, um eine förderliche Atmosphäre zu schaffen für ihre willkür-
lichen Plünderungen. Auf der anderen Seite intensivierten die ausbeuterischen herrschenden Klassen 
ihre konterrevolutionären Angriffe unter Leitung der Imperialisten, um die revolutionäre Bewegung 
zu zerschlagen, nachdem die CPI (Maoist) als Ergebnis der Verschmelzung der wahrhaft revolutionä-
ren Organisationen als landesweite konsolidierte Partei aufgetreten war. Somit begann in der Region 
Bastar ein brutaler Angriff mit Duldung des Kongresses und der BJP, mit dem Namen ‘Salwa Judum‘. 
Viele Anhänger und Verwandte von Mahendra Karma wie Soyam Muka, Rambhuvan Kushwaha, Ajay 
Singh, Vikram Mandavi, Gannu Patel, Madhukarrao, und Gota Chinna etc. traten als Hauptführer von 
Salwa Judum auf. Man fi ndet kaum Beispiele in der Geschichte, um die Schwere der Verheerung und 
Barbarei zu vergleichen, die Salwa Judum den Leben der Menschen von Bastar angetan hat.
Salwa Judum hat mehr als tausend Menschen kaltblütig umgebracht, 640 Dörfer zu Asche verbrannt, 
tausende von Häusern ausgeraubt, Hühner, Ziegen, Schweine etc. gegessen oder mitgenommen; mehr 
als zwei Millionen Menschen gezwungen umzuziehen und mehr als 50000 Menschen in staatlich be-
triebene ‘Schutz‘ Camps gezwungen. Somit wurde Salwa Judum dem Volk ein Gräuel. Hunderte von 
Frauen wurden massenvergewaltigt. Viele Frauen wurden nach der Vergewaltigung ermordet. Massa-
ker fanden an vielen Orten statt. Die Gräueltaten, die am Volk verübt wurden, und das Chaos, das die 
Hooligans von Salwa Judum, die Polizei und paramilitärische Kräfte anrichteten, vor allem die Naga 
und Mizo Battalione, überschritt alle Grenzen. Es gab mehrere Vorfälle, in denen Menschen brutal in 
Stücke geschnitten wurden, bevor sie in Flüsse geworfen wurden. Cherli, Kotrapal, Mankeli, Karremar-
ka, Mosla, Munder, Padeda, Paralnar, Pumbad, Gaganpalli… in vielen Dörfern wurden die Menschen 
massenhaft getötet. Hunderte von Jugendlichen der Stämme wurden als SPOs rekrutiert und wurden 
zu abgehärteten Kriminellen gemacht. Mahendra Karma persönlich leitete die Angriffe auf zahlreiche 
Dörfer unter der Bezeichnung Treffen bzw. Märsche abhalten. Viele Frauen wurden von den Schlägern 
unter direkter Anweisung Mahendra Karmas vergewaltigt. Er war direkt involviert in viele Fälle von 
Abbrennen von Dörfern, Folter und Mord an den Bewohnern. Somit verblieb Mahendra Karma im 
Gedächtnis des Volkes von Bastar als ein unmenschlicher Mördern, Vergewaltiger, Räuber und loyaler 
Makler der großen Kapitalisten. In ganz Bastar haben Menschen unsere Partei und die PLGA jahrelang 
aufgefordert, dass er bestraft werden muss. Viele von ihnen traten freiwillig vor, um diese Aufgabe 
aktiv zu unterstützen. Es gab auch ein paar Versuche, doch wegen kleiner Fehler und anderer Gründe 
konnte er bisher entkommen.
Mit dieser Aktionen haben wir für tausend Adivasis, die brutal in den Händen der Salwa Ju-
dum Schläger und bewaffneter Regierungskräfte ermordet worden sind, Rache genom-
men. Wir haben auch Rache genommen für die hunderten Mütter und Schwestern, die grau-
samsten Formen der Gewalt, Erniedrigung und sexuellen Übergriffen ausgesetzt waren.
Wir haben Rache genommen im Namen der tausenden, die ihre Häuser, ihr Vieh, Hühner, Ziegen, ihr 
Werkzeug, ihre Kleidung, Getreide, Ernte… alles verloren haben und gezwungen wurden ein elendes 
Leben in unmenschlichen Bedingungen zu leben.

Indien - Erklärung, Dokumentation
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Unmittelbar nach diesem Angriff haben Prime Minister Manmohan Singh, UPA Vorsitzende Sonia Gan-
dhi, Chhattisgarh Hauptminister Raman Singh etc. diesen einen Angriff auf die Demokratie und auf de-
mokratische Werte genannt. Man wundert sich ob diese Schoßhunde der Ausbeuterklassen irgendeine 
moralische Qualifi zierung haben, überhaupt den Namen der Demokratie in den Mund zu nehmen! Als 
kürzlich am 17. Mai acht Menschen inklusive drei unschuldiger Kinder von Polizei- und paramilitäri-
schen Kräften im Dorf Edsametta im Distrikt Bijapur getötet wurden, warum hat da keiner dieser Füh-
rer es für nötig gehalten über ‘Demokratie‘ nachzudenken? Zwischen dem 20. Und 23. Januar, als die 
Dörfer Doddi Tumnar und Pidiya im Distrikt Bijapur von euren Truppen angegriffen wurden, die zwan-
zig Häuser und eine vom Volk betriebene Schule abbrannten, ist eure ‘Demokratie‘ da aufgeblüht?
Vor genau 11 Monaten, in der Nacht auf den 28. Juni 2012 im Dorf Sarkinguda wurden 17 Adivasis abge-
schlachtet und 13 Frauen wurden massenvergewaltigt. Waren diese Vorfälle Teil eurer ‘demokratischen 
Werte‘? Ist eure ‘Demokratie‘ nur anwendbar auf Massenmörder wie Mahendra Karma und die Agenten 
der herrschenden Klasse wie Nand Kumar Patel? Kommen die armen Adivasis von Bastar, die Älteren, die 
Kinder und die Frauen unter den Schirm eurer ‘Demokratie‘ oder nicht? Sind die Massaker an Adivasis ein 
Teil eurer ‘Demokratie‘? Antwortet irgendeiner von denen, die laut gegen diesen Angriff reden, auf eine 
dieser Fragen? 
Ab Ende 2007 war die Salwa Judum besiegt durch den Widerstand der Massen. Dann hat 2009 die kon-
gressgeführte UPA eine landesweite Offensive mit dem Namen Operation Green Hunt (OGH) losgelassen. 
Die US-Imperialisten geben nicht nur Leitung, Hilfe und Unterstützung, sondern indem sie ihre Spezial-
kräfte in Indien einsetzen nehmen sie auch aktiv an Aufstandsbekämpfungs-Operationen teil. Sie legen 
den Schwerpunkt darauf, die maoistische Führung zu töten. Die Unionsregierung hat bislang mehr als 
50000 paramilitärische Truppen nach Chhattisgarh gesandt als Teil der laufenden Operation Green Hunt, 
d.h. des ‘Krieges gegen das Volk‘. Als Ergebnis davon hat es einen vielfachen Anstieg an Massakern und 
Zerstörung gegeben. 400 Adivasis wurden seit 2009 hier in Bastar von bewaffneten Kräften des Staates 
und Bundesstaates getötet. Seit Mitte 2011 haben Armeetruppen Basisstationen in der Region Bastar auf-
gebaut, unter dem Vorwand ‘Trainingsschulen‘ zu errichten. Sowohl Chidambaram als auch Shinde, der 
ehemalige und aktuelle Innenminister, sowie PM Manmohan Singh haben befl issentlich alle Unterstüt-
zung der Chhattisgarh Regierung erbracht und drücken völlige Zufriedenheit mit dem Beitrag von Raman 
Singhs Regierung dazu aus, die revolutionäre Bewegung zu zerschlagen. Raman Singh hat ebenfalls seine 
Dankbarkeit für die Hilfe des Zentrums bei jeder Gelegenheit ausgedrückt. Somit gibt es ist Chhattisgarh 
keine Unterschiede zwischen der herrschenden BJP und des oppositionellen Kongresses, was die Politik 
der Unterdrückung der revolutionären Bewegung angeht. Nur wegen öffentlichem Druck, und um Stim-
men zu gewinnen, haben lokale Kongressführer von Zeit zu Zeit Vorfälle wie die Massaker von Sarkingu-
da und Edsametta verurteilt. Ihre Opposition ist eine Täuschung und nichts anderes als Opportunismus. 
Kongress und BJP sind sich ganz gleich darin, unternehmensfreundliche und unterdrückerische Politik zu 
machen. Das wiederholte Eindringen von Greyhound Kräften entlang der Grenze zwischen Chhattisgarh 
und Andhra Pradesh, und die Massenmorde, die sie zuerst in Kanchal (2008) und zuletzt in Puwwarti (16. 
Mai 2013) begingen, sind Teil der unterdrückerischen Politik, die die Kongresspartei angenommen und 
umgesetzt hat. Darum haben wir auf oberste Führer des Kongresses gezielt.
Heute haben der Chhattisgarh Hauptminister Raman Singh, Innenminister Nankiram Kanwar, die Minister 
Ramchivar Netam, Kedar Kashyap, Vikram Usendi, der Gouverneur Shekhar Dutt, der Innenminister von 
Maharashtra RR Patil u.s.w., DGP Ram Niwas, ADG Mukesh Gupta und andere Seniorbeamte der Polizei, 
die wild entschlossen sind, die revolutionäre Bewegung von Dandakaranya zu zerschlagen, die große 
Illusion, sie seien unschlagbar. Mahendra Karma hatte auch die Illusion, dass Sicherheitskräfte und schuss-
sichere Fahrzeuge ihn für immer retten würden. In der Geschichte der Welt hatten Hitler und Mussolini die 
gleiche Eitelkeit, dass niemand sie schlagen könne. In der Zeitgeschichte unseres Landes waren die Faschis-
ten wie Indira Gandhi und Rajiv Gandhi auch Opfer solcher Bedenken. Aber das Volk ist unbesiegbar. Nur 
die Massen sind die Macher der Geschichte. Letztendlich werden eine Handvoll Ausbeuter und ein paar 
ihrer Schoßhündchen in den Mülleimer der Geschichte geworfen.

Das Komitee der Spezialzone Dandakaranya der Kommunistischen Partei Indiens (Maoistisch) ruft die 
Arbeiter, Bauern, Studenten, Intellektuellen, Schriftsteller, Künstler, Medienmenschen und alle anderen 
Demokraten auf, von der Regierung zu fordern, die Operation Green Hunt sofort einzustellen, alle Ar-
ten von paramilitärischen Kräften aus Dandakaranya abzuziehen, die Verschwörung endlich aufzugeben, 
die Armee unter dem Vorwand des ‘Trainings‘ einzusetzen, der Einmischung der Luftwaffe ein Ende zu 
machen, alle revolutionären Aktivist/innen und normalen Adivasis, die in verschiedenen Gefängnissen 
dahinsiechen, sofort freizulassen, grausame Gesetze wie UAPA, CSPSA, MACOCA, AFSPA etc. aufzuheben 
und alle Verträge mit Unternehmen für null und nichtig zu erklären, die das Ziel haben den natürlichen 
Reichtum unseres Landes zu plündern.

Gudsa Usendi
Sprecher des Komitees der Spezialzone Dandakaranya der  CPI (Maoistisch)

Übersetzung aus dem Englischen: http://indiensoli.wordpress.com/2013/06/03/ubersetzung-der-erklarung-der-cpi-maoist-zum-
angriff-am-25-5-13/ (einzelne Verbesserungen von PR)
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Die Palaver und „Kontro-
versen“ über Wert oder 
Unwert des „Bankgeheim-
nisses“ in Österreich sind 
teils Schaumschlä gerei, 
teils Ablenkungsmanö-
ver. Die österreichischen 
Bourgeoisie selbst ist un-
mittelbar nicht betroffen, 
sie hat ihr Schwarz- und 
Schmier- und sonstiges 
Geld, soweit es das Licht 
der Öffentlichkeit scheuen 
muss, sowieso irgendwo 
an ders geparkt, natürlich 
nicht ausgerechnet in Ös-
terreich (man weiß ja nie, 
nicht einmal bei noch so 
viel „Bankgeheim nis“!), 
und profi tiert ansons-
ten wunderbar davon, 
dass Österreich in Be-
zug auf die eigentliche 
„Unternehmensbesteue-
rung“, d.i. die Besteu-
erung des durch legale 
Ausbeutung „ehrlich er-
wirtschafteten“ Profi ts 
und Kapitals, also der 
über wiegenden Masse ih-
res Profi ts, eine wahres 
„Steuerparadies“ ist. Was 
beiläufi g auch für die (sei-
nerzeit vom SPÖ-Minis ter 
Lacina eingeführten und 
inzwischen) weltberühm-
ten österreichischen Pri-
vatstiftungen gilt. Und 
das ausländische Ka pital, 
das bisher Österreich als 
Schwarzgeldhafen ver-
wendet, wird auch nicht 
daran sterben, sondern 
notfalls weiterziehen und 
sich ein anderes Domizil 
suchen, eine nette briti-
sche Insel, einen US-Bun-
desstaat, irgendwas halt, 
es gibt ja Hunderte davon. 

Was uns, also Arbeiter/in-
nenklasse und Volk, be-
trifft, dient das Aufbla-
sen der Frage des „Bank-
geheimnisses“ und der 
„Steuer fl ucht“ dazu, von 
der Steuerausplünderung 
des Volkes bei gleichzeiti-
ger Steuerschonung und 
Subventionierung des Ka-
pitals abzulenken. Als ob 
das Grundübel des Kapita-
lismus (oder auch nur der 
„Finanzmärkte“ und des 
Bankensystems) nicht da-
rin bestünde, dass Arbei-
ter/innenklasse und Volk 
ausgebeutet und ausge-
plündert und daraus Pro-
fi t gescheffelt und Kapital 
aufgehäuft wird, sondern 
nur darin, dass - in weite-
rer Folge - ein kleiner Teil 
dieses Profi ts für illegale 
Geschäfte ver wen det wird 
und daher als lichtscheues 
Geldkapital das Verbor-
gene sucht. Schwarzgeld, 
Steuerfl ucht & Co sind 
unver meid liche Begleiter-
scheinungen der kapitalis-
tischen Profi tmacherei und 
im Zeitalter des Imperialis-
mus und des Finanzkapi-
tals sind sie zu neuen Hö-
hen aufgelaufen, aber sie 
sind nicht diese Profi tma-
cherei selbst. Sie haben er-
hebliche Dimensionen er-
reicht, sind aber doch nur 
bescheidenen Umfangs 
verglichen mit dem ganz 
gewöhnlichen, legalen 
und von der bürger lichen 
Öffentlichkeit samt den 
Schwarzgeldjägern au-
ßerordentlich geschätzten 
„ordentlichen“ Geschäft 
der Kapital verwertung.

 Sie stellen üble Machen-
schaften dar, aber das ei-
gentliche Übel für Arbei-
ter/innenklasse und Volk 
liegt anderswo. 

Die „Steueroasen“: 
10% des Geldkapitals, 
5% des Kapitals insge-
samt
Wie groß ist dieser „un-
ordentliche“ Teil des Pro-
fi ts bzw. akkumulierten 
Kapitals, um den es hier 
geht (und über den einem 
Schwindel erregende Zah-
len an den Kopf geschmis-
sen werden)? 2012 waren 
etwas über 20 Billionen $ 
in „Steuer oasen“ unterge-
bracht1. Diese Zahl ist kla-
rerweise mit einem Frage-
zeichen zu versehen, denn 
es weiß ja niemand wirk-
lich. Andererseits kann 
man gewisse Anhaltspunk-
te gewinnen aus den An-
gaben der Banken selbst, 
die zwar einerseits das 
Volumen insgesamt her-
unterspielen, andererseits 
aber ihr jeweils eigenes 
Geschäft („Assets unter 
Vermögensverwaltung“ 
des eigenen Hauses) aus 
purem Konkurrenzinter-
esse eher aufblasen dürf-
ten, ist doch das „Asset 
Management“ im „Priva te 
Banking“ einer der wich-
tigsten Maßstäbe für die 
Positionierung einer Bank 
auf den „Finanzmärkten“, 
ist dies doch ein für die 
Banken äußerst rentables 
Geschäft. Nimmt man die 
verfügbaren Daten und 
Überlegungen zusammen, 
ergibt sich als plausible 

Die Kapitalisten sollen sich ihren Staat selber zahlen!

Statt Spiegelfechterei gegen „Steueroasen“ 
und Geschwätz über „Steuergerechtigkeit“ - 

Kampf gegen das kapitalistische Steuer- und Ausplünderungssystem! 

1 „Steueroasen“ sind hier solche, deren „Wirtschaftstätigkeit“ nur oder überwiegend aus Schwarzgeld und Steuer-
hinterziehung besteht, die außer den niedrigen oder gar keinen Steuern auch keine nennenswerte Regulation und 
Bankenaufsicht haben und die in der Regel auf der „schwarzen Liste“ der OECD („List of Uncooperative Tax-Havens“) 
aufscheinen. Der für ähnliche Geschäfte berühmte US-Bundesstaat Delaware z.B. fi guriert daher auf dieser Liste nicht 
und gilt nicht als „Steueroase“. Österreich trotz der extrem „steuerschonenden“ Kapitalistenbesteuerung natürlich 
ebenfalls nicht. Österreich war eine Zeitlang auf der „Grauen Liste“ der OECD, also nicht ganz schwarz, aber doch 
zwielichtig, aber das ist auch längst vorbei, das konnte man erfolgreich wegverhandeln.
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Schätzung ein Wert von 20 
Billionen $, aber es könn-
ten natürlich auch zwei, 
drei Billiönchen mehr sein. 
Eine „kritische“ und auf 
das Thema spezialisierte 
„NGO“ zu diesem Thema, 
das „Tax Justice Network“, 
schätzt das Volu men auf 
etwa 21 Billionen $. 
Die 20 oder 21 Billionen $ 
in den „Steueroasen“ sind 
ein Zehntel des weltweit 
insgesamt angehäuften 
Geldkapitals. Die ses liegt 
nämlich bei etwa 203 Bil-
lionen $2. Also 10%, nicht 
weniger, aber auch nicht 
mehr. Zusätzlich ist zu be-
achten, dass in diesen 203 
Billionen $ nur das „Geld-
vermögen“ (Bankkonten, 
Anleihen, Aktien ...) abge-

bildet wird. Das ist aber bei 
weitem nicht alles kapita-
listische Vermögen, son-
dern nur solches, das aus 
dem Kreislauf des „wirkli-
chen“ Kapitals3 herausge-
treten ist, „ausgeschwitzt“ 
wurde, wie Marx sagt. Das 
„wirkliche“, in der „Real-
wirtschaft“ investierte und 
zirku lierende Kapital (Roh-
stoffförderung, Industrie 
und Großgewerbe, Trans-
portsektor, Infrastruktur, 
Fremdenverkehr und an-
deres „produktives“ Kapi-
tal, Handelskapital, land- 
und forstwirtschaftlicher 
Großgrundbesitz, soweit 
kapitalistisch exploitiert, 
...) kommt in den 203 Billi-
onen $ gar nicht vor. 

Auch dieses „wirkliche“ 
Kapital kann man schätzen 
und es beläuft sich Ende 
2012 auf etwa 184 Billio-
nen $4. Das reine  „Geld-
vermögen“ (203 Billionen 
$) ist demnach ungefähr 
110 % des „wirklichen“ 
Kapitals5, also bereits der 
größere Teil des Kapitals, 
ein ungeheurer fi ktiver 
Überbau über dem wirk-
lichen Kapital, aus dem 
alleine aber es auch seine 
„Renditen“ ziehen kann. 
Das in den „Steueroasen“ 
gelandete Geld, unsere 20 
Billionen $,  macht dem-
nach „nur“ etwa 5 % des 
ge sam ten Kapitals aus6. 
Diese Zahlen, wenn auch 
ein paar geschätzten Tei-
lelementen, geben doch 

2 Diese Zahl umfasst Aktien (Börsenkapitalisierung laut World Federation of Exchanges: 54,7 Billionen $), 
Anleihen (Umlaufvolumen laut BIZ: 80,9) und Bankkredite bzw. -einlagen (aushaftende Stände  laut BIZ: 
33,9) und ergibt in Summe 170 Billionen $. Nicht berücksichtigen wir den Bargeldumlauf (Geldmenge 
i.w.S.: 9,8), denn das ist nicht in erster Linie eine kapitalistische Veranlagungsform. Zusätzlich müssen 
wir aber einen Schätzwert für das im Derivatehandel tatsächlich investierte und gebundene Geldkapital 
(Optionsprämien, Margen für Futures, Prämien für CDS...) ansetzen. Wenn wir diesen ganz grob, aber 
durchaus plausibel mit 5% des Nominal- oder Referenzwertes dieser Produkte annehmen, wären das 
5% von 663 Billionen, also weitere 33 Billionen (siehe dazu auch den Kasten). Wie landen damit bei 203 
Billionen $. Nicht umfasst dies den  kapitalistisch exploitierten Immobilienbesitz. Nach einer (unüber-
prüfbaren und mit Sicherheit theoretisch haltlosen) Studie der Boston Consulting Group geht es hier 
angeblich um etwa 100 Billionen $ (es werden das wohl banal die aufaddierten Preise der Grundstücks-
transaktionen sein). Das Immobilieninvestment  hat in gewisser Weise eine Sonderstellung. Teils dient es 
der „wirklichen“ Kapitalverwertung, obwohl es auch in diesem Fall seine Rendite nur aus dem Mehrwert 
des „wirklichen“ Kapitals zieht und sein Preis nur der abgezinste Barwert der zukünftigen Grundrenten 
ist, nicht aber etwa selbst Wert verkörpert. Teils repräsentiert er aber nur mehr vagabundierendes Geld-
kapital, das Rendite einstreicht durch ständigen Kauf und Verkauf,  durch die reine Spekulation, meist 
kreditfi nanziert, also gar nicht mit eigenem und tatsächlich investiertem Kapital. Dann stellt es nichts dar 
als heiße Luft und sind die Immobilienpreise auch nicht anders zu betrachten als die Nominal- oder Re-
ferenzwerte der Derivate. Soweit letzteres der Fall ist, sind die aufaddierten Preise nur papierener Schall 
und Rauch. Wir haben deshalb für den Zweck dieser Analyse die 100 Billionen $, die der kapitalistische 
Immobilienbesitz angeblich repräsentieren soll, weder in die 203 Billionen „Geldvermögen“ noch in die 
184 Billionen „wirkliches“ Kapital eingeschlossen.

3 Marx unterscheidet das „wirkliche“ vom „fi ktiven“ Kapital, dem rein und ausschließlich als Geldkapi-
tal zirkulierenden Kapital, das die Geldform nie abstreift. Wenn jemand Interesse an der theoretischen 
Vertiefung dieser Frage hat - siehe PR 42: „Wirkliches Kapital, Geldkapital, fi ktives Kapital“ (September 
2010).

4 Diese Zahl beruht auf eigenen Berechnungen/Schätzungen auf Basis der Statistiken der UN Statistics 
Division, der Weltbank, der OECD und der EU (EUROSTAT und AMECO) über die Höhe und Entwicklung 
des Anlagekapitals (net capital stock) bzw. des Fixkapitalstocks (net fi xed capital stock) und über die Net-
toanlageinvestitionen (net fi xed capital formation), unter Berücksichtigung einiger weiterer Elemente 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (System of National Accounts), dies vor allem bezüglich der 
nicht fi xen Teile des konstanten Kapitals. Nach einiger Rechnerei ergibt sich eine Größenordnung des 
„wirklichen“ Kapitals per Ende 2011 von etwa 184 Billionen $. 

5 Genau genommen ist es etwas weniger, weil in den 203 Billionen $ „Geldvermögen“ auch solches Geld-
kapital enthalten ist, das nur zeitweilig als reines Geldkapital fungiert, um aber bald wieder in den Kreis-
lauf des „wirklichen“ Kapitals in der „Realwirtschaft“ einzutreten, wo also die Existenz als Geldkapital 
nur ein Durchgangspunkt ist. Solches Kapital müsste man gedanklich von den 203 Billionen $ abziehen, 
aber man kann es nicht schätzen und für die relative Größenordnung spielt das auch keine Rolle. 

6 20 von insgesamt 184 + 203 = 387 Billionen $, d.s. 5,2%.
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eine ausreichende Vor-
stellung von den relativen 
Größenordnungen. Fazit: 
Wenn jemand mit den 20 
Billionen $ „Steueroasen“ 
herumfuchtelt, erscheint 
dieser Betrag natürlich zu-
nächst einmal wahnsinnig 
viel, er ist auch sehr viel, 
aber man treibt sich da-
mit trotz dem nur in einem 
Randbereich des Geldkapi-
tals und erst recht des Ka-

pitals insgesamt herum. 
Wenn jemand wirklich das 
„Böse“ von der Erde tilgen 
will, muss er sich auf das 
Kapital insgesamt stürzen 
und darf er sich keinesfalls 
auf diese 5 % beschränken! 
Aber es ist typisch für die 
kleinbürgerlich-reformisti-
sche „Kapitalismus kri tik“, 
sich in Teil- und Neben-
fragen zu verbeißen, statt 
das kapitalistische System 

selbst zu attackieren. Zwar 
beschö nigen sie so, ob 
sie das wollen oder nicht 
und ob sie das sehen oder 
nicht, den Kapitalismus, 
aber so eine Auffassung ist 
na türlich bequemer, „sa-
lonfähiger“ und auch dem 
Anschein der Oberfl äche 
des kapitalistischen Trei-
bens nach „plausib ler“.

Die oben genannten 203 Billionen $ an „Geldvermögen“ sind nicht zu verwechseln mit den 
Hunderten Billionen, die den Markt der „derivativen Produkte“ bilden. Die 203 Billionen 
sind tatsächlich investiertes Kapital, während die irrwitzigen Zahlen über die Deri va te nicht 
tatsächlich investiert werden, sondern nur ein gehandeltes Marktvolumen, einen „Nomi-
nal-“ oder „Referenzwert“, darstel len. Mitte 2012 lag z.B. der Stand der im Handel befi nd-
lichen Derivate (laut Bank für Internationalen Zahlungsausgleich (BIZ), die diese Statistik 
führt) bei ungeheuerlichen 663 Billionen $. Diese Zahl hat aber ein ganz anderen Charakter 
als die 203 Billionen $ un seres „Geldvermögens“ (oder auch die gerne, aber völlig irrig zum 
Vergleich herangezogenen 70,2 Billionen $ des Welt-BIP und an dere „Vergleichswerte“ aus 
der „Realwirtschaft“). Die BIZ gibt z.B. im selben  Zug an, dass der „Marktwert“ aller dieser 
Derivate 25 Billionen $ war, d.h. um 25 könnte man die ganzen 663 kaufen oder verkaufen. 
(In Wirklichkeit ist dieser „Wert“ natürlich kein Wert, sondern nur der Preis eines fi ktiven 
„Wertes“, was man spätestens bemerkt, wenn der „Wert“ plötzlich futsch ist.) Man muss 
sich das so vorstellen: Wenn ich z.B. eine Wette um 100 € abschließe („Referenzwert“) und 
dafür einen Wetteinsatz von 4 € („Marktwert“ der Transaktion) zu berappen habe, dann 
habe ich 4 € tatsächlich investiert, der Wett- oder Nominalwert ist aber 100 €. Bei unver-
änderter Risikolage hat das Produkt einen Marktpreis von 4 € und wird um diesen Preis 
ge- bzw. verkauft, ändert sich die Risikolage, steigt oder fällt sein Preis. Auch der „Nomi-
nalwert“ von 100 € hat freilich insofern eine gewisse Realität, als der daraus entspringende 
Ver lust oder Gewinn weit mehr als die 4 € ausmachen kann, theoretisch, je nach Produkt, 
sogar den ganzen Wettbetrag von 100 €. Im Finanzjargon nennt man diesen Widerspruch 
den Hebel (leverage) und aus diesem Hebel ergibt sich die ungeheure Wucht, die die heu-
tige Finanzspekulation annehmen kann. Man kann mit 4 € ein Risiko von 100 € bewegen. 
Es wird auch sichtbar, dass, wenn 203 Billionen investiertes Geldkapital am von den 184 
Billionen „wirklichem“ Kapital produzierten Mehrwert partizipieren möchten, wenn sich 
also 387 Billionen $ Kapital den von nur 184 Billionen produzierten Mehrwert teilen müs-
sen - dass es dann - bei noch so viel Steigerung der Ausbeutung der Arbeiter/innenklas-
se zu Hause und trotz aller imperialistischen Ausbeutung und Plünderung - ziemlich eng 
wird bezüglich der realisierbaren Profi trate. Das zeigt die Fäulnis und den Parasitismus des 
imperialistischen Kapitalismus mit seiner ungeheuren Hypertrophie an „fi ktivem“ Kapital 
gegenüber dem „produktiven“.  

Die „Schlacht“ bzw. der 
„Sturm im Wasserglas“ um 
das „Bankgeheimnis“ ist 
demgegenüber ausschließ-
lich auf diesen klei nen Teil 
des Profi ts und Kapitals 
fokussiert, welcher auf il-
legalen Geschäften beruht 
und/oder jedenfalls auf 
nicht-versteuerten und 
gegenüber den eigenen 
Steuerbehörden gehei-
men Konten landet, so-
zusagen auf die „bösen“ 
Abzweigun gen vom „gu-
ten Unternehmergewinn“. 

„Kampf gegen Steuer-
fl üchtlinge“ und „Steuer-
gerechtigkeit“ sind in aller 
Munde - obwohl für jeden 
denkenden Menschen klar 
sein dürfte, dass selbst bei 
einer (natürlich nur rein 
hypothetischen) völligen 
Beseitigung allen Schwarz-
gelds und aller „Steuer-
oasen“ keine Rede von 
„Steuergerechtigkeit“ sein 
könnte - gar nicht zu reden 
von den anderen und noch 
viel elementareren Übeln 
des Kapitalismus.

Man müsste ziemlich naiv 
sein, um den Bourgeoisre-
gierungen ihren „Kampf“ 
gegen Schwarzgeld & Co 
abzunehmen. Seit Jahr-
zehnten wird angeblich 
„Kampf“ geführt, aber 
- „leider, leider!“ - ohne 
Erfolg und auch ohne jede 
ernsthafte Er folgsaussicht. 
Oder glaubt jemand, 
dass sie sich ihre eigenen 
Schmiergeldvehikel be-
schädigen wollen? Die, 
die diesen „Kampf“ be-
sonders „erbittert“ füh-

Steuern
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ren, haben - wie z.B. die 
USA - selbst die meisten 
„Steueroasen“ und sind 
Hauptnutz nießer z.B. der 
britischen. Deutschland 
„kämpft“ ebenfalls hef-
tig, kann aber leider die 
Deutsche Bank, die Com-
merzbank, die Privatbank 
Sal. Oppenheim etc. nicht 
dazu bewegen, nicht mehr 
zu den weltweit größten 
Spielern in diesem lukrati-
ven Geschäft zu gehören 
und keine, aber auch wirk-
lich keine „Steueroase“ 
auszulassen. 

Dass sich das Thema in den 
letzten Jahren verschärft, 
hat seinen Grund ganz 
woanders, nämlich in der 
seit 2009 ausge bro chenen 
„Schuldenkrise“. Alle 
Staatshaushalte haben 
derart viel Geld für „Ban-
kenrettung“ und Industrie-
subventionen verpulvert 
und leiden zudem unter 
der Dauerrezession bzw. -
depression und der damit 
verbundenen Auszehrung 
des Steu eraufkommens, 
dass sich ihre Verschul-
dung massiv erhöht hat. 
Dies wiederum, verbunden 
mit der „neoliberalen“ Ide -
ologie des „Sparens“ und 
„Sanierens“, bedeutet, 
dass sie  auf Teufel komm 
raus Einnahmen brauchen, 
um die jewei lige eigene 
Bourgeoisie noch massiver 
stützen und unterstützen 
zu können. Unter diesen 
Umständen wird das Ein-
treiben aller Steuern, auf 
die von Gesetz wegen 
eigentlich Anspruch be-
stünde, wichtiger als der 
Schutz dieses oder jenes 
„Ge heimnisses“. Was ja 
nicht bedeutet, dass der 
einzelne Bourgeois „es 
sich nicht richten kann“, 
denn irgendwelche Steu-
er oasen irgendwo bleiben 
auf jeden Fall bestehen 
und neue kommen viel-
leicht dazu. Aber auch 
als Klasse führen sie den 

„Kampf gegen die Steuer-
oasen“ hauptsächlich nur 
als verlogenes Kasperlthe-
ater. Jeder ist sich selbst 
der Nächste, allen voran 
die USA, die jeden Steuer-
fl üchtling mit offenen Ar-
men aufnehmen und ihm 
jeden Schutz angedeihen 
lassen, aber andererseits 
jedes weltweit irgendwo 
erzielte Einkommen eines 
US-Staatsbürgers aufspü-
ren und versteuern wollen 
und jedes „gegenseitige“ 
Doppelbesteuerungsab-
kommen ablehnen. Sie 
verfolgen US-Bürger, die 
ihrer - ohnedies extrem 
kapi ta listenfreundlichen 
- Steuerhoheit entschlüp-
fen wollen, unterstützen 
aber tatkräftig jeden, der 
der Steuerhoheit eines an-
deren Staates entschlüpfen 
möchte. Und ebenso gilt 
das für die anderen impe-
rialistischen Länder. In die-
sem Widerspruch bewegt 
sich das derzeitige Treiben 
um die „Steueroasen“ und 
die „Steuerfl ucht“.

Zur Verteilung der 
„Steuerlast“ und zur ei-
gentlichen „Unterneh-
mensbesteuerung“
Lassen wir jetzt aber die 
„Steueroasen“ für das 
„unsaubere“ Geld und 
die „Steuerfl üchtlinge“ 
hinter uns und wenden 
wir uns dem „sauberen“ 
Unternehmergewinn zu, 
der „mit großem unter-
nehmerischen Risiko“ und 
„unter großer Mühsal“ 
er wirtschaftet und nach 
Recht und Gesetz ver-
steuert wird. Wenden wir 
uns dem österreichischen 
Steuersystem zu, denn da-
von soll ja das Getöse um 
die mehr oder weniger 
exotischen „Steueroasen“ 
ablenken. Zuerst zur Be-
steuerung der Zins- und 
sonstigen Kapitalerträge 
(Dividenden und andere 
Gewinnausschüttungen, 
Kursgewinne ...). Die sog. 

„Zinsertrags steu er“ (das 
ist die Kapitalertragssteu-
er auf Zinsen von Spar-
guthaben, Girokonten, 
Bausparverträgen und 
Forderungswert papieren) 
brachte 2012 1,5 Mrd. € 
an Steuereinnahmen. Sie 
betrifft zu einem erhebli-
chen Teil den berühmten 
„kleinen Mann“. Die sons-
tige Kapitalertragssteuer 
(Dividenden und andere 
Gewinnausschüttungen, 
Kursgewinne, Derivate auf 
Zinsen, Währungen, Kre-
ditrisken ...) brachte 1,3 
Mrd. €. Sie betrifft in erster 
Linie die „privaten“ Geld-
geschäfte der  Ka pi ta listen 
und ihnen angelagerten 
Schichten - soweit sie sich 
nicht, wie wir gleich se-
hen werden, dieser Steuer 
überhaupt und ganz legal 
entledigen können. Letz-
tere entspricht 1,7% des 
gesamten Steueraufkom-
mens. Selbst wenn man an-
nähme, dass von den Kapi-
talisten noch einmal so viel 
unterschlagen würde (dem 
„kleinen Mann“ stehen ja 
die diesbezüglichen Mög-
lichkeiten gar nicht offen), 
wäre das dann mögliche 
KESt-Aufkommen immer 
noch nicht besonders viel. 
Die ganze Kapitalertrags-
steuer, so sehr sie und ihre 
eventuelle Vermeidung 
auch im Mittelpunkt des 
öffentlichen Interesses 
stehen, ist eine absolute 
Randfrage  im Vergleich 
zu den eigentlichen Mas-
sensteuern. 

Arbeiter/innenklasse und 
Volk haben nämlich über 
Lohnsteuer und indirek-
te Steuern 62,4 Mrd. € 
an Steuerlast zu tragen 
und zu ertragen. Das sind 
84,7% des gesamten Steu-
eraufkommens. Nach der 
Ausbeutung durch das Ka-
pital kommt die Ausplün-
derung durch den Staat 
des Kapitals. 23 Mrd. € von 
diesen fast 85% entfallen 
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7 Laut „Statistik der Aktiengesellschaften“ der Statistik Austria betrug die Steuerquote der etwa 700 Aktiengesell-
schaften auf ihren offi ziell ausgewiesenen Profi t („Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit“) im Jahr 2011 8,5%. 
Wobei jeder mit Bilanzierung einigermaßen Vertraute um die „Gestaltungsmöglichkeiten“ dieses Ergebnisses weiß.

8 Der Wert der Arbeitskraft umfasst alle zur Reproduktion der Arbeitskraft, d.h. zu ihrer Aufrechterhaltung und Wie-
derherstellung, notwendigen Kosten, und zwar nicht nur die Kosten der Reproduktion der Arbeitskraft des einzelnen 
Arbeiters / der einzelnen Arbeiterin, sondern die der ganzen Klasse, also auch der nächsten Generation. Was das in 
concreto alles einschließt, ist nicht ein „absolutes Naturgesetz“, sondern Ergebnis der Geschichte, insbesondere auch 
der Geschichte der Klassenkämpfe. In einem entwickelten kapitalistischen Land wie Österreich gehören dazu zweifel-

auf die Lohnsteuer und 
39,4 Mrd. € auf in direkte 
Steuern (v.a. Mehrwert-
steuer, Mineralölsteuer, 
Tabaksteuer, diverse KFZ-
bezogene Steuern usw.) 
Das ganze Kapitalertrags-
steuertheater hingegen 
handelt von 1,7% des 
Steueraufkommens! Ei-
nem “wahnsinnig wichti-
gen” und “heftig um-
kämpften” Betrag von 1,3 
Mrd. € stehen 62,4 Mrd. € 
“selbstverständliche” und 
(unter bourgeoisen und 
kleinbourgeoisen Kräften) 
“unbestrittene” Massen-
steuern gegenüber. Viel 
mehr braucht man nicht 
zu dieser Sorte von “Dis-
kussion” in der Steuer-
frage sagen.

Kehren wir nochmals zur 
Seite der Kapitalisten 
zurück und schauen wir 
uns die Kapitalertragss-
teuer etwas näher an, also 
die Steuer, um deren (ille-
gale) Hinterziehung oder 
(legale) “Vermeidung” es 
in der jetzigen Diskussion 
geht. Man muss dazu wis-
sen, dass diese Steuer, so-
weit sie die Kapitalisten 
betrifft, nur auf  “Privat-
vermögen” erhoben wird, 
also auf Geld, das sie sich 
aus diversen Gründen aus 
ihren Firmen und Stiftun-
gen herausgezogen und 
zur Seite geräumt haben. 
Der weit aus größte Teil 
ihres Kapitals, natürlich 
ebenfalls Privateigentum, 
stellt sich dar entweder 
als “Betriebsvermögen” 
oder als “Stiftungsver-
mögen”. In beiden Fällen 

können die Bourgeois die 
Kapitalertragssteuer ver-
meiden, indem sie dafür 
“optie ren”, stattdessen 
auch diese Zins- und son-
stigen Kapitalerträge 
im Rahmen der Körper-
schaftssteuer (KöSt), eine 
Art Ein kommensteuer für 
Kapitalgesellschaften, zu 
versteuern. Dort beträgt 
der offi zielle Steuersatz 
(ebenso wie bei der KESt) 
25%, aber der tatsächliche 
Steuersatz liegt - laut offi -
ziellen Zahlen der Statistik 
Austria - Jahr für Jahr deu-
tlich unter 10%, zuletzt 
2011 bei 8,5%7. Die KöSt 
erbrachte 2012  5,5 Mrd. 
€, das sind 7,5% des Steue-
raufkommens. Ein biss-
chen er wischt die kleinen 
Kapitalisten auch noch die 
Einkommensteuer (ESt), sie 
erbrachte 2012 insgesamt 
2,9 Mrd. € - aber in dieser 
Zahl ist auch viel nicht-kap-
italistisches Einkommen 
verborgen, z.B. das kleiner 
Gewerbebetriebe, Bau-
ern, sons tiger “Selbstän-
diger” und hinunter bis zu 
den Scheinselbständigen, 
die nur eine verschleierte 
Form der Prekarität sind. 
Soweit zur Besteuerung 
des Kapitalprofi ts.

Zum “Steuerproblem” 
der Arbeiter/innenk-
lasse und zum Kampf 
gegen die Steuer-
ausplünderung
Das “Steuerproblem” der 
Arbeiter/innenklasse und 
des Volkes besteht darin, 
dass ihnen der überwieg-
ende Teil der Finanzierung 
des bürgerlichen Staates 

aufgehalst wird (mind-
estens 84,7%), während 
die Kapitalisten nach allen 
Regeln der Kunst im mer 
mehr “entlastet” werden. 
In dieser Tatsache besteht 
die eigentliche Sauerei, 
darin, dass die Arbeiter/in-
nenklasse und andere Teile 
des Volkes den Staat ihres 
Ausbeuters, Unterdrück-
ers, ihres Klassenfeinds fi -
nanzieren müssen. 
Aber nicht nur das, es 
werden die dem Volk ab-
gepressten Steuermittel 
in immer größerem Um-
fang wiederum dazu ver-
wendet, die Kapitalisten 
zu subventionieren, teils 
direkt durch Subvention-
ierung ihres Profi ts, teils 
indirekt über die Fi nan-
zierung von “Defi ziten” 
das Sozialsystems, die 
dadurch entstehen, dass 
die Kapitalisten relativ 
immer weniger in die ses 
einzahlen (“Entlastung bei 
den Lohnnebenkosten”). 
Dabei handelt es sich hier 
der Sache nach um Lohn-
bestandteile, da diese So-
zialkosten Teil des Wertes 
der Arbeitskraft sind. Die 
Arbeiter/innen zahlen sich 
sozusagen einen Teil des 
Lohns, der ihnen zustünde, 
wenn alles mit rechten 
kapitalistischen Dingen 
zuginge, vermittels der 
S teuerausp lünderung 
selbst8. Demgegenüber 
ist jegliche kapitalistische 
Schandtat zur Vermeidung 
oder Hinterziehung der 
Zins- oder  Kapitalertrags-
steuer, ob legal oder il-
legal, vollständig neben-
sächlich.

Steuern
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Wenn irgendein reformei-
friger Wicht sich abstrudelt 
über die “Ungerechtig-
keiten” im Bereich der 
Kapitalertragssteuer oder 
generell der Besteuerung 
des “Geldvermögens”, 
aber kein Wort verliert 
über die sehr relative Be-
deutung dieser Fra ge 
für die wirkliche Lage 
von Arbeiter/innenklasse 
und Volk und über die 
wirkliche Bedeutung der 
Steuerfrage für den und 
im Klassenkampf, dann 
ist das bestenfalls borni-
ert, schlimmstenfalls aber 
ein Handlangerdienst für 
die Bourgeoisie. Vielleicht 
erscheint dem besserg-
estellten Kleinbürger oder 
Mittelklassler die Zinser-
tragssteuer wichtiger als 
z.B. die Mehr  wertsteuer, 
obwohl sie das in der Re-
gel auch für ihn höchstens 
in seiner bornierten sub-
jektiven Wahrnehmung 
ist. Wenn man über Steue-
rausplünderung jammert 
oder meckert, aber nicht 
die indirekten Steuern, 

immerhin zwei Drittel der 
Massensteuern, als deren 
eigentliches und Haupt-
problem ins Zentrum stellt, 
dann wird  man rasch 
zum offenen oder ver-
steckten Handlanger des 
bourgeoisen Staates. Die 
indirekten Steuern sind 
die hauptsächliche und 
zugleich am we nig sten 
unmittelbar wahrnehm-
bare Steuerkeule, denn 
sie stecken “unsichtbar” 
in den Preisen 9. Aber sie 
machen 53,5% des ge sam-
ten Steueraufkommens 
und zwei Drittel aller Mas-
sensteuern aus. Ohne hier 
anzusetzen, bleibt alles 
Herumgerede und Her-
umgetue in der Steuer-
frage Schall und Rauch. 
Diesen Brocken plus die 
Lohnsteuer, alles zusam-
men fast 85% des Steu-
eraufkommens, auszuk-
lammern und statt dessen 
nur an einer Steuer, die 
2-3% des Steueraufkom-
mens ausmacht, her um-
zufummeln, ist - objektiv 
- ein Manöver zur Hinter-

treibung eines ernsthaften 
Widerstandes gegen die 
staatliche Aus plünderung. 
Ein ähnlich übles Manöver 
ist übrigens auch das Ge-
quatsche über diese oder 
jene “Reichensteuer” 10 .
Stattdessen muss der Klas-
senkampf in der Steuer-
frage unter der folgenden 
Losung geführt und auf 
folgende Forderungen 
ausgerichtet werden:

Die Kapitalisten sollen 
sich ihren Staat selbst 
fi nanzieren!
Daher:
Abschaffung aller in-
direkten Steuern und 
steuerähnlichen Abga-
ben!
Einführung einer mas-
siv verstärkt progres-
siven Einkommen-
steuer!
Volle Steuerfreiheit für 
Einkommen bis 1.600 € 
monatlich (d.h. bis zur 
Höhe des zu fordern-
den gesetzlichen Min-
destlohns/der gesetzli-
chen Mindestpension)!

los auch alle Kosten im Bereich des Kinderbetreuungs- und Ausbildungs-, des Gesundheits- und des Sozialwesens, dar-
unter auch die gesamten Kosten der Sozialversicherung, und vieles mehr. Dieser Wert der Arbeitskraft sollte sich, wenn 
sich der Kapitalismus immer an seine eigenen Gesetzmäßigkeiten hielte, in ihrem Preis ausdrücken - und das ist der 
Arbeitslohn. Dies ist auch so darstellbar, dass sie von den Kapitalisten „neben“ dem eigentlichen Arbeitslohn getragen 
und direkt in die entsprechenden Sozialsysteme etc. eingezahlt werden. Jedenfalls  müssten auch alle „Lohnnebenkos-
ten“ vom Kapital getragen werden. In der Realität werden sie aber mehr und mehr direkt auf die Arbeiter/innenklasse 
oder auf den Staat, d.h. auf dem Umweg über das Steuersystem indirekt wieder auf die Arbeiter/innenklasse, abge-
wälzt. Der Kapitalismus trägt die Tendenz in sich, ständig den Preis der Arbeitskraft unter ihren Wert zu drücken. Nur 
der Klassenkampf kann dem entgegenwirken, schwächelt er, geht es bergab. Im Monopolkapitalismus oder Imperia-
lismus ist diese Tendenz besonders stark ausgeprägt, was sich inzwischen darin ausdrückt, dass massenhaft Menschen 
selbst von einer Ganztagsarbeit, so sie denn eine haben, nicht mehr leben können.

9 Nur bei den Treibstoffpreisen richtet sich manchmal der Blick über die „Ölscheichs“ (wie z.B. die ÖMV, die der mono-
polistische „Ölscheich“ Rumäniens ist und auch sonst viel Exploration und Förderung in einer Reihe von Ländern be-
treibt) hinaus auf den Steueranteil am Preis. Dieser besteht nämlich fast zur Gänze aus Steuern: Die Produktionskosten 
vor Steuern (samt Transport,  Lager-, Raffi nierungs- und Verteilkosten samt Tankstellennetz sowie allen Nebenkosten 
und den Profi ten der Ölfi rmen) machen  je nach Land nur zwischen 17 und 24% aus, alles andere sind Steuern.  

10 Ein beliebtes, weil belangloses Feld für solche Ablenkungsmanöver ist der sozialdemokratische Scherzartikel der 
„Vermögenssteuer für Superreiche“, vor jeder Wahl „aus der Grube gezogen“ und leierkastenmäßig abgespielt, aber 
- auch zum persönlichen Glück der SPÖ-Bourgeois - „leider“ nie „durchsetzbar“. Dabei ginge es, realistisch gerechnet, 
da ja ebenfalls Betriebs- und Stiftungsvermögen von vornherein ausgenommen sind, sogar nur um „satte“ 0,2% (!) 
des Steueraufkommens.
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... Radikal-de-
mokratische 
Forderungen zur 
Kirchenfrage

Wir nutzen die 
Debatten rund 
um das Volksbe-
gehren zur Pro-
pagierung derje-
nigen Forderun-
gen, die eine ra-
dikal-demokrati-
sche Position in 
der Kirchenfrage 
zum Ausdruck 

bringen. Die wichtigsten 
Punkte in diesem Zusam-
menhang sind:

1. Sofortige und vollstän-
dige (einseitige) Aufhe-
bung des Konkordats samt 
Zusatzprotokoll (beide aus 
1933) und der Zusatzver-
träge aus 1960, 1962, 1964 
und 1968 (einschließlich 
der „vermögensrechtli-
chen“ „Anpas sun gen“ seit 
1969, durch die die jährli-
chen Zahlungen des Staa-
tes an die Kirche Jahr für 
Jahr aufgestockt wer den).

2. Abbruch der „diploma-
tischen Beziehungen“ mit 
dem künstlichen Staatsge-
bilde Vatikan. 

3. Entschädigungslose 
Rückführung des gesam-
ten 1960 vom Staat der 

Kirche übereigneten fort-
wirtschaftlichen Grund-
besitzes von insgesamt 
6.460 Hektar sowie der 
städtischen Besitzungen 
in Salzburg und der in Ai-
gen1. Diese Maßnahme ist 
nur die teilweise Rückab-
wicklung des Konkordats. 
Sie erfolgt unbeschadet 
evt. darüber hinausgehen-
der Maßnahmen, die z.B. 
im Zuge der Nationalisie-
rung von Grund und Bo-
den und sonstiger Pro duk-
tionsmittel oder im Zuge 
der Konfi skation bestimm-
ter Besitzungen und Ver-
mögen ergriffen werden.

4. Die Kirche oder besser 
gesagt: die „Religionsge-
meinschaft“, denn das ist 
dann keine „Kirche“ mehr 
im heutigen Sinne, v.a. 
keine öffentlich-rechtli-
che Körperschaft etc., hat 
das Recht, sich als privat-
rechtlicher Verein gemäß 
Vereinsgesetz zu konsti-
tuieren. Das „kanonische 
Recht“ und alle Regelun-
gen auf seiner Basis sind 
ungültig bzw. werden 
aufgehoben und sind, so-
weit mit den notwendigen 
Maßnahmen gegenüber 
der Kirche und staatlichem 
Recht vereinbar,  gegebe-
nenfalls in solches über-
zuleiten. Ebenso wird das 
„Kirchen beitragsgesetz“ 

aufgehoben. Die Kirche 
kann sich selbstverständ-
lich frei, allerdings im Rah-
men der geltenden Verfas-
sung, der geltenden Ge-
setze und ihrer Statuten, 
betätigen.

5. Aufhebung der recht-
lichen Zugehörigkeit der 
österreichischen Kirche 
zum vatikanischen Im-
perium, d.h. ihre Konsti-
tuierung auf Basis eines 
Vereinsstatuts, das Ein-
mischungen, Weisungen 
etc. des Vatikans bzw. von 
aus ländischen Ordenszen-
tralen etc. und umgekehrt 
auch alle rechtlichen Ver-
pfl ichtungen der öster-
reichischen Kirche gegen-
über dem Vatikan bzw. 
Ordenszentralen etc. aus-
schließt. Im Falle des Zuwi-
derhandelns, Verbot der 
Kirche, des Ordens oder 
der betreffenden Teilbe-
reiche bei Einziehung des 
Vermögens.

6. Ausschließung der Kir-
che aus dem öffentlichen 
(bzw. „öffentlich aner-
kannten“) Schul-, Ausbil-
dungs- und Erziehungs-
wesen, Übernahme aller 
Einrichtungen durch den 
Staat, Beseitigung des 
verpfl ichtenden Religions-
unterrichtes, Schließung 
sämtlicher theologischen 

Kirchenprivilegien 
und das Volksbegehren dagegen 

Im April 2013 fand ein „Volksbegehren gegen Kirchenprivilegien“ statt, deren Proponent/innen es um ein 
„Bundesverfassungsgesetz 1. zur Abschaffung kirchlicher Privilegien, 2. für eine klare Trennung von Kirche 
und Staat, 3. für die Streichung gigantischer Subventionen an die Kirche“ und um ein „Bundesgesetz zur Auf-
klärung kirchlicher Missbrauchs- und Gewaltverbrechen“ geht. 
Dazu haben wir eine 8-seitige Sondernummer herausgegeben, die vollständig auf <prolrevol.wordpress.com> 
zu fi nden ist. Im Folgenden drucken wir daraus nur den letzten Teil ab.

1 Das gerne betriebene Umfärben der Schenkung von Grundbesitz und Liegenschaften an die Kirche ab 1960 in eine 
Art „Wiedergut machung für Opfer des Nationalsozialismus“ („Restitution“), die gemäß Art.26 (2) des Staatsvertrags 
von 1955 notwendig gewesen wäre, ist schlicht gelogen. Erstens ist das in der Nazizeit beschlagnahmte Kirchenvermö-
gen nur ein Teil der an die Kirche erfolgten „Restitutionen“. Vielmehr wurden 1960 ausdrücklich auch Ansprüche der 
Kirche auf das Vermögen des 1955 wieder hergestellten „Religionsfonds“ abgegolten. Dieser Fonds war 1782 von Jose-
ph II aus dem Vermögen der geschlossenen Klöster, Stifte und Kirchen gebildet, zwischendurch ein paar Mal aufgelöst 
(vom Staat „konfi sziert“), aber immer wieder hergestellt worden. Durch das wieder hergestellte Konkordat konnte sich 
die Kirche ab 1960 des Vermögens dieses Fonds bemächtigen. Es wurde hier also offenbar „Wie der gutmachung“ nicht 
nur der Maßnahmen Hitlerdeutschlands von 1939, sondern gleich auch derer Joseph II von 1782 betrieben . Zweitens 
stellen diese „Restitutionen“ nur einen sehr kleinen Teil der 1960 vereinbarten („einmaligen“ und „alljährlichen“) 
Zuwen dungen des Staates an die katholische Kirche insgesamt dar.  

   Sondernummer April 2013 

Volksbegehren gegen Kirchenprivilegien
Das Volksbegehren gegen Kirchenprivilegien geht von 15.-22. April 2013 über die Bühne. Es geht seinen 
Proponenten um ein "Bundesverfassungsgesetz 1. Zur Abschaffung kirchlicher Privilegien 2. Für eine klare 
Trennung von Kirche und Staat 3. Für die Streichung gigantischer Subventionen an die Kirche" und um ein 
"Bundesgesetz zur Aufklärung kirchlicher Missbrauchs- und Gewaltverbrechen", wobei letzteres auf eine 
"staatliche Sonderkommission" zielt, statt dass die Kirche sich weiterhin selbst "untersucht" und "aufklärt", 
sprich: alles unterdrückt, vertuscht und jede Strafverfolgung verhindert. Das sind alles berechtigte und unter-
stützenswerte Anliegen. Speziell in der Frage kirchlicher Missbrauchs- und Gewaltverbrechen legen einige 
Proponenten eine gewisse Konsequenz an den Tag - in den meisten anderen Fragen leider nicht. Der eigentliche 
Text des Volksbegehrens ist vage und schwachbrüstig, inkonsequent und schief, ziemlich "zurückhaltend" 
gegenüber der Kirche und in einiger Hinsicht auch politisch ausgesprochen falsch. Die begleitenden Erläute-
rungen und Materialien sind teilweise etwas stärker und aussagekräftiger, aber das schafft auch die Beschränkt-
heiten und Fehler nicht aus der Welt.  

Das Volksbegehren leistet - leider nur im Bereich der finanziellen Privilegien der Kirche -  einige nützliche 
Aufklärungsarbeit. Es ist durchaus verdienstvoll, einmal akribisch den Kirchenprivilegien nachzuspüren und 
eine möglichst vollständige Aufzählung aller dieser Privilegien zu versuchen. Es schadet nicht, wenn bei der 
Aufzählung dieser Privilegien auch mehr oder weniger nebensächliche und belanglose aufgezählt werden 
(Kuriositäten wie z.B. das Tiroler Campinggesetz oder das niederösterreichische "Karfreitagsgesetz"), man 
sieht dann wenigstens, auf wie vielen Gebieten und bis in welche Verästelungen hinein Kirchenprivilegien 
bestehen.  

Viele der angeführten Privilegien sind wie gesagt Nebensächlichkeiten, die sich von selbst erledigen, wenn 
einmal die Kernpunkte erledigt sind. Die Kernpunkte sind diejenigen, die im Konkordat geregelt werden: die 
Finanzierung der Kirche durch den Staat (samt den großen Schenkungen von 1960 und auch dem Kirchen-
steuerthema), ihre Stellung im Schul- und Ausbildungswesen, ihr öffentlich-rechtlicher Status (und die Existenz 
"anerkannter Religionsgesellschaften" überhaupt) und der faktisch exterritoriale Status gegenüber der staatli-
chen Rechtsordnung. 

Die Enthüllungen und vor allem die Losungen/Forderungen des Volksbegehrens werden leider bei weitem nicht 
ausreichend scharf und radikal (d.h. das Übel an der Wurzel packend) gestellt. Der Text des Volksbegehrens ist 
ein einziges Wischi-Waschi. Gegen alles Mögliche wird zu Recht gemault, aber nirgends werden konsequente 
und prägnante Forderungen erhoben. Zudem handeln zwei Drittel des Textes nur von den finanziellen Zuwen-
dungen an die und Begünstigungen der Kirche, aber die "klare Trennung von Kirche und Staat" erschöpft sich 
nicht im Entzug des Zasters.  

Nehmen wir als Beispiel die Schulfrage. Dafür wurde 1962 ein Zusatzvertrag zum Konkordat zur "Regelung 
von mit dem Schulwesen zusammenhängenden Fragen" abgeschlossen. Die Position des Volksbegehrens zu 
diesem Schlüsselbereich der ideologischen und politischen Macht der Kirche ist ein Witz. Das Volksbegehren 
wendet sich nur gegen die staatliche Finanzierung der konfessionellen Schulen, Kindergärten und Fakultäten, 
ohne aber zu fordern, dass diese Einrichtungen der Kirchenmacht entzogen und, soweit sinnvoll, in das staat-
liche Erziehungs- und Ausbildungswesen eingegliedert oder sonst (als staatliche Einrichtungen) geschlossen 
werden. Es wendet sich nur gegen die Finanzierung des Religionsunterrichts durch den Staat, nicht aber gegen 
die Tatsache dieses Religionsunterrichts im Rahmen öffentlicher Schulen und des normalen Schulbetriebs 
selbst. Es wendet sich nur dagegen, dass die Abmeldung vom Religionsunterricht erschwert wird, aber nicht 
dagegen, dass man sich überhaupt davon abmelden muss bzw. dass es ihn überhaupt gibt. Es fordert eben das 
Wesentliche nicht, nämlich dass der Kirche ihr Zugriff auf das öffentliche bzw. öffentlich anerkannte Schulwe- 
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Fakultäten, „Rückgabe“ 
des von der Kirche ernann-
ten Perso nals an die Kirche. 
Die Kirche hat aber selbst-
verständlich das Recht, wie 
jeder andere Verein auch, 
einen Reli gi onsunterricht 
für ihre Mitglieder sowie 
ihre Nachwuchs- und Ka-
derausbildung privat, au-
ßerhalb des öffent lichen 
Ausbildungswesens und 
auf eigene Kosten zu or-
ganisieren. 

7. Annullierung des – dem 
sonstigen Denkmalschutz 
widersprechenden - Privi-
legs der Kirche, die Kosten 
der „kirchlichen Denk-
malpfl ege“ auf den Staat 
abzuwälzen, Anwendung 
der allgemeinen Regelun-
gen des Denk mal schutzes, 
d.h. die Objekte sind vom 
Eigentümer grundsätzlich 
auf eigene Kosten zu er-
halten und können im Fal-
le, dass das nicht geschieht, 
enteignet werden. 

8. In allen diesen Punkten 
ist eine analoge Vorgangs-
weise, soweit zutreffend 
und anwendbar, auch auf 
die an deren „anerkannten 
Religionsgesellschaften“ 
anzuwenden, d.h. Besei-

tigung des „öffentlich-
rechtlichen“ Cha rakters,  
Streichung aller Sonder-
rechte, staatlichen Subven-
tionen, Steuer- und Abga-
benvorteile, Entzug aller 
vom Staat übertragenen 
„Pfründen“ und insbeson-
dere ihr Ausschluss aus dem 
öffentlichen Schul-, Ausbil-
dungs- und Erziehungswe-
sen. Dadurch wird die Ka-
tegorie der „anerkannten 
Religionsgesellschaften“ 
hinfällig. 

Das alles ist lediglich ein 
radikal-demokratisches 
Programm. Die Realisie-
rung aller dieser Punkte ist 
nicht „in einem absoluten 
ökonomischen Sinn“, wie 
Lenin in solchen Dingen 
sagt, mit dem Kapitalismus 
unvereinbar. Man kann 
sich theoretisch ohne wei-
teres ein kapitalistisches 
System und einen bürger-
lichen Staat vorstellen, 
in dem die Trennung von 
Kirche und Staat vollstän-
dig verwirklicht ist. Immer 
wieder sind selbst im Ab-
solutismus Maßnahmen 
zur Einschränkung der 
Kirchenmacht unternom-
men worden, in Österreich 
z.B. durch Joseph II. Aber 

das war alles in Zeiten der 
aufsteigenden und noch 
fortschrittlichen Rolle der 
Bourgeoisie gegenüber 
den feudalen Elementen, 
zu denen auch die Kir-
che gehörte. Heute ist es 
an ders, im Imperialismus 
herrscht Reaktion auf der 
ganzen Linie und er hat 
sich die Kirche dienstbar 
gemacht. 
Daher sind diese Punkte, 
unter den heutigen politi-
schen Gegebenheiten, „in 
einem relativen politischen 
Sinn“ sehr wohl mit dem 
Imperialismus unverein-
bar. Es dürfte sogar, wollte 
jemand aus irgendeinem 
schrägen Grund ein Volks-
begehren auf Basis obiger 
Forderungen veranstalten, 
ein solches vom Innen-
ministerium, weil verfas-
sungswidrig, gar nicht 
erst zugelassen werden. 
Vollständig und konse-
quent kann so et was wie 
das oben stehen de Forde-
rungsprogramm nur durch 
den Sieg im revolutionär-
demokratischen Kampf 
gegen die bürger liche 
Staats macht, also durch 
die sozialistische Revoluti-
on, verwirklicht werden. 

(April 2013)
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Weiter geht‘s mit dem Kri-
sen-Karussell. In heftige 
Krisen wegen akut dro-
henden Staatsbankrotts 
gerieten in und am Rande 
der EU im Lauf der letzten 
Jahre Estland, Ungarn, Is-
land, Irland, Griechenland, 
Portugal und zuletzt Spa-
nien, sodass die diversen 
EU-“Rettungsschirme“ und 
der Internationale Wäh-
rungsfonds (IMF) „helfen“ 
mussten. Jetzt ist Zypern 
an der Reihe. Slowenien, 
heißt es, „wird als nächs-
ter Kandidat gehandelt“ 
(treffende Formulierung 
aus Wikipedia!). Bulgari-
en und Rumänien schmo-
ren seit Jahren auf kleiner 
Kolonialfl amme vor sich 
hin, ihnen ist anscheinend 
„nicht mehr zu helfen“, 
statt von einer Krise sollte 
man hier eher vom totalen 
Ruin sprechen. Über die 
neuen Kolonien Kosovo 
und Bosnien zu reden er-
übrigt sich. Offensichtlich 
schlittert ein Land nach 
dem anderen in die oder 
an den Rand der Zahlungs-
unfähigkeit. Es handelt 
sich dabei bis heute, wie 
man sieht, vorwiegend um 
die sogenannte europäi-
sche Peripherie.

Was ist - trotz jeweils spe-
zifi scher Ausprägungen 
der Desaster - die ge-
meinsame Grundlage die-
ser Krisenhaftigkeit? Die 
„Schuldenkrise“, also die 

Höhe der Staatsschulden, 
die der main stream der 
Bourgeoisie für die mo-
derne Erbsünde hält (oder 
wenigstens ausgibt), kann 
es nicht sein, denn viele 
der betroffenen Staaten 
haben relativ niedrige 
Staatsschulden1. Auch die 
Überdimensionierung oder 
spezifi sche Ausprägung 
des Finanzsektors, was ge-
wisse „Antifi nanzkapitalis-
ten“ für die moderne Erb-
sünde (des Kapitalismus, 
des „Sozialstaats“, der 
„Demokratie“ ...) halten, 
kann es nicht sein, denn 
davon war und ist z.B. in 
Bulgarien und Rumänien 
und konnte auch in Est-
land, Ungarn und Portu-
gal keine Rede und auch 
in Griechenland war das 
kein vorrangiges Problem 
(in Island und Irland und 
jetzt in Zypern dagegen 
schon). Eine gemeinsame 
Grundlage aber gibt es 
doch, nämlich die seit 2008 
anhaltende fundamenta-
le Wirtschaftskrise, eine 
Krise der „Realwirtschaft“ 
und nicht nur des Banken-
sektors, eine Überproduk-
tions- und Überakkumu-
lationskrise des Kapitals, 
und nicht irgendeine wei-
tere solche Krise, sondern 
die weitaus schwerste der 
letzten Jahrzehnte. Es hat-
te die vorletzte zyklische 
Krise 2000-2002 gegeben, 
die drittletzte 1987,  da-
zwischen einige regiona-

le Krisen2. Seit 2008 aber 
steckt das Kapital in seiner 
umfassendsten, tiefsten 
und längsten Wirtschafts-
krise seit 1945. Noch nie 
seit einem halben Jahr-
hundert waren der Ein-
bruch von Produktion und 
Investitionen so tief. Noch 
nie war die Krise so global, 
erfasste sie - stärker oder 
schwächer - alle Länder 
und alle wichtigen Bran-
chen und schloss sie auch 
Finanz- und Bankenkrisen, 
Rohstoffkrisen, Währungs-
krisen usw. ein. Und noch 
nie kam die Bourgeoisie 
so lange nicht mehr aus 
der Krise heraus. Wir sind 
bereits im sechsten Krisen-
jahr. 

Die heftige manifeste 
Krise 2008/09, das starke 
Schrumpfen des Bruttoin-
landsprodukts (BIP) und 
der Industrieproduktion, 
der massive Einbruch der 
Anlageinvestitionen, ist 
in den imperialistischen 
Kernländern Europas der-
zeit von einer Phase der 
Depression und Stagnati-
on abgelöst worden. Jedes 
Jahr wird für das darauf-
folgende ein Aufschwung 
vorhergesagt, ohne dass 
er aber käme; der für heu-
er prognostizierte wurde 
auch schon wieder abge-
sagt und dafür für 2014 
versprochen. Dass die Krise 
ungebrochen anhält, spürt 
die Arbeiter/innenklasse an 

Griechenland, Zypern, Slowenien ... 
das Krisenkarussell dreht sich weiter

Anfang April 2013, mit Ergänzungen und aktualisierten Zahlen

1 Slowenien hatte Ende 2012 Staatsschulden in Höhe von 53,7% seines BIP, Rumänien 38,0%, Bulgarien sogar nur 
18,9%. Bulgarien ist sowieso ein hervorragendes Beispiel für die imperialistische Sanierung: das Land ist eine Wüste, 
das Volk völlig verarmt, die Wirtschaft kaputtgemacht, aber das, was noch da ist, ist fest in imperialistischer Hand, die 
„Maastricht-Kriterien“ werden spielend eingehalten und die „Troika“ ist voll des Lobes (außer über die Korruption, 
sofern man nicht selbst deren Nutznießer ist). Deshalb „brauchen“ Rumänien und Bulgarien auch keine Hilfe aus dem 
EU-“Rettungsschirm“: die Staatsfi nanzen sind nämlich  in „neoliberalem“ Sinn tip top in Ordnung. Auch Zypern hatte 
Ende 2012 mit 86,5% Staatsschulden, die immer noch deutlich unter dem Durchschnitt der Eurozone (93,1%) lagen. 

2 1994: Mexiko, 1997: Südostasien, 1998: Russland, 2001: Argentinien. Zwischen den globalen Krisen (1987, 2000-2002, 
seit 2008) konnte die Krise in einzelne „periphere Märkte“ exportiert werden, etwas, das - in etwas geänderter Form 
- auch in den letzten Jahren wieder stattfi ndet.



Proletarische Revolution 53

55

der immer weiteren Ver-
schlechterung ihrer Lage - 
auch wenn zwischendurch 
das BIP in einigen Ländern 
wieder einmal um ein paar 
Zehntelprozentpunkte 
wächst. Die Krise wurde 
und ist nicht überwunden, 
im Gegenteil wächst das 
Krisenpotential ständig 
und inzwischen wieder 
dramatisch an, denn der 
der Krise zugrundelie-
gende Widerspruch, der 
zwischen den nach Profi t 
strebenden überakkumu-
lierten Massen an Kapital 
und den beschränkten 
profi tablen Anlagemög-
lichkeiten für dieses Kapi-
tal, verschärft sich immer 
mehr. Eine massive Kapi-
talvernichtung würde die 
Lage zeitweilig entspan-
nen, die Dauerdepression 
jedoch tut das nicht. Die-
se Überproduktions- und 
Überakkumulationskrise 
ist die Grundlage der gan-
zen krisenhaften Entwick-
lung. Auf dieser schwan-
kenden Grundlage droht 
ständig ein neuerlicher 
massiver Einbruch der „Re-
alwirtschaft“ und können 
sich Teilkrisen jeder Art, 
Bankenkrisen, Schulden- 
bzw. eher Spekulationskri-
sen, Währungskrisen etc. 
jederzeit und leicht entfal-
ten, was sie beim gerings-
ten Anlass, und sei es nur 
ein Rülpser der „Märkte“ 
oder einer Rating-Agen-
tur, auch tun. 

Ein Land nach dem ande-
ren, derzeit vor allem noch 
an der sogenannten „Peri-
pherie“ wird in dieses De-
saster hineingezogen. Dass 

die Krise sozusagen „von 
den Metropolen in die Pe-
ripherie exportiert“ wird 
ist nichts Neues. Das fi ndet 
im Weltmaßstab statt und 
auch im europäischen. Die 
„peripheren“ Volkswirt-
schaften, wo immer sie 
geographisch liegen, sind 
kleiner, schwächer, fragi-
ler, weniger im kapitalis-
tischen Sinn produktiv. Sie 
werden  mit Warenexport 
niederkonkurriert, in sie 
wird je nach Krisenverlauf 
Kapital hineingepumpt 
und wieder abgezogen, 
ihre Wirtschaftsstruktur 
wird nach den Bedürfnis-
sen und Interessen der 
großen EU-Imperialisten 
ausgerichtet, sie kommen 
ständig  unter die Räder 
der ebenfalls an diesen 
Interessen orientierten 
EU-“Harmonisierung“, sie 
werden häufi g als Rand-
staaten in hohe Militäraus-
gaben hineingetrieben, 
alles mit tatkräftigster 
Mithilfe ihrer eigenen 
Bourgeoisien. Was freilich 
nichts daran ändert, dass 
sich die Krise auch in den 
entwickeltsten imperialis-
tischen Kernländern aus-
wirkt, aber noch nicht und 
nicht immer sofort so bru-
tal. Aber auch hier häuft 
sich immer mehr Spreng-
stoff an: es ist nur eine Fra-
ge der Zeit, bis die latente 
Krise in „entwickelten“ 
Schlüsselbranchen wie z.B. 
der Automobilindustrie, 
dem Maschinenbau, dem 
Kraftwerks- und Indus-
trieanlagenbau, ausbricht, 
und das trifft dann speziell 
Länder wie z.B. Deutsch-
land oder Frankreich. 

Die starken Imperialisten 
ziehen massenhaft Pro-
fi t aus den schwächeren 
heraus, fetten sich damit 
ihre Profi traten auf, ha-
ben dadurch mehr Manö-
vrierspielraum gegenüber 
Arbeiter/innenklasse und 
Volk, aber dieser Spiel-
raum wird kleiner. Wir, die 
europäische Arbeiter/in-
nenklasse und die Werk-
tätigen Europas, sitzen 
tatsächlich „alle in einem 
Boot“. Das kann für das 
europäische Finanzkapital 
gefährlich werden und ist 
es dort oder da schon: Fun-
ken des Klassenkampfes 
springen über, deutlich zu 
sehen z.B. in der Automo-
bilindustrie. Deshalb wird 
ja mit der wilden Hetzpro-
paganda der „Fleißigen“ 
und „Tüchtigen“ gegen 
die „Faulen“ und „Korrup-
ten“ dagegen gehalten. 
Aber die Verschärfung 
der Lage und des Klassen-
kampfes wird mehr und 
mehr Menschen die Augen 
öffnen und sie werden sich 
einreihen in eine gemein-
same Front von Bewegun-
gen und Kämpfen gegen 
das europäische Finanzka-
pital.  

Zypern: 
Was für eine Krise?

Zypern ist das jüngste Op-
fer3. Hier ist, heißt es, nicht 
eine „Schuldenkrise“, son-
dern eine Bankenkrise aus-
gebrochen. Woher kommt 
aber diese Bankenkrise? 
Wieso rauschte der gera-
de noch fl orierende Ban-
kensektor, das „zyprioti-
sche Wirtschaftsmodell“ 

3 Ende Juli 2011 war schon einmal von einer schweren Krise Zyperns die Rede, welche sich aber später 
wieder zu verfl üchtigen schien. Damals aber nicht wegen des Bankensektors, sondern wegen der Explo-
sion eines Munitionslagers und der dadurch hervorgerufenen Zerstörung des größten Kraftwerks des 
Landes, also wegen eines drohenden Einbruchs der Energieversorgung und damit der „Realwirtschaft“, 
was wiederum irgendwie  zu einer „Schuldenkrise“ führen könnte usw. Die Staatsverschuldung Zyperns 
lag Anfang 2011 bei 61,3% vom BIP, deutlich weniger als die damalige österreichische Staatsschuld 
(72%) und weit niedriger als die damalige deutsche (82,5%). 
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schlechthin, in die Krise? 
In Zypern liefen Geschäft 
und Profi t soeben noch 
gut, sogar die globale Krise 
ab 2008 wurde relativ gut 
überstanden, Zypern war 
schon 2011 wieder über 
dem Vorkrisenstand. Aber 
wodurch? Durch immer 
weitere Aufblähung des 
Banken- (und sonstigen 
Dienstleistungs-) Sektors. 
Ein Blick auf die jüngste 
Geschichte zeigt, dass die 
meisten Volkswirtschaf-
ten, die - obwohl einseitig 
ausgerichtet - dennoch 
eine Zeitlang überdurch-
schnittlich gut laufen, z.B. 
Estland mit seiner Aufblä-
hung des IT-Bereichs oder 
Irland mit seiner Aufblä-
hung des Banken- und 
Versicherungssektors, frü-
her oder später krachen.4 
Zypern ist geprägt durch 
ein enormes Übergewicht 
des Finanz- und Dienst-
leistungssektors (und hier 
wieder ein Überwiegen 
„unternehmensbezogener 
Dienstleistungen“, also 
auch wieder vorwiegend 
für den Geldkapitalsektor) 

bei gleichzeitigem Krän-
keln der „Realwirtschaft“. 
Das macht die Wirtschaft 
verletzlich gegenüber 
dem rund um den Glo-
bus vagabundierenden 
spekulativen Kapital. Das 
Problem wurde noch po-
tenziert durch die enge 
Verzahnung mit Griechen-
land. Zypern ist politisch 
und wirtschaftlich von 
Griechenland abhängig 
und konnte daher der Kri-
se Griechenlands und spe-
ziell seiner Banken nicht 
entgehen. Die zyprioti-
schen Banken hatten stark 
in den griechischen Ban-
ken und der griechischen 
Staatsschuld investiert und 
mit deren Krise taumel-
ten auch die zypriotischen 
Banken. Das zugefl ossene 
ausländische Kapital, dar-
unter sehr viel russisches, 
auch sehr viel britisches5, 
hat den zypriotischen 
Banken und der ganzen 
zypriotischen Bourgeoisie 
jahrelang schöne Profi -
te beschert. Ein Problem 
entstand, als sich auch in 
Zypern die Notwendigkeit 

einer „Bankenrettung“ ab-
zeichnete, daher die Staats
fi nanzen in Gefahr gerie-
ten, sich die Regierung auf 
die Suche nach zusätzli-
chen Einnahmen machte 
und der ausländische (und 
inländische!) „Investor“ 
nicht mehr sicher sein 
konnte, ob die bestehen-
den extremen Steuerpri-
vilegien aufrechterhalten 
würden oder ob es wo-
möglich zur Einführung 
einer nennenswerten Kör-
perschaftssteuer und Kapi-
talertragssteuer käme6.

Das „zypriotische Wirt-
schaftsmodell“ hat einige 
„Besonderheiten“.  
Zunächst einmal wie schon 
gesagt die relative Grö-
ße des Geldkapitalsektors 
(„Finanz- und unterneh-
mensbezogene Dienstleis-
tungen“), denn er steht 
für 30% der „Wertschöp-
fung“ des Landes, d.h. des 
BIP. Seine Bilanzsumme ist 
sieben Mal so groß wie das 
BIP des Landes und eines 
Jahres. 122 Mrd. € Bilanz-
summe der Banken stehen 

4 Vielleicht auch einmal Deutschland mit seiner extremen Exportlastigkeit, und das konzentriert auf nur wenige Bran-
chen (hauptsächlich Automobil und Maschinenbau) und die „Exportdynamik“ fokussiert auf wenige Länder (haupt-
sächlich China und USA). Das österreichische Kapital ist im Vergleich zum deutschen „breiter aufgestellt“, aber eben-
falls durch seine starke Balkanlastigkeit verletzlich.

5 Zypern war bis 1960 britische Kolonie, hat noch heute zwei britische Militärstützpunkte (das war Bedingung für die 
Entlassung in die Unabhängigkeit) und ist nach wie vor eine bedeutende  „Adresse“ der britischen Bourgeoisie.

6 Die Körperschaftssteuer (mit der Profi te von Kapitalgesellschaften besteuert werden) beträgt in Zypern „maximal“ 
10% und das  mit vielen Ausnahmen und „Gestaltungsspielräumen“, sodass die tatsächliche Steuerquote noch weit 
niedriger liegt. Eine Kapitalertragssteuer für Kursgewinne aus dem Handel mit Aktien und anderen Wertpapieren (auf 
die in Österreich sogenannten „Spekulationsgewinne“) gibt es überhaupt nicht. „Somit sind Aktien, Anleihen, Schuld-
verschreibungen, Gründeraktien und andere Titel von Unternehmen oder anderen juristischen Personen, eingetragen 
in Zypern oder im Ausland, und Rechte daran steuerfrei.“ („Exportbericht Zypern“ der Wirtschaftskammer Österreich 
(WKÖ) aus März 2012). Eine Kapitalertragsteuer auf Zinsen und Dividenden, die ins Ausland gezahlt werden, gibt es 
ebenfalls überhaupt nicht, sie sind ebenfalls steuerfrei. Dividenden- und Zinszahlungen ins Inland unterliegen einer 
KESt von 17% bzw. 15% - aber auch nur, wenn es sich um „passive“ Einkünfte (grob gesagt: eines „Privatvermögens“)  
handelt und nicht um „handelsbezogene“ (grob gesagt: eines „Betriebsvermögens“), dann sind sie nämlich auch 
wieder steuerfrei. Die Inlands-KESt heißt  übrigens „Sonderabgabe für Verteidigungszwecke“. Zypern ist ein wahres 
Steuerparadies für Kapitalisten, vor allem für ausländische, sogar  gemessen an der Steueroase Österreich. (Zum Ver-
gleich: In Österreich ist der offi zielle KöSt-Satz 25%, die tatsächliche Steuerquote der Aktiengesellschaften lag aller-
dings 2011  nur bei 8,5% . Der KESt-Satz ist ebenfalls 25%, ein kapitalistisches Unternehmen kann aber, im Unterschied 
zu einer Privatperson, für die Befreiung von der KESt und die Verlagerung dieser Erträge in die KöSt „optieren“, was 
klarerweise fast jeder tut.)

Krise: Griechenland, Zypern, Slowenien 
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einem BIP von 17,5 Mrd. 
€ gegenüber7. Das macht 
jede „Bankenrettung“ zu 
einem schwierigen Unter-
fangen, denn woher sollen 
die (relativ zum BIP und da-
her auch zum Staatshaus-
halt) exorbitanten Mittel 
zur Rettung kommen? 
Damit ist die Wirtschaft 
(ähnlich der irischen und 
isländischen) extrem an-
fällig für Turbulenzen auf 
den Märkten der Geldka-
pitalverwertung, darunter 
der reinen Finanzspekula-
tion. Das Gegenstück dazu 
sind Schwachbrüstigkeit, 
Einseitigkeit und Fragilität 
der sonstigen Wirtschaft. 
Bergbau, Sachgüterpro-
duktion und Bauindust-
rie tragen zusammen nur 
16% zum BIP bei und ha-
ben eine für die kapitalis-
tische Konkurrenz schlech-
te Struktur8. Der Tourismus 
steht als weiterer großer 
Dienstleistungsbereich für 
25%. 

Der mit 30% „Beitrag zur 
Wertschöpfung“, d.h. An-
teil am BIP, riesige Sektor 
„Finanz- und unterneh-
mensbezogene Dienst-
leistungen“ ist ein unpro-
duktiver und parasitärer 
Wirtschaftsbereich. Auch 
wenn seine Tätigkeit im 
BIP als „Beitrag zur Wert-
schöpfung“ dargestellt 
wird, ist er in Wirklichkeit 
selbst nicht produktiv, son-
dern lebt er von Mehrwer-
tumverteilung, von der im 
Inneren des Landes (das 
vermittelt sich über das lo-
kale Bankgeschäft), noch 
viel mehr aber von der 
auf internationaler Ebe-
ne. Diese internationale 
Umverteilung vermittelt 
sich über das Anziehen 
von Auslandskapital, die 
Wahrnehmung diverser 
Dienstleistungsfunktionen 
für dieses und über das 
internationale Kredit- und 
Kapitalmarktgeschäft, das 
sich auf das in- und auslän-

dische Geldkapital stützt. 
Man nimmt - vereinfacht 
gesagt - russisches, briti-
sches und sonstiges Geld 
herein  und legt es im Aus-
land an, z.B. in griechischen 
Bank- und Staatsanleihen, 
in Aktien, als Einlagen bei 
griechischen Banken, die 
sich damit ihrerseits einen 
Anteil am Mehrwert aus 
griechischer und sonstiger 
produktiver Arbeit aneig-
nen, darunter aus serbi-
scher, bulgarischer usw.

Als weitere „Besonder-
heit“ wird angeführt, dass 
Zypern eine beliebte Des-
tination für Steuerfl ucht- 
und Schwarzgeld ist (rus-
sisches und britisches, aber 
auch sonstiges, darunter 
österreichisches9 etc.). Das 
stimmt, dies ist allerdings 
auch eine „Besonderheit“ 
Luxemburgs (wo übrigens 
eine Menge des jetzt aus 
Zypern abgezogenen Gel-
des gelandet sein soll!), 

7 Zur Veranschaulichung: In Österreich stand Ende 2011 ein Bilanzvolumen des Finanzsektors (Banken, Versicherungen, 
Pensionskassen, Fonds) von 993 Mrd. € einem BIP von 301 Mrd. € gegenüber. Das ergibt eine Quote von „nur“ 3,3. Da-
gegen ist die zypriotische Quote von 7 hoch. Aber im fi nanzkapitalistischen (und immer noch nicht zusammengekrach-
ten) Wunderland Luxemburg z.B. war diese Quote  22 (!), d.h. die Bankbilanzen belaufen sich auf das Zweiundzwan-
zigfache des hauptsächlich nur vom Banken- und Bürokratiesektor „produzierten“ BIP. Sie belaufen sich in absoluten 
Zahlen auf 752 Mrd. €, wozu noch 213 Mrd. € an Investmentfonds kommen, zusammen 976 Mrd. €. Dagegen nimmt 
sich Zypern wie ein Zwerg aus. Aber das abhängige Zypern ist eben nicht das voll in das imperialistische (weil voll in 
der Phalanx des EU-Imperialismus aufgestellte und integrierte) Luxemburg. 

8 Im „Exportbericht Zypern“ der WKÖ aus März 2012 liest sich das so: „Während der Dienstleistungssektor bereits 81% 
des BIP erwirtschaftet, nimmt die Bedeutung von Gewerbe und Industrie ständig ab. Der industrielle Sektor kämpft mit 
strukturellen Schwächen. Viele erzeugende Betriebe sind international wenig wettbewerbsfähig, da sie Kleinbetriebe 
sind und bei Technologie, Management und der Vermarktung der Produkte Schwachstellen aufweisen. Im verschärf-
ten Wettbewerb am gemeinsamen europäischen Markt fällt es ihnen schwer zu bestehen.“ Und: „Die wichtigsten 
Sparten der zypriotischen Industrie sind die Lebensmittel-, Getränke- und Tabakindustrie, auf die knapp ein Drittel des 
industriellen Produktionswertes entfällt, sowie die Textil- und Lederindustrie.“ Also auch eher Branchen, die mit dem 
Tourismus im Zusammenhang stehen, und keine technologisch hochwertigen Exportschlager.

9 Z.B. die Milliarden der inzwischen notverstaatlichten Österreichischen Kommunalkredit AG, die 2002-2008 in ihrer 
Tochtergesellschaft in Limassol ein hochspekulatives Portfolio von 16 Mrd. € aufgebaut hatte, das - nach fetten Ge-
winnen bis 2007 - mit der Finanzkrise in sich zusammenkrachte. Die Bank wurde im November 2008 notverstaatlicht 
und lebt seither von  staatlichen  Kapitalspritzen und Staatshaftungen. Die Schätzungen dessen, was die Bank dem 
Staatshaushalt bisher gekostet hat, schwanken zwischen 4,7 und 5,8 Mrd. €. Risikopositionen von 10 Mrd. € sind noch 
offen, so dass weitere „Rettungsmaßnahmen“ unvermeidlich sind. Aus Staatshaftungen ist ein Betrag von 9,6 Mrd. € 
aushaftend.
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Belgiens, der Niederlande 
oder Liechtensteins, eini-
ger britischer Inseln,  in 
etwas geringerem Maß 
auch Österreichs10 der der 
Schweiz und - das vergisst 
man leicht, gerade bei 
dem tollen neuen Papst - 
auch des Vatikan11, ohne 
dass das diese Staaten des-
halb in den Abgrund stür-
zen würde. Es hängt eben 
von den gesamten ökono-
mischen und politischen 
Rahmenbedingungen ab. 

Zypern hat auch politisch 
einige „Besonderheiten“. 
Zwar ist es nicht NATO-
Mitglied, aber es befi nden 
sich auf der Insel zwei bri-
tische Militärbasen, von 
denen aus z.B. im Vorjahr 
Lufteinsätze der NATO-
Verbände gegen Libyen 
gefl ogen wurden und die 
eine große Bedeutung für 
militärische Operationen 
im östlichen Mittelmeer 
haben. Zypern hat, soweit 
wir wissen, offi ziell nicht 
wie Griechenland für die 
Ägäis die Abtretung von 
Hoheitsrechten an die 
NATO vollzogen, lässt aber 
der NATO inoffi ziell freie 
Hand. Zypern wurde 2004 
EU-Mitglied, gegen den 
heftigen Protest der Tür-
kei und des nördlichen, 
türkischen Landesteils. 
Die, die jetzt jammern, 
dass Zypern gar nicht hät-
te EU- und schon gar nicht 
Eurozonenmitglied hätte 
werden dürfen (viele sind 
es im Unterschied zu Grie-
chenland vor zwei Jahren 

eh nicht!), „vergessen“, 
dass Zypern damals direkt 
in die EU hineingezogen 
und -getrieben wurde. 
Man wollte sich damals 
(und will das bis heute) die 
Vorherrschaft über Zypern 
auf jeden Fall sichern, un-
abhängig nämlich davon, 
wie die Beitrittsverhand-
lungen mit der Türkei wei-
tergingen und ebenso wie 
sich die faktische Rolle der 
Türkei gegenüber Zypern, 
im östlichen Mittelmeer 
und im Nahen Osten ge-
staltete. Zypern ist von 
außerordentlicher Bedeu-
tung für die Vorherrschaft 
im östlichen Mittelmeer, es 
stellt einen Vorposten dar, 
dessen Seerechtsgrenzen 
bis weit in Richtung Syrien, 
Libanon, Israel und Ägyp-
ten reichen. Zudem liegen 
in seinem Seerechtsgebiet 
(das allerdings gegenü-
ber der Türkei nicht gere-
gelt, strittig und ständiger 
Konfl iktauslöser ist) er-
hebliche Gasvorkommen, 
deren Exploration begon-
nen hat und auf die man 
sicher ebenfalls ein Auge 
geworfen hat. Zypern ist 
auch ein Gegengewicht 
gegen die türkischen Am-
bitionen in diesem Raum 
mit ihrem großen Militär-
stützpunkt in Nordzypern. 
Es ist auch ein Schlüssel-
glied für die Stärkung der 
Achse der EU mit dem zi-
onistischen Israel; es hat 
Kooperat ionsverträge 
mit Israel für den Öl- und 
Gassektor abgeschlossen, 
nicht nur für Exploration 

und Förderung, auch für 
den Transport nach Euro-
pa12; es verhandelt mit Is-
rael über Überfl ugsrechte 
für dessen Luftwaffe für 
Trainingszwecke (seit der 
türkische Luftraum nicht 
mehr zur Verfügung steht) 
usw. usf. Es geht also bei 
Zypern um weit mehr als 
um eine kleine marode In-
sel und um das böse russi-
sche Schwarzgeld.

Dementsprechend ist die 
Ausprägung der zyprioti-
schen Bourgeoisie. Sie ist 
eine parasitäre, reaktio-
näre, pro-imperialistische 
und volksfeindliche Bour-
geoisie, mit der man kein 
Mitleid haben braucht, 
wenn sie jetzt von ihren 
Partnern und Gönnern 
drangsaliert wird. 

Aber es gibt in Zypern nicht 
nur die Bourgeoisie, es gibt 
auch die Arbeiter/innen-
klasse, es gibt Werktätige, 
es gibt ein Volk. Auch den 
Bankangestellten kann 
man keinen Vorwurf ma-
chen, dass sie in solchen 
Banken arbeiten; sie sind 
weder daran schuld, dass 
der Bankensektor „überdi-
mensioniert“ ist, noch am 
„russischen Schwarzgeld“; 
sie wurden und werden 
ebenfalls ausgebeutet und 
jetzt auf die Strasse ge-
setzt und sie wehren sich 
zurecht. In Zypern sollen 
Arbeiter/innenklasse und 
Volk die Zeche zahlen - 
wie überall. Die zyprioti-
sche Regierung, beraten 

 
10 Österreich ist übrigens zwar vielleicht nicht die beliebteste Destination für Schwarzgeld und Geldwäsche im strengen 
Sinn, aber eine Steueroase ersten Ranges. Das gilt sowohl für die tatsächliche Unternehmensbesteuerung (nicht den 
offi ziellen Steuersatz) als auch für die Privatstiftungen. Österreich ist auch nach wie vor, wie die Schweiz, Luxemburg 
und Belgien, nicht der EU-Zinsbesteuerungsrichtlinie unterworfen, sondern hat sich eine Ausnahmeregelung verhan-
delt, die, wenn man ein Schlupfl och in den Anti-Geldwäsche-Regelungen fi ndet, auch das Parken von Schwarzgeld 
erlaubt, wenn auch zu einem anonymen Quellensteuersatz von 35%.
 
11 Tipp für die Bettlektüre: Gianluigi Nuzzi: Vatikan AG, wo ein plastisches Bild der vatikanischen Wirtschaftskrimi-
nalität gezeichnet wird, obwohl der Autor nicht immer gut verstanden hat, was er da aufdeckt, und manchmal das 
Ausmaß des Bösen im Vatikan selbst gar nicht fassen kann.

12 Siehe dazu den Artikel „Ein neuer Brandherd im Östlichen Mittelmeer“ in der PR 49 aus Februar 2012. Israel plant, 
über ein Flüssiggasterminal in Zypern sein zukünftiges Überschussgas nach Griechenland und Europa zu exportieren. 

Krise: Griechenland, Zypern, Slowenien 
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von der „Troika“, bastelt 
bereits heftig an einem 
„Sanierungspaket“: Sen-
kung der Löhne und Ge-
hälter der Öffentlich Be-
diensteten, Senkung der 
Pensionen, Erhöhung der 
Massensteuern, Wegspa-
ren erheblicher Teile des 
Sozial-, Gesundheits- und 
Bildungswesens - wie über-
all. Aus der Bankenkrise ist 
nämlich jetzt doch eine 
„Schuldenkrise“ bzw. eine 
Krise des Staatshaushalts 
geworden, denn die Ban-
ken müssen mit Mitteln 
des Staatshaushalts saniert 
werden - wie überall und 
genau wie zu erwarten. 

Wie zynisch (aber auch 
wie typisch!), wenn in 
den imperialistischen Län-
dern (vielleicht ohnehin 
nur aus Angst um die ei-
genen Sparbücher) Kro-
kodilstränen über das ge-
plante Abzocken bei den 
Sparguthaben des „klei-
nen Mannes“ (was für ein 
„Tabubruch“!) und über 
die Unannehmlichkeiten, 
unter denen die Zyprioten 
wegen ihrer gesperrten 
Bankkonten leiden, ver-
gossen werden, während 
das unfassbare Elend, das 
über das griechische und 
demnächst auch zyprioti-
sche Volk gebracht wurde 
bzw. wird, wenn es nicht 
überhaupt ausgeblendet 
wird, als unumgänglich 
gilt und womöglich sogar 
gerechtfertigt wird, wenn 
auch manchmal (selten 
genug!) mit jämmerlicher 
Miene. Ein Sturm der Ent-
rüstung brauste im bour-
geoisen Europa auf, als es 
plötzlich um das „Tabu“ 
der Sparguthaben ging, 
wenig Entrüstung konnte 

und kann man dagegen 
feststellen, wenn es um 
die Raubzüge zur Steige-
rung der Ausbeutung und 
Ausplünderung, um die 
Knechtung und Kolonisie-
rung, um die gewaltige 
Verelendung des griechi-
schen und demnächst zy-
priotischen Volkes geht. 
Selbstverständlich wäre 
es eine Sauerei gewesen, 
bei den „kleinen Sparern“ 
abzukassieren (während 
die „Großanleger“ ihr 
Geld noch rechtzeitig in 
Sicherheit brächten und 
auch sonst eher „mild“ 
behandelt würden). Aber 
bei alldem darf man die 
Maßstäbe nicht verlieren. 
Je ärmer jemand ist, des-
to mehr wäre die ange-
drohte „Sonderabgabe“ 
auf sein Sparguthaben ein 
Witz gewesen gegen das, 
was auf ihn unter dem 
kommenden „Sanierungs-
paket“ zukommt (und was 
übrigens auch mit „Son-
derabgabe“ auf ihn zuge-
kommen wäre). Man kann 
gespannt sein, ob die Em-
pörung der europäischen 
bourgeoisen Öffentlich-
keit über das kommende 
„Sanierungspaket“ der 
über die „Sonderabga-
be“ entsprechen bzw. ob 
es überhaupt eine geben 
wird. 

Während der „kleine 
Mann“ mit der Drohung 
der „Sonderabgabe“ in 
Angst und Schrecken ver-
setzt wurde und seine 
Sparguthaben zuerst auf 
Betreiben der „Troika“, ins-
besondere der deutschen 
Regierung, tatsächlich be-
droht sehen musste, wurde 
den großen Geldkapital-
eignern ausreichend Zeit 

gegeben, ihre Schäfchen 
ins Trockene zu bringen, 
ihr Geldkapital rechtzei-
tig abzuziehen, welche 
Möglichkeit auch in gro-
ßem Umfang genützt wur-
de. Während dem „klei-
nen Mann“ sein Konto 
ganz oder fast gesperrt 
wurde, wurden keinerlei 
wirkungsvolle Kapital-
verkehrskontrollen mit 
dem Ausland beschlossen, 
zuerst gar keine (trotz ta-
gelangen Palavers im Par-
lament) und dann, viel zu 
spät, äußerst löchrige mit 
vielen Ausnahmen, z.B. 
für nicht näher defi nierte 
geheimnisvolle „beson-
dere Zahlungen“ und für 
Zahlungen zu ebenfalls 
nicht näher defi nierten 
„humanitären Zwecken“. 
Insbesondere war die zy-
priotische Zentralbank 
angeblich gegenüber „Ab-
hebungen im Ausland“, 
d.h. dem Zugriff auf die 
Konten vermittels der Fili-
alen zypriotischer Banken 
im Ausland, „machtlos“. 
Jedenfalls fl ossen „große 
Mengen“ (EZB) des Geld-
kapitals, das hauptsächlich 
bei zwei Banken lag, der 
Bank of Cyprus (BoC) und 
der Laiki-Bank13, ins Aus-
land ab. Auch schon vor Be-
kanntgabe der „Sonderab-
gabe“, wohlgemerkt, aber 
auch danach. Aufgefallen 
sei das angeblich der EZB, 
und zwar dadurch, dass 
die zypriotischen Banken 
plötzlich einen sprunghaft 
vergrößerten Refi nanzie-
rungsbedarf anmeldeten, 
der durch nichts erklärbar 
gewesen sei. Niemand hat 
„die Russen“, auch nicht 
die Briten, auch nicht die 
vielen sonstigen „Inves-
toren“ von Schwarz- und 

13 Beide Banken kamen im Zuge der Finanzkrise in die Bredouille und wurden massiv vom Staat gestützt 
und am Leben erhalten. 2012 wurde die BoC massiv subventioniert und die Laiki-Bank überhaupt gleich 
verstaatlicht. An der BoC hat der zypriotische Staat  heute 11,4% Anteil am Aktienkapital, der griechi-
sche 2,1%. Der größte Einzelaktionär (außer dem zypriotischen Staat) ist ein gewisser Rybolowlew, rus-
sischer Kapitalist mit Sitz auf den britischen Virgin Islands, einem anderen „Steuerparadies“, er besitzt 
5,01%. Der Mann hätte damit schon einmal gewisse Ausgangsbedingungen, um sich die Kontrolle der  
BoC (dafür braucht man 25%) unter den Nagel zu reißen.



60

sonstigem Geld, kurz: die 
„Märkte“, darunter übri-
gens auch hohe „Troika“-
Funktionäre, EZB-Insider, 
ausländische Banken etc., 
auch die zypriotischen 
Bourgeois selbst - nie-
mand hat sie daran gehin-
dert, rechtzeitig Kapital-
transfer in großem Stil zu 
betreiben. Im Gegenteil 
wurde ihnen der Weg ge-
ebnet durch tagelanges 
Hinauszögern und schließ-
lich faule Regelungen der 
Kapitalverkehrskontrolle 
(über die jetzt viele in EU- 
und EZB-Kreisen meckern, 
als ob sie in das ganze 
Spiel nicht eingebunden 
gewesen wären und die 
zypriotische Regierung 
noch Handlungsfreiheit 
hätte). Die Kapitalfl ucht 
führte wiederum zur Ver-
größerung der Liquidi-
tätsprobleme der zyprio-
tischen Banken, ergo der 
erforderlichen Mittel zur 
„Bankenrettung“, ergo 
der erforderlichen Belas-
tung und Ausplünderung 
von Arbeiter/innenklasse 
und Volk. Und so schließt 
sich der Kreis - ganz im 
Interesse und Sinn des Fi-
nanzkapitals.

Wenn auch von Anfang 
an klar war, dass diese 
„Sonderabgabe“ wenn 
überhaupt nur ein Ele-
ment und keinesfalls der 
Hauptteil eines umfassen-
den „Sanierungspaketes“ 
sein würde, so diente sie 
doch dazu, in Zypern, in 
Griechenland und in ganz 
Europa auszuloten, wie 
die „Öffentlichkeit“ auf so 
einen angeblichen „Tabu-
bruch“ reagieren würde. 
Es war kein Versprecher, 
als der Euro-Gruppen-Chef 

Dijsselbloem unverzüglich 
nach Bekanntgabe dieses 
„Plans“ darauf hinwies, 
dass Zypern in dieser Frage 
Vorbildcharakter auch für 
andere Länder hätte. Die 
Frankfurter Allgemeine 
Zeitung schrieb: „Zypern-
Rettung - ein Modell für 
Europa?“, wobei das Fra-
gezeichen überfl üssig war. 
Auch die Deutsche Bank 
schloss sich sofort dieser 
Auffassung an, während 
die Politiker der EU sich 
eher „zurückhaltend“ ga-
ben - die übliche bewährte 
Arbeitsteilung! 

Wahrscheinlich diente al-
lerdings die „Sonderab-
gabe“ auf alle Guthaben 
und damit de facto das 
Untergraben der staatli-
chen Einlagensicherung 
- diesmal - eher als Testbal-
lon. Auch in Zypern, sonst 
hätte man den Plan nicht 
so schnell wieder fallen 
lassen und blitzartig ei-
nen anderen aus dem Hut 
gezaubert. Vielleicht ließ 
man ihn fallen, weil man 
schon wusste, dass man 
die „Großanleger“ nicht 
erwischen würde (und 
wollte), und den daher 
absehbaren Wutausbruch 
der Zyprioten fürchtete. 
Aber es war in jedem Fall 
gut dafür, wieder einmal 
Angst und Schrecken (in 
diesem Fall um die Sparbü-
cher, also eher, aber nicht 
nur beim Kleinbürgertum) 
zu verbreiten und das Volk 
dadurch einzuschüchtern 
und es vom gleichzeitig vor-
bereiteten „Sanierungs“-
Raubzug abzulenken. 
Allerdings ist, „Tabu“ hin 
oder her, nicht auszu-
schließen, dass doch ein-
mal auf das ursprüngliche 

„zypriotische Modell“ zu-
rückgegriffen wird, wenn 
sich irgendwo eine Ban-
kenkrise heftigst zuspitzt. 
Man muss dann nur einen 
Weg fi nden, die „Groß-
anleger“, die „Investo-
ren“, die „Märkte“ nicht 
zu verprellen. Aber einen 
solchen Weg fi ndet man 
immer und überall. Man 
hat ihn 2001 in Argentini-
en gefunden, wo ebenfalls 
die Kapitalisten ihr gesam-
tes Geld in Dollar drehten 
und ins Ausland verbrach-
ten, bevor die Bankkonten 
eingefroren und der Peso 
drastisch abgewertet wur-
de, und man hat ihn jetzt 
in Zypern gefunden. Die 
„Sicherheit“ und Unantast-
barkeit des Geldkapitals 
gehören nämlich genau-
so zur „Wettbewerbsfä-
higkeit“ wie eine hohe 
Ausbeutungsrate, wenig 
Streiks, eine möglichst un-
eingeschränkte „Flexibili-
tät“ im Arbeitsrecht, ein 
großer „Niedriglohnsek-
tor“, viel Prekarität und 
eine „angemessen“ hohe 
Arbeitslosigkeit, ein „so-
lider Staatshaushalt“, der 
die Kapitalisten weiterhin 
ordentlich subventionie-
ren und ihre Steuern sen-
ken oder erlassen kann, 
u.a.m.

Wahrscheinlich sollte die 
„Sonderabgabe“ auch 
ein Nadelstich gegen „die 
Russen“ sein. Russisches 
Kapital ist in den letzten 
Jahren massenhaft nach 
Zypern gefl ossen und das 
hat dort sogar die Krisen-
wirkungen eine Zeitlang 
gedämpft14. Immerhin war 
das böse russische Geld bis 
vor zwei, drei Jahren in 
anderen EU-Staaten, dar-

14 Aber, wie schon gesagt,  nicht alles nach Zypern importierte Kapital ist russisches,  nicht alle Bankguthaben sind 
russische, nicht alles Schwarzgeld ist russisches. Die russischen Bankguthaben (Stand Februar 2013) sollen sich auf 20 
Mrd. € der insgesamt 67 Mrd. € belaufen. Mit „russisch“ sind hier auch gemeint Guthaben von Firmen, die zwar unter 
Kontrolle russischer Kapitalisten stehen, aber irgendwo domiziliert sind, vielfach auch in Zypern, in diesem Fall daher 
in der zypriotischen Zentralbankstatistik als inländisch ausgewiesen.

Krise: Griechenland, Zypern, Slowenien 
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unter maßgeblich auch 
in Österreich, „investiert“ 
gewesen und daher da-
mals gutes und sehr will-
kommenes Geld, bevor 
es wegen zu pingeligen 
österreichischen Herum-
getues in Fragen Geldwä-
sche zum Teil nach Nikosia 
(zum Teil auch nach Istan-
bul) abwanderte15. Auch 
blickt die EU mit Argwohn 
auf mögliche Ambitionen 
des russischen Imperia-
lismus, Zypern eventuell 
selbst zu „retten“ (war 
er doch schon einmal mit 
einem Überbrückungskre-
dit eingesprungen), und 
auf die Sondertouren der 
zypriotischen Regierung 
gegenüber der russischen 
Regierung, statt alles, was 
aus Brüssel, Frankfurt und 
Washington angeordnet 
wird, unverzüglich wortlos 
und gefügig zu schlucken. 
Die „russische Option“ 
wäre theoretisch eine ge-
wesen, es gäbe relevante 
russische imperialistische 
Interessen an Zypern, aber 
es „fehlte das Vertrauen 
in die zypriotische Regie-
rung“. Vielleicht gibt‘s 
bald einmal eine andere. 
Die russische Karte spielt 
sicher weiterhin mit.

Inzwischen ist die „Son-
derabgabe“, so wie sie ur-
sprünglich angekündigt 
wurde, vom Tisch, nicht 

nur die für die „Kleinan-
leger“, sondern (wir kom-
men gleich dazu) auch für 
die „Russen“ aller Länder. 
Zuerst gab es aber noch 
ein tagelanges Hin und 
Her, ein regelrechtes Ver-
wirrspiel. Zuerst sollte nur 
die größte Bank, die Bank 
of Cyprus (BoC), betroffen 
sein. Kurz darauf sollte nur 
die zweitgrößte Bank, die 
Laiki-Bank, betroffen sein 
und würde sie anschlie-
ßend, nach Übertragung 
der Sparguthaben unter 
100.000 € und der meisten 
Aktiva (Kredite) an die BoC, 
„abgewickelt“, also liqui-
diert werden. Dann sollte 
plötzlich doch wieder nur 
die BoC betroffen sein und 
die Laiki - nach EU-Vorbild 
- bloß in eine „bad bank“ 
unter Staatshaftung und 
einen „guten“ Teil aufge-
spalten werden, welcher 
an die BoC übertragen 
würde. Und so ging es hin 
und her. Zugleich ging die 
Kapitalfl ucht fl ott weiter. 
Das Einlagevolumen, auf 
das man die „Sonderabga-
be“ anwenden könnte, die 
Guthaben über 100.000 €, 
schmolz zusammen.

Am 25. März wurde 
schließlich eine „Verein-
barung zwischen der zyp-
riotischen Regierung und 
der Euro-Gruppe“ abge-
schlossen, die einige Über-

raschungen barg16. Von 
einer „Sonderabgabe“ 
ist dort keine Rede mehr, 
auch nicht für die „Groß-
anleger“. Was die Laiki 
Bank betrifft, wurden mit 
26. März die meisten Ak-
tiva (Kredite) und Passiva 
(Einlagen) an die BoC über-
tragen. In der Laiki Bank, 
jetzt als „bad bank“ unter 
Staatshaftung weiterge-
führt, verblieben nur die 
Guthaben über 100.000 € 
sowie Aktiva (Kreditforde-
rungen) in gleicher Höhe, 
um eine ausgeglichene Bi-
lanz sicherzustellen. 

In der nunmehr wesentlich 
vergrößerten BoC werden
• 37,5% der Guthaben 
über 100.000 € in Aktien 
an der Bank, ausgestattet 
mit Stimmrecht und Divi-
dendenanspruch, umge-
wandelt. Dies gilt aber nur 
für den 100.000 € überstei-
genden Betrag und erst 
nach Abzug eventueller 
Kreditpositionen dessel-
ben Kunden von diesem 
Betrag und erst nach Hal-
bierung im Falle von zwei 
Kontoinhabern usw.17. Das 
ist für den „Großanleger“ 
zwar im Moment eine 
Einschränkung und tut 
ihm vielleicht ein bisschen 
weh, er wird aber trotz-
dem nicht darben müssen 
und er macht auf Sicht 
kein schlechtes Geschäft, 

15 Das Gegeifer gegen „die Russen“, bei Ausblenden der britischen und sonstigen internationalen „Investoren“, deren 
Geldkapital auch nicht weniger „schmutzig“ ist als das russische, ist eine hetzerische Propaganda mit rassistischen 
Zügen. Dabei unterscheidet sich der „russische Oligarch“ nicht sonderlich vom österreichischen „Unternehmer“, außer 
dass er stärker ist und dass er in seiner Begeisterung über den neuen Reichtum diesen stärker hervorkehrt. Er eignet 
sich seinen Profi t nicht auf qualitativ andere Weise an wie der österreichische Bourgeois. In solcher Propaganda wider-
spiegeln sich imperialistische Interessenswidersprüche und mögliche Kollisionen der Zukunft. 

16 „Clarifi cations for the better understanding of the resolution measures implemented under the Resolution of Credit 
and Other Institutions Law, 2013 at the Bank of Cyprus and the Laiki Bank“ (Central Bank of Cyprus, 30 March 2013)

17 Diese Umwandlung ist eine Art „debt equity swap“ (Tausch von Verbindlichkeiten der Bank gegen deren Eigenka-
pital). Dieses Instrument wird im Investmentbankgeschäft und wurde auch bei einigen „Umschuldungen“ von Staats-
schulden in Südamerika in den 1990er und 2000er Jahren angewendet. Dort diente es allerdings zur Umschuldung 
von (bereits ausgegebenen) Krediten, die die Länder  in den USA und anderswo aufgenommen hatten, nicht wie bei 
Zypern um Bankeinlagen. Die Kredite wären über weite Strecken sowieso uneinbringlich gewesen. Auf diese listige 
Weise erwarben US- und andere „Investoren“ für ihre schon abgeschriebenen Kredite Beteiligungen an und Kontrolle 
von „werthaltigen“ Firmen in Industrie, Bankwesen, Infrastruktur. Es lief auf die Aneignung der Reichtümer dieser 
Länder hinaus - im Tausch gegen (auf  fi nanzdeutsch) „stranded investments“.
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denn die Aktien der BoC 
sind zwar derzeit nicht viel 
wert, aber dafür kosten sie 
auch nicht viel und man 
kann mit diesen 37,5% ein 
großes Aktienpaket er-
werben, das später, wenn 
die Bank einmal vom Staat 
„gerettet“ ist, eine erheb-
liche Kurssteigerung er-
fahren kann.
• 22,5% werden für 90 
Tage eingefroren und 
können, „bei Bedarf“, ge-
gebenenfalls auch in Ak-
tien an der BoC getauscht 
werden. Bis dahin werden 
sie weiter verzinst und in 
spätestens 90 Tagen wird 
man weitersehen.
• Die restlichen 40% wer-
den „für kurze Zeit“ einge-
froren und lukrieren dafür 
Zinsen, die um 0,10% über 
den derzeit vereinbarten 
liegen.

Ähnlich wird anscheinend 
auch mit den bei der Laiki 
Bank verbliebenen „Groß-
anlegern“ verfahren, das 
geht aus den Dokumen-
ten nicht ausdrücklich her-
vor, aber sie werden wohl 
nicht noch besser gestellt 
werden als die der BoC.

Die „Sonderabgabe“ ist 
damit auch für die „Rus-
sen“ aller Länder vom 
Tisch. Sie fi nden nur einen 
Teil ihres Geldes eine Zeit-
lang eingefroren, aber gut 
verzinst, besser als bisher, 
und müssen einen Teil da-
von, jedenfalls 37,5%, in 
Aktien der BoC tauschen. 
Sie hätten dann - auf län-
gere Sicht - gar nichts ver-
loren, sondern vielleicht 
sogar gut verdient. Zypern 
hätte dafür seinen Zugriff 
auf und die Kontrolle der 
BoC verloren. 

Und nicht vergessen: das 
alles trifft nur auf die Gut-
haben zu, die noch da 
sind.

Viel ist von der „Sonder-
abgabe“ also nicht übrig-
geblieben. Wie man sieht, 
wurde und wird zu jedem 
Zeitpunkt fi eberhaft an 
Lösungen gebastelt, die 
dem wirklichen Geldka-
pital möglichst nicht oder 
nur wenig und/oder nur 
für einen kurzen Zeitraum 
wehtun. Nur die „Märkte“ 
nicht verschrecken und 
verärgern! Wichtig ist da-
gegen, dass jetzt rasch ein 
„scharfer Sanierungsplan“ 
beschlossen wird und Ar-
beiter/innenklasse und 
Volk nach griechischem 
Vorbild in die Mangel ge-
nommen werden, denn 
eine wirkliche „Rettung“ 
und „Sanierung“ des Pro-
fi tsystems kann selbstver-
ständlich nur auf diese 
Weise und keinesfalls zu 
Lasten des Profi ts fi nan-
ziert werden. 

Schlittert Slowenien in 
die Zahlungsunfähig-
keit?

Slowenien sei vor dem 
Absturz bzw. der notwen-
digen „Rettung“, kurz: in 
voller Krise. Aber in wel-
cher Krise? Slowenien, 
ein Zwergstaat mit einem 
BIP, das ungefähr 10% des 
Kleinstaates Österreich 
ausmacht, bisher geleh-
riger Vorzugsschüler der 
EU, ist seit einiger Zeit ins 
Gerede gekommen. Von 
Bankenkrise ist die Rede 
und auch von „Schulden-
krise“ - wie halt überall. 
Mit der „Schuldenkrise“ 
ist es freilich nicht weit 
her. Zwar stimmt es, dass 

sich die Staatsschulden 
seit Ausbruch der globa-
len Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise ab 2008 stark 
erhöht, ja verdoppelt ha-
ben, aber sie lagen Ende 
2012  mit 53,7% vom BIP 
(Prognose für Ende 2013: 
59,5%) immer noch unter-
durchschnittlich niedrig. 
Damit ist man zwar kein 
Musterschüler mehr (das 
sind nur mehr Bulgarien 
und Estland), aber immer-
hin ein im internationalen 
Vergleich sehr guter Schü-
ler der imperialistischen 
Schulmeister. Der Anstieg 
der Schulden hat viel mit 
dem Wirtschaftseinbruch 
in Slowenien zu tun. Die 
Wirtschaft ist 2012 neuer-
lich geschrumpft (-2,5%) 
und schrumpft 2013 wei-
ter (Prognose: -2,1%). 
Aber trotzdem kein Ver-
gleich mit den anderen 
„Krisenländern“18. Bleibt 
die Bankenkrise. Laut ei-
nem Bericht des IMF befi n-
den sich in den Bilanzen 
der slowenischen Banken 
„faule“ bzw. wegen der 
Wirtschaftskrise „faul“ 
gewordene Kredite von 7 
Mrd. €, was viel ist, wenn 
man bedenkt, dass das 
ein Fünftel des BIP aus-
macht, das ja vermittels 
des Staatshaushaltes für 
die bevorstehende „Ban-
kenrettung“ herhalten 
muss. Wahrscheinlich sind 
die slowenischen Banken 
durch die Konkurrenz und 
„Wettbewerbsfähigkeit“ 
der österreichischen Ban-
ken (z.B. auch der „super-
dynamischen“ expansiven 
Hypo Alpe Adria!) derart 
unter Druck geraten, dass 
sie ihr Bilanzwachstum auf 
wackeligen Beinen aufge-
baut haben. Ihre  „Reka-
pitalisierung“, die Zufüh-

18 Griechenland schrumpft in diesen zwei Jahren um 11,1%, insgesamt seit Ausbruch der Krise um mehr als ein Viertel.  
Zypern schrumpft 2012/13 um 9,2%.

Krise: Griechenland, Zypern, Slowenien 
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rung von Finanzmitteln 
durch den Staat, erfordert 
1 Mrd. €, schätzt der IMF. 
Trotz alledem: Inwiefern 
die Krise Sloweniens samt 
seiner Rezession und samt 
dieser Bankenkrise so dra-
matisch sein soll, dass das 
Land in einem Atemzug 
mit Griechenland oder Zy-
pern genannt wird, bleibt 
im Dunkeln - jedenfalls 
was die fundamentalen 
Wirtschaftsdaten betrifft.

In den „Analysen“ der EU 
und des IMF stößt man in 
der Tat auf noch andere 
Gründe für ihre „Besorg-
nis“. Dort wird unabläs-
sig getrommelt, das Land 
müsse dringend endlich 
eine „scharfen Sparkurs“ 
fahren, was es aber bis 
jetzt nicht tue. Es gäbe 
dafür keine Mehrheit im 
Parlament und es gäbe 
heftigen Widerstand der 
„Straße“. Vor allem letz-
teres dürfte die wirkliche 
„Krise“ und die wirkliche 
„Sorge“ der Bourgeoisie, 
der slowenischen wie die 
europäischen und globa-
len, darstellen. Die Steige-
rung von Ausbeutung und 
Ausplünderung läuft, aber 
nicht in dem gewünsch-
ten Tempo, und es gibt 
Widerstand, heftigen Wi-
derstand, z.B. mit großen 
Streiks und Demonstratio-
nen im Februar 2013. 

Leicht erklärlich daher, 
dass Slowenien auch ins 
Visier der „Märkte“ geriet 
und die Finanzspekulation 
die Zinsen seiner Staats-
schuld in die Höhe trieb, 
im August 2012 sogar auf 
bis zu 6,9% (für zehnjäh-
rige Anleihen). Da der 
Schwung der Spekulation 
in den letzten Monaten 
aber wieder nachgelassen 

hat (im Februar 2013 lag 
der Zinssatz „nur mehr“ 
bei knapp unter 5%), aber 
der „scharfe Sparkurs“ im-
mer noch auf sich warten 
lässt und sich die „Troika“ 
unbedingt ins Spiel brin-
gen will, um dem Land 
das bisschen Spielraum, 
das es hat, weiter einzu-
schränken, muss 
die Verschärfung 
der Krisengefahr 
zur Not auch ein-
fach herbeigeredet 
werden.

Was ist eigentlich aus 
dem 2012er „Schulden-
schnitt“ Griechenlands 
geworden?

Spätestens die derzeitige 
Zypernkrise legt es nahe, 
wieder einmal, ein Jahr 
später, einen Blick auf die 
griechische Staatsverschul-
dung und den famosen 
„Schuldenschnitt“ vom 
März 2012 zu werfen. Wie 
man sich vielleicht erin-
nert, war damals in einem 
„historischen Durchbruch“ 
Griechenland „mehr als 
die Hälfte seiner Schul-
den“ an private Gläubi-
ger, das waren 106,8 Mrd. 
€, und damit mehr als ein 
Drittel seiner Schulden ins-
gesamt erlassen worden. 
Damit war Griechenland 
angeblich „gerettet“. 

Sah man sich die Dokumen-
te und Verträge im Detail 
an, war schon damals klar, 
dass der ganze „Schulden-
schnitt“ für Griechenland 
nichts brachte. Er war nur 
Begleitmusik zur weite-
ren Kolonisierung Grie-
chenlands. Inzwischen ist 
ein Jahr vergangen. Die 
griechische Staatsschuld 
war Ende 2011 bei 170,6% 
des BIP oder 355 Mrd. € 

gelegen. Im März 2012 
kam dann der angebliche 
große Geldsegen in Form 
des „Schuldenschnitts“ 
von 106,8 Mrd. €. Eigent-
lich hätte jetzt die Staats-
schuld um diese 106,8 
Mrd. € bzw. um 30%, auf 
etwa 120% des BIP, sinken 
müssen. Sank sie?

Sie sank 2012 ein bisschen, 
aber bei weiten nicht im 
Ausmaß des „großzügigen 
Schuldenschnitts“, son-
dern nur um 13,4 Mrd. € 
(statt 106,8 !) bzw.  lächer-
liche 8 % (statt der ange-
kündigten 30%), wobei 
übrigens an allen diesen 
Zahlen bis heute alle paar 
Monate und rückwirkend 
herumkorrigiert wird.

Wie das? War der „Schul-
denschnitt“ womöglich 
nur eine Propagandaerfi n-
dung? Des Rätsels Lösung 
ist, dass er so strukturiert 
war, dass er einige böse 
Begleiterscheinungen und 
Folgeeffekte hatte (auf 
die wir übrigens schon in 
der PR 47 im August 2012 
hingewiesen hatten):
• 15% der umgeschuldeten 
Schulden musste Griechen-
land gleich einmal in cash 
und vorweg berappen und 
sich dafür sofort zusätzlich 
verschulden - das waren 
etwa 30 Mrd. €.
• Der umgeschuldete Rest 
wird seither mit 3,6% (in 
Zukunft unter bestimmten 
Bedingungen sogar 4,6%) 
verzinst, weniger, als Grie-
chenland vorher zahlte, 
aber viel mehr als das Geld 
den Gläubigerländern kos-
tet19. 

Staatsschuld Griechenlands (in % vom BIP) 

2010 2011 2012 2013e 2014e

148,3 170,3 156,9 175,2 175,0

19 Österreich z.B. zahlte zuletzt auf dem Kapitalmarkt für 10-Jahres-Geld 1,9% p.a. und für kurzfristiges Geld weit 
unter 1% p.a. Jeder Euro an „Hilfe“ bzw. „Rettung“ spülte daher bisher, wenn  das Geld um  3,6% an Griechenland 
verliehen wird, einen schönen Batzen Zinsdifferenz in das Budget. 
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• Zum Dank für die Um-
schuldung musste Grie-
chenland immense „up 
front fees“ (Vorwegspe-
sen) an die Gläubiger 
zahlen, sozusagen als 
Dankeschön für deren 
„Großzügigkeit“. Deren 
genaue Höhe ist nicht be-
kannt, aber sie müssen 
hoch gewesen sein, da der 
IMF sie ausdrücklich als 
erheblichen Kostenfaktor 
erwähnt.
• Auch die Legionen an 
„Experten“, „Kommissa-
ren“ etc., die die Knute 
führen, müssen von der 
griechischen Regierung 
bezahlt werden und stel-
len „Nebenkosten“ dar. 
• Weiters musste die grie-
chische Regierung die 
griechischen Banken, die 
ja ebenfalls am „Schulden-
schnitt“ teilnehmen, stüt-
zen bzw. „retten“, d.h. 
Kapital einschießen, um 
ihre Eigenkapitalquote 
von 3% nach dem „Schul-
denschnitt“ wieder auf 
9% zu bringen (damit sie 
trotzdem konkurrenzfä-
hig bleiben für eine Welt 
der Spekulation).

Alle diese Kosten müssen 
von der griechischen Re-
gierung getragen und da-
her refi nanziert werden 
- indem sie neue Schulden 
aufnimmt. Der IMF schrieb 
daher schon in seinem Be-
richt vom Jänner 2012 sehr 
offenherzig: „Die nomina-
le Schuldenreduktion we-
gen des ‚Schuldenschnitts’ 
des Privatsektors ... wird ... 
teilweise wieder aufgeho-
ben durch dessen Kosten 
(!) und durch die notwen-

digen Maßnahmen zur 
Stützung des Bankensek-
tors.“ 

Außerdem muss Griechen-
land ja weiterhin Panzer, 
Flugzeuge und Kampf-
hubschrauber, U-Boote 
usw. aus Deutschland und 
Frankreich kaufen - das 
war eine eiserne Bedin-
gung der „Rettung“. 

Außerdem geht die griechi-
sche Wirtschaft durch diese 
Sorte von „Rettung“ und 
„Sanierung“ Jahr für Jahr 
weiter den Bach hinunter, 
was ebenfalls die Staats-
verschuldung absolut und 
relativ zum BIP hochtreibt. 
2012 sank das BIP real (in-
fl ationsbereinigt) wieder 
um -6,4% und auch für 
2013 verschlechtern sich 
die (propagandabedingt 
optimistischen) Prognosen 
Monat für Monat und lie-
gen sie inzwischen bei -4,5 
bis -5,0%. Insgesamt sank 
das BIP Griechenlands seit 
Ausbruch der Krise um ein 
Viertel.

Im Jahr 2013 wird die grie-
chische Staatsverschuldung 
laut derzeitiger Prognose 
wieder steigen und zwar 
um satte 12%  und deutlich 
über den Wert von 2011 
hinaus. So hoch wie nach 
drei Jahren „Rettung“ war 
die Staatsverschuldung 
überhaupt noch nie und 
auch für 2014 erwarten 
die imperialistischen Pro-
gnosen (bei allem Zweck-
optimismus, wenigstens 
in der Propaganda) nicht 
die geringste Reduzierung 
der Staatsschuld, nicht ein-

mal „aus heutiger Sicht“, 
die man ja immer noch in 
ein paar Monaten ändern 
kann. Wie sollte es auch - 
ganz abgesehen von und 
zusätzlich zu den oben 
angeführten Punkten - an-
ders sein, wenn Bourgeoi-
sie und Kirche weiterhin 
keine Steuern zahlen müs-
sen, die verarmten Volks-
massen immer weniger 
Steuern zahlen können, 
die Militärausgaben nur 
wenig sinken, die Privati-
sierungspläne „nicht den 
Erwartungen entspre-
chen“, weil die Imperialis-
ten alles geschenkt haben 
wollen usw. usf.

Das alles hindert die Welt-
bourgeoisie und ihre 
Agenturen, die „Troika“ 
aus EU, EZB und IMF,  frei-
lich nicht,  an der Fata Mor-
gana festzuhalten, Grie-
chenland wäre auf einem 
Weg der kapitalistischen 
„Gesundung“ und würde 
seine Staatsschulden bis 
2020 auf unter 120% des 
BIP drücken können. Im 
Jänner 2013 verstieg sich 
eine Kreatur des IMF sogar 
dazu zu schreiben, Grie-
chenland sei auf einem 
so guten Weg, dass die 
Schuldenquote bis 2020 
sogar auf 110% (!) sinken 
könnte. Das ist nicht Blöd-
heit oder die Kolonialal-
lüre, die der Volksmund 
ausdrückt mit dem Spruch 
„Zum Schaden hat man 
noch den Spott!“, sondern 
damit rechtfertigen sie die 
Fortsetzung ihres Koloni-
sierungs- und Ruinierungs-
werkes.

Krise: Griechenland, Zypern, Slowenien 
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Um den 5./6. Juli 2013 gab es Internationale Aktionstage der politischen Gefangenen in besonderer 
Solidarität mit Georges Ibrahim Abdallah zusammen mit zehn politischen Gefangenen der Orga-
nisation La Voie Démocratique aus Marokko, den beiden PC p-m Gefangenen aus Siano (Italien), 
Kostas Cournas (Revolutionärer Kampf) und einem Gefangenen des 17. November (beide Griechen-
land). In der Schweiz haben die politischen Gefangenen Marco Camenisch (Lenzburg) und Andrea 
Stauffacher (Zürich) einen einwöchigen Hungerstreik durchgeführt. Thomas Meyer-Falk (Bruchsal, 
Deutschland) hat im Vorfeld der Aktionstage eine Grußbotschaft geschickt.

Aufruf zu 
internationalen 
Aktionstagen für 
Georges Ibrahim 
Abdallah 
am 5./6./ Juli 2003

Freiheit für Georges Ibrahim Abdallah 
und alle politischen Gefangenen weltweit!

Georges Ibrahim Abdallah ist ein libanesischer kommunistischer Aktivist. Er wurde 1984 in Lyon 
festgenommen. Erst 1987 wurde er zu einer lebenslangen Freiheitsstrafe verurteilt. Seit 14 Jahren ist 
nun seine offi zielle Haftzeit zu Ende, seitdem kämpft er unerbittlich für seine Entlassung, bisher hat er 
neun Anträge hierzu gestellt. Zuletzt wurde ihm durch einen Richterspruch Hoffnung gemacht, der seine 
Freilassung bewirken sollte. Dieser wurde jedoch durch verschiedene Instanzen Frankreichs angefochten, 
auch auf Grund des international wachsenden Drucks durch USA und Israel. Sie äußerten “ernsthafte 
Bedenken, dass er auf das Schlachtfeld zurückkehren könnte.”
Georges Ibrahim Abdallah kämpfte an der Seite des palästinensischen Volkes!
Angeklagt wurde er ursprünglich wegen Besitz von gefälschten Papieren und Waffen. Warum er sich 
nach 29 Jahren immer noch in Haft befi ndet, wird damit begründet, dass er Gründer der Fractions Armées 
Révolutionaires Libanaises (FARL) sei und an der Planung von militanten Aktionen beteiligt gewesen sein 
soll – aber vor allem, dass „sein Wille und seine Ideologie immer noch nicht gebrochen“ seien!
Georges ist dabei nur ein Beispiel für zahlreiche revolutionäre Gefangene, die zum Teil Jahrzehnte hinter 
Gittern verbringen, weil sie in ihren revolutionären Identitäten ungebrochen sind und sich weiterhin als 
Revolutionäre verhalten. Die Inhaftierung reiht sich dabei ein in die systematische Unterdrückung linker 
Befreiungsbewegungen weltweit.
Die Ungebrochenheit dieser Gefangenen und der Ausdruck ihres Kampfes, dass Widerstand nicht nur 
notwendig, sondern auch machbar ist, darf nicht aus den Knästen entlassen werden, wo sie wieder Teil der 
Bewegung werden könnten.

Solidarisieren wir uns mit Georges Ibrahim Abdallah und den ungebrochenen, revolutionären 
Langzeitgefangenen und erkämpfen wir gemeinsam mit ihnen ihre Freiheit!
Freiheit für alle politischen Gefangenen!

http://www.aufbau.org/index.php/rote-hilfe-mainmenu-21/gefangene-mainmenu-22/1521-aufruf-zu-
internationalen-aktionstagen-fuer-georges-ibrahim-abdallah-am-5-6-juli-2013

20. Juli 2013 
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1. Hintergründe der jetzigen Kriminalisie-
rung des politischen Widerstandes:

Nach dem Ende der bipolaren kapitalisti-
schen Weltordnung versuchten die USA 
mit ihrer sog. Neuen Weltordnung ihre 
Welthegemonie zu behalten und zu fes-
tigen. 

Zur Verwirklichung dieses Vorhabens ver-
wenden die Imperialisten, allen voran die 
USA, alle möglichen Mittel, unter ande-
rem die Kriminalisierung von gegen sie 
gerichteten Protesten und Widerstand, 
vor allem revolutionärer, linker und kom-
munistischer Organisationen, die den An-
liegen der unterdrückten Völker in ihrem 
Kampf Ausdruck verleihen. 

Einen kleinen Ausschnitt der Repression 
und des Widerstands zeigten die Interna-
tionalen Aktionstage politischer Gefange-
ner in Europa (und Marokko) am 5./6. Juli 
2013 in Solidarität mit Georges Ibrahim 
Abdallah , der seit 29 Jahren in Frankreich 
eingesperrt ist, mit Protestaktionen und 
Hungerstreiks politischer Gefangener in 
Marokko, Italien, Griechenland, Schweiz, 
Deutschland und weiteren Ländern.

Ein anderer Strang dieser Offensive ist die 
Verschärfung des Drucks und der Repres-
sion und des staatlichen Rassismus gegen 
Flüchtlinge, Asylsuchende und MigrantIn-
nen in den Metropolen. 

Nach dem 11. September 2001 verstärken 
die US- und europäischen Imperialisten 
unter dem Etikett der „Terrorismusbe-
kämpfung“ die Kriminalisierung vieler 
kämpfender Organisationen. 
Diese Maßnahmen werden unter dem 
Deckmantel der Verteidigung der „west-
lichen Werte“ und Menschenrechte, 
Frauenrechte, angeblich demokratischer 
Grundrechte legitimiert.
Der türkische Staat ist in diesem Zusam-
menhang von strategischer Bedeutung 
für den Imperialismus. Das ist auch einer 
der Gründe dafür, dass der deutsche Staat 
europaweit einerseits so offensiv gegen 
türkische und kurdische revolutionäre Ak-
tivistInnen vorgeht und andererseits den 
türkischen Staat seit Jahrzehnten mit Waf-
fen versorgt, mit denen er auch militärisch 
die eigene Bevölkerung  bekämpft.

2. Schaffung der gesetzlichen Grundlagen

Um dieses Vorhaben durchzuführen hat 
der europäische Rat schon am 27. De-
zember 2001 ein gemeinsames Dokument 
verabschiedet, das den Rahmen für eine 
koordinierte und vereinheitlichte Terro-
rismusbekämpfung absteckt, in dem die 
internationale und EU-weite Kooperation 
von Europol, Eurojust, und den nationalen 
Polizeikräfte beschlossen wurde. Unter 
anderem wurden die langjährigen deut-
schen Erfahrungen mit der Isolationshaft 
(„Stammheim“) an den türkischen Staat 
weitervermittelt (Aufbau und Ausrüstung 
der „F-Typ-Gefängnisse“ und Ausbildung 
des Personals).

Mittlerweile ist es auch geltendes EU-
Recht, dass beispielsweise die deutsche 
Polizei auf österreichischem Boden an-
geblich des Terrorismus verdächtigte Per-
sonen festnimmt, verhaftet, verhört usw. 
wie in unserem aktuellen Fall von Yusuf 
und Özgür geschehen.

3. Wie schaut die Praxis aus?

In Folge dieses Kriminalisierungsprozesses 
des Widerstandes wurden bis jetzt sowohl 
in Europa und USA als auch in den vom 
Imperialismus abhängigen Ländern etliche 
politische Personen, AktivistInnen, die der 
herrschenden Klasse nicht genehm sind, 
physisch vernichtet (zB. bei Drohnenan-
griffen), entführt, sind „verschwunden“, 
ohne irgendeinen Gerichtsprozess in Ge-
fängnisse wie Guantanamo gesteckt usw. 
Demokratische Vereine und politische mi-
litante Organisationen wurden verboten 
und auf die „Schwarze Liste“ (Terrorliste) 
gesetzt.
Die EU-Terrorliste richtete sich zuerst an-
geblich gegen islamische und islamistische 
Organisationen als die „Neuen Feindbil-
der“ im Rahmen der „Neuen Weltord-
nung“, aber von Anfang an umfasste sie 
auch demokratische, linke und revolutio-
näre Organisationen und wurde laufend 
erweitert.

4. Aktuell

Die Verhaftung von Yusuf und Özgür in 
Wien und anderer Personen in Deutsch-
land und anderen Ländern, die hier mit 
legalen Dokumenten als Flüchtlinge oder 

Politische und inhaltliche Eckpunkte 

des Komitees für die 
Verteidigung politischer Grundrechte
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MigrantInnen seit Jahren leben und ar-
beiten, ist der aktuelle Fall in diesem Zu-
sammenhang. Die in den Akten aufschei-
nenden Vorwürfe und Beschuldigungen 
der Polizei gegen diese Leute sind völlig 
haltlos, wie das Komitee in anderen Auf-
klärungs-Flugblättern ausführlich berich-
tet hat. Sie zeugen in erster Linie von der 
äußersten Demagogie der Argumente der 
Behörden, mit dem Ziel, den eigentlichen 
Zweck und Inhalt, nämlich die politische 
Kriminalisierung, zu verdecken und Soli-
darität zu verhindern.

Diese Kriminalisierung richtet sich gegen 
die gesamte Linke und revolutionäre an-
tiimperialistische, antifaschistische und 
kommunistischen Kräfte. 
Wir lassen unseren Widerstand nicht von 
den Herrschenden in „Gut“ und „Böse“ 
spalten. 

Wir werden mit aller Kraft und allen legiti-
men Mitteln gegen diese Kriminalisierung 
und Offensive des Imperialismus kämp-
fen. Wir werden nicht untätig zulassen, 

dass die Isolationshaft zur physischen und 
organisatorischen Vernichtung politischer 
Gefangener eingesetzt wird.
Der gemeinsame Kampf gegen diese anti-
demokratische und menschenverachtende 
Offensive des Imperialismus und seiner La-
kaien ist notwendiger denn je. 

Bekämpfen wir die Kriminalisierung des 
politischen Widerstands!
Freiheit für alle politischen Gefangenen!
Sofortige Freilassung von Özgür und Yu-
suf!
Hoch die Internationale Solidarität!

Komitee für die 
Verteidigung politischer Grundrechte 

Diskussionsstand 15.8.2013

Informationen und Kontakt:

yusuf-ozgur.blogspot.com 
facebook.com/yusuf.und.ozgur
yusuf.und.ozgur@gmail.com

Politische Gefangene in Wien im Hungerstreik

Wussten Sie, dass sich in der Justizanstalt Wien-Josefstadt 
zwei politische Migranten im unbefristeten Hungerstreik befi nden? 

Yusuf Tas seit 1. August 
Özgür Aslan seit 3. August

Seit 2. August hält die Anatolische Föderation täglich von 10:00-22:00 Uhr eine Mahnwache mit abwechselndem 
Hungerstreik vor dem Österreichischen Justizministerium, Museumstraße 7 (Weghuberpark) 1070 Wien ab, um 
Unterschriften gegen die Auslieferung von Yusuf und Özgür an Deutschland und für deren sofortige Freilassung 
zu sammeln und die Öffentlichkeit über die dreiste Vorgehensweise zu informieren.

Wir rufen alle fortschrittlichen, für Gerechtigkeit und Demokratie eintretenden Vereine und Menschen auf, 
Yusuf & Özgür zu unterstützen. Denn sie sind Menschen wie wir, sie haben sich gegen Rassismus und Faschismus 
engagiert wie viele von uns, und sie wurden infolge einer politischen Hetzjagd ausländischer Geheimdienste 
inhaftiert.
Wer sind Yusuf und Özgür? Warum wurden sie verhaftet? Warum führt Deutschland 
in Österreich Razzien durch? Die  Infobroschüre wird auf viele eurer Fragen Antwor-
ten geben, auch wenn euch einiges davon bereits bekannt ist.

Bitte dieses E-mail möglichst breit verteilen und auch die Broschüre nach Möglichkeit 
drucken, um sie auch persönlich weitergeben zu können.

Mit solidarischen Grüßen
Anatolische Föderation Österreich
Goldschlagstr. 103/2-G 1150 Wien
Tel: 01 293 19 28
anadolufed@gmail.com

Anmerkung der PR: Die Infobroschüre zur Solidarität mit Yusuf und Özgür 
kann auch auf <iarkp.wordpress.com> (August) heruntergeladen werden
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Am 26. Juni stürmten deutsche und österreichi-
sche Polizeieinheiten in Wien und Niederöster-
reich die Wohnungen von Angehörigen der Ana-
tolischen Föderation, verhafteten vorübergehend 
mehrere türkische Menschenrechtsaktivisten und 
nahmen Yusuf Tas in Untersuchungshaft. Wenig 
später wurde auch Özgür Aslan festgenommen.

Zeitgleich fanden auch in mehreren deutschen 
sowie in einigen europäischen Städten Haus-
durchsuchungen und Verhaftungen statt, wobei 
auch hier die vorgegebenen Haftgründe im Dun-
keln blieben oder auf an den Haaren herbeige-
zogenen Beschuldigungen basierten.

Absurde Beschuldigungen

Gegen die beiden in Österreich Verhafteten be-
steht aufgrund abstruser und nur äußerst vager 
Beschuldigungen ein Auslieferungsantrag nach 
Deutschland, wobei die vorgebrachten Vorwür-
fe eigentlich weder ihre Haft noch ihre Auslie-
ferung rechtfertigen. Dazu zählt der Verkauf 
von Konzertkarten der vermutlich bekanntesten 
türkischen Musikgruppe „Grup Yorum“, die trotz 
wiederholter Repression selbst in der Türkei legal 
auftreten kann. Ihre Konzerte fi nden vor hun-
derttausenden Menschen auf der ganzen Welt 
statt, vor kurzem wurde ein Konzert in Istanbul 
von rekordverdächtigen 550.000 Menschen be-
sucht.

Trotzdem werden die MusikerInnen und Unter-
stützerInnen von Grup Yorum von der deutschen 
(und im Rahmen der EU-Zusammenarbeit offen-
sichtlich auch von der österreichischen) Staatsge-
walt, die sich gerade noch heuchlerisch über die 
Repression gegen die russische Punkband Pussy 
Riot empörte, unter den Generalverdacht der 
Terrorismusunterstützung gestellt!

Willkürliche Kriminalisierung

Den Gefangenen der Anatolischen Föderation 
wird auch die Organisierung von Jugendsommer-

lagern oder die Verteilung von Zeitschriften, die 
nicht einmal in der Türkei verboten sind, vorge-
worfen. Da sich alle diese Vorwürfe nicht vor ei-
ner breiten Öffentlichkeit halten lassen, wird auf 
ein bewährtes Instrument zurückgegriffen, von 
dem schon viele fortschrittliche, oppositionelle 
und revolutionäre Bewegungen betroffen waren: 
das Konstrukt der „Organisierten Kriminalität“.

Mit Hilfe von Gummiparagraphen wie dem 
§129a und 129b (in Österreich ist es der § 278a, 
mit dem zuletzt sogar Tierschützer, aber etwa 
auch einige Flüchtlinge aus dem Servitenkloster 
kriminalisiert werden konnten) und abenteuer-
lichen Konstrukten können oppositionelle, linke 
und revolutionäre Gruppierungen als kriminelle 
Organisationen oder auch gleich als Terroristen 
abgestempelt werden. Dabei bestimmt reine 
Willkür und politisches Kalkül, welche politi-
schen Gruppierungen kriminalisiert und welche 
als legal eingestuft werden.

Staat und Rechtsradikale

Solche Willkürparagraphen sind entgegen der 
Legende nicht dazu geschaffen worden, um sie 
gegen die Mafi a einzusetzen oder um gegen 
neofaschistische Banden vorzugehen. So hat der 
deutsche Verfassungsschutz erwiesenermaßen 
mit rechtsradikalen Gruppierungen zusammen-
gearbeitet, wie sich im NSU-Prozess mit jedem 
Tag deutlicher herausstellt. Mit Hilfe repressiver 
Gesetze, wie sie im Rahmen des „Kampfes gegen 
den Terror“ noch stärker ausgebaut wurden, lässt 
sich die gesamte Bevölkerung, vor allem aber 
eine kritische Opposition und potentieller Wider-
stand leichter einschüchtern und überwachen.

Außerdem wird eine Legitimation für die Daten-
sammelwut des Systems geschaffen: Durch die 
deutsche Kooperation mit der NSA und den US-
Überwachungsprogrammen wurden nicht nur 
die eigenen Bürger im Auftrag von ausländischen 
Geheimdiensten bespitzelt, sondern auch noch 
die Daten für amerikanische Drohnenangriffe 

Politischer Widerstand ist ein Menschenrecht!

Politische Gefangene in Wien
Im Hungerstreik 

Yusuf Tas seit 1. August 

Özgür Aslan seit 3. August
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auf zivile Ziele in Afghanistan geliefert. Doch 
statt die eigenen kriminellen Machenschaften 
zu bekämpfen, geht der deutsche Staat massiv 
gegen seine KritikerInnen vor.

Aktiv gegen rechts

Die Anatolische Föderation ist ein offi zieller 
wie auch völlig legaler Verein, der sich unter 
anderem gegen rassistische Diskriminierungen, 
gegen Menschenrechtsverletzungen und Ras-
sismus einsetzt. Nicht zuletzt, weil er sich in 
Deutschland massiv gegen den Terror der NSU-
Terror ausgesprochen hat und auch die lückenlo-
se Aufklärung über die Verbindungen zwischen 
Nazis und Verfassungsschutz einforderte, hat er 
sich den Unwillen der deutschen Behörden zu-
gezogen.

Es liegt auf der Hand, dass mit der grenzüber-
schreitenden Repression auch die Anliegen der 
türkischen Regierung erfüllt werden, die wie bei 
den jüngsten Protesten in der Türkei gegen die 
fortschrittliche Opposition nicht nur im Inland 
mit aller Brutalität vorgeht, sondern sie auch 
noch im Ausland verfolgen lässt. Für den türki-
schen Staat sind mittlerweile auch alle Demons-
trationsteilnehmer und selbst Besiktas- Fußball-
fans „Terroristen“.

Deutsche und türkische Regierung

Das türkische Regime arbeitet eng mit Deutsch-
land zusammen. Nicht nur das Tränengas, mit 
dem ganze türkische Städte aufgrund friedli-
cher Proteste überzogen wurde, stammt aus 
deutschen Beständen, die Türkei gilt auch als 
einer der wichtigsten Abnehmer von deutschen 
Rüstungsexporten. Unter anderem wurde die 
Türkei mit deutschen „Leopard“- Kampfpan-
zern ausgerüstet, außerdem wurden deutsche 
„Patriot-Raketen“ an der türkisch-syrischen 
Grenze stationiert, wodurch die aggressive tür-
kische Außenpolitik gegenüber seinen Nach-
barländern und insbesondere der Krieg gegen 
Syrien unterstützt wird. Deutschland hat auch 
seine Erfahrungen mit der weißen Folter in die 
Türkei exportiert, die türkischen Typ-F-Gefäng-
nisse wurden mit deutscher Unterstützung nach 
dem Vorbild von Isolationsknästen wie Stamm-
heim errichtet.

Rolle des österreichischen Staates

Es stellt sich abschließend die Frage nach der 
Rolle Österreichs, das hier offensichtlich deut-
sche Befehle vollstreckt. Ein bisschen unge-
wöhnlich ist es schon, wenn deutsche Polizei in 

Österreich Häuserrazzien durchführt, Menschen 
festnimmt und die österreichische Justiz zum 
Erfüllungsgehilfen deutscher Forderungen de-
gradiert wird. Obwohl wir uns keine Illusionen 
über die österreichische Klassenjustiz machen, 
hat doch der Einsatz der deutschen Polizei auf 
österreichischem Boden viele verwundert und 
an eine überwunden geglaubte Vergangenheit 
erinnert.
Dabei handelt es sich leider um keinen Einzelfall: 
auch das diesjährige Familien- und Jugendsom-
mercamp der Anatolischen Föderation in Kärn-
ten wurde von einem massiven Polizeiaufge-
bot in Begleitung von deutschen Zivilpolizisten 
überfallen. Österreich, das erst kürzlich Flücht-
linge nach Pakistan abgeschoben und dadurch 
ihr Leben massiv gefährdet hat, drängt jetzt auf 
die Abschiebung von Yusuf Tas und Özgür Aslan 
nach Deutschland: dort droht ihnen aufgrund 
der konstruierten Vorwürfe nicht nur jahrelan-
ge Haft in Isolationsgefängnissen sondern auch 
noch die weitere Abschiebung in die Türkei.

Solidarität gefordert

Beide Gefangenen befi nden sich im Hungerstreik 
– Yusuf Tas seit 1. August und Özgür Aslan seit 
4. August – um gegen die Ungerechtigkeit ihrer 
Verhaftungen und das Vorgehen der Behörden 
zu protestieren. Das Komitee für die Verteidi-
gung politischer Grundrechte unterstützt ihre 
Forderungen nach ihrer sofortigen Freilassung, 
der Ablehnung des Auslieferungsbegehrens, 
und der Beendigung der Kriminalisierung von 
Solidaritätsarbeit und antirassistischem Enga-
gement. Außerdem sollen die Einschränkungen 
der Besuchserlaubnis und des freien Briefver-
kehrs aufgehoben werden.

Diesmal hat es die Mitglieder der Anatolischen 
Föderation getroffen. Aber gemeint sind wir 
alle. Der grenzüberschreitenden Repression 
wollen wir unsere internationale Solidarität 
entgegensetzen.

• Bekämpfen wir die Kriminalisierung des 
politischen Widerstandes!

• Freiheit für alle politischen Gefangenen!

• Sofortige Freilassung von Yusuf Tas und 
Özgür Aslan!

• Hoch die Internationale Solidarität!

Komitee für die Verteidigung 
politischer Grundrechte, 17.8.2013



70

Wir dokumentieren diesen Mitte August von der kanadischen 
Solidaritätsbewegung verbreiteten Protestbrief in leicht gekürzter Fassung. 

Wir rufen dazu auf, den Fall weiter bekannt zu machen und eigene kurze 
Protestschreiben zu schicken.

PROTEST gegen den Ausweisungsbescheid 
der kanadischen Regierung gegen Djaber Kalibi 

Wir haben von der überraschenden und unglaublichen Entscheidung der kanadischen Regierung erfah-
ren, Djaber Kalibi, einen prominenten Oppositionellen der Islamische Republik Iran, aus Kanada auszu-
weisen, wo er seit 8 Jahren lebt und arbeitet. 
Djaber Kalibi, ein bedeutender Gegner der Islamischen Republik kämpft seit über 50 Jahren für Freiheit 
und Demokratie und lebt wie Millionen andere aus der iranischen Diaspora im Exil.
Nach 20 Jahren in Frankreich übersiedelten Djaber und seine Familie nach Kanada, wo sie seit acht Jahren 
in Quebec leben. Zusammen mit anderen Oppositionellen hat er die ganzen Jahre für die Freiheit und 
Demokratie des iranischen Volkes und gegen das islamische Regime im Iran gekämpft.

Die Abschiebung Djabers aus Kanada wird dem Terrorregime im Iran gefallen und es dazu ermuntern, das 
Volk im Iran weiter zu unterdrücken und im Ausland Terrorakte zu unterstützen.

Im Ausweisungsbescheid der kanadischen Regierung bezieht sie sich auf ein Gerichtsverfahren in Frank-
reich im Jahr 1986, wo Djaber und drei andere wegen ihrer „Organisierung zum Sturz der Islamischen 
Republik Iran“ festgenommen wurden.

Wir möchten darauf hinweisen, dass Djaber nach Absitzen seiner Haftstrafe freigelassen wurde und ihm 
die französische Regierung einen französischen Pass ausstellte; so sollte sich Kanada keine Sorgen ma-
chen, dass Djaber ein Sicherheitsproblem darstelle, denn sonst hätte er nicht die französische Staatsbür-
gerschaft erhalten.

Die kanadische Regierung weiß genau, dass die islamische Diktatur den Iran seit fast 35 Jahren mit Terror 
und Unterdrückung, Folter und Mord am iranischen Volk regiert. Kanada weiß, dass jede oppositionelle 
Stimme im Iran mit Unterdrückung und Tod zum Schweigen gebracht wird. Die vom islamischen Regime 
angeheizten Akte von Terror und Unterdrückung beschränken sich nicht auf das iranische Volk im Inland, 
sondern werden ebenso ins Ausland getragen und führen in der Folge zum Tod von hunderten Aktivist/in-
nen, die vom iranischen Regime in anderen Ländern ermordet wurden.

Ist es ein Zufall, dass das Parlament von Kanada kürzlich das Massaker an iranischen politischen Flüchtlin-
gen von 1988 als „Verbrechen gegen die Menschlichkeit“ verurteilt hat und die kanadische Regierung vor 
Monaten die diplomatischen Beziehungen mit dem islamischen Regime stillgelegt hat.

Es ist wichtig zu wissen, dass das Massaker an Tausenden politischen Gefangenen 1988 in Wirklichkeit nur 
einen Fall von Morden und Repressionen gegen das iranische Volk darstellt. Seit der Errichtung der Islami-
schen Republik hat das autoritäre Regime alle Prinzipien der Menschenrechte verletzt und immer wieder 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit begangen und Frauen, Arbeiter/innen, Studierenden, Intellektu-
ellen, Journalist/innen, Künstler/innen, Schriftsteller/innen und Andersdenkenden ihre gesellschaftlichen 
Grundrechte entzogen. Kurz gesagt sind Gefängnis, Folter und Tod normale Praxis unter diesem Regime. 
Nur zur Erinnerung: Am 11. Juni 2003 wurde die kanadische Staatsbürgerin Zahra Kazemi vom islamischen 
Regime brutal ermordet. Nach Angaben von internationalen Rechtsinstitutionen steht im Verhältnis zur 
Bevölkerung des Iran die Islamische Republik bei Hinrichtungen weltweit an erster Stelle. Während Sie 
diese Seite lesen werden Dutzende iranische Menschen hingerichtet. Die Erwählung von Rohani zum 
neuen Präsidenten hat nichts an dieser traurigen Situation geändert und wird auch nichts bedeutendes 
ändern.

(…) Es ist wichtig, die Frage zu beantworten, ob der Kampf gegen so ein Regime als Verbrechen gewertet 
werden kann und deswegen der Aktivist aus Kanada abgeschoben werden sollte.

Deshalb fordern wir die kanadischen Regierungsbehörden dringend auf, den Ausweisungsbescheid gegen 
Djaber Kalibi zu widerrufen und ihm einen legalen Status mit normaler Aufenthaltserlaubnis zu gewähren.

Bitte adressieren an: 
L’honerable Chris Alexander, C.P., député
Citoyennité et Immigration Canada
Ottawa (Ontario) K1A 1L1
Canada
Email: Ministre@cic.gc.ca
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Für neue Leser/innen:
  

Die „Proletarische Revolution“ erscheint seit 2001. Sie greift mit revolutionär-
kommunistischen Positionen in aktuelle Kämpfe und in damit verbundene prak-
tische und theoretische  Auseinandersetzungen ein. So setzt sie die Tradition der 
von den Marxisten-Leninisten Österreichs 1963 gegründeten „Rote Fahne“ und 
der 1972 bis 1980 erschienen österreichischen (Wochen-) Zeitung „Klassenkampf“ 
fort. Das Kollektiv Proletarische Revolution stellt sich die Aufgabe, durch die 
Verbindung der Erfahrungen und Lehren von nahezu 200 Jahren revolutionä-
rer, internationaler Arbeiter/innen-Bewegung mit dem aktuellen Klassenkampf 
in Österreich und weltweit einen Beitrag zu leisten zur Bewusstmachung und 
Revolutionierung der Arbeiter/innenklasse im heutigen Österreich.

Die „Proletarische Revolution“ kämpft in der Tradition der inter-
nationalen revolutionär-kommunistischen Bewegung. Diese  hat 
sich vor einem halben Jahrhundert intensiv mit den Fehlern der 
Kommunistischen Partei der Sowjetunion auseinandergesetzt und 
ab Anfang der 1960er Jahre einen scharfen Kampf gegen die Weg-
bereiter des bürokratischen Staatskapitalismus in der Sowjetunion 
geführt. Die theoretische und praktische Verteidigung einer mar-
xistisch-leninistische Generallinie für die Weltrevolution hat damals 
zur Gründung neuer, revolutionär-kommunistischer Zeitungen und 
Parteien geführt, die sich an der chinesischen Kulturrevolution un-
ter Mao Zedong orientierten. Das Kollektiv Proletarische Revoluti-
on geht davon aus, dass ohne positive Berücksichtigung der theo-
retischen und praktischen Leistungen der chinesischen Kulturrevo-
lution die Theorie und Praxis der revolutionären kommunistischen 
Bewegung nicht entsprechend den aktuellen Anforderungen des 
revolutionären Klassenkampfs weiterentwickelt werden können. 

Die „Proletarische Revolution“ bringt in 4 bis 6 Ausga-
ben jährlich sowohl agitatorische und propagandistische 
Aufrufe, Stellungnahmen und Redebeiträge zu aktuel-
len Kämpfen als auch wissenschaftliche Untersuchun-
gen, Analysen und Thesen von österreichischen und 
international relevanten Parteien und Organisationen 
der revolutionären kommunistischen Weltbewegung. 
Die „Proletarische Revolution“ ist unabhängig von 
Staat und Kapital und finanziert sich ausschließlich aus 
Spenden, Abo-Einnahmen und anderen freiwilligen 
Beiträgen. Abo-Bedingungen siehe Umschlag hinten!
Die „Proletarischen Revolution“ kann als pdf-Datei im 
Netz unter <prolrevol.wordpress.com> heruntergela-
den werden.

Kollektiv Proletarische Revolution

  Proletarische
         Revolution    im 142. Jahr

der Pariser Kommune

     
revolutionär-kommunistische Zeitung in Österreich

Proletarier/innen aller Länder, vereinigt euch!

unabhängig
von Staat und Kapital

13. Jg.
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KAMPF DER IMPERIALISTISCHEN EU!
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Die Situation in EU-ropa und international ist unruhiger gewor-
den, wie unschwer zu bemerken. Es tut sich einiges im Klassen-
kampf … erfreulich, und es wird auch komplizierter sich zurecht-
zufinden. Wir konzentrieren uns auf Ereignisse und Entwicklun-
gen, die wir für herausragend, beispielhaft und zukunftsweisend 
halten. 
In Österreich sind die Selbstorganisierung von Flüchtlingen und 
die Mobilisierungen gegen rassistische Sondergesetze und ihre 
Anwendung (Abschiebungen) im letzten Jahr sicher herausra-
gend. 
Angesichts der globalen staatlichen Offensiven gegen antiimpe-
rialistische und antifaschistische Organisationen und Personen 
halten wir die internationale Unterstützung politischer Gefan-
gener, aktuell (im August) auch der beiden hungerstreikenden 
in Wien, für einen wichtigen und notwendigen Bereich unserer 
Aktivitäten. 
Zu den in vielen Ländern Europas stattfindenden großen Ar-
beitskämpfen bringen wir einen analytischen Bericht über den 
viermonatigen Streik bei Peugeot Aulnay in Frankreich. Die Aus-
beutung der Arbeiter/innen in neokolonialen Ländern beleuch-
ten zwei Artikel, die nach der Einsturz-Katastrophe in einem Tex-
tilwerk in Bangladesch verfasst wurden und auf das mörderische 
System in der Textilindustrie und verschiedene Möglichkeiten 
der Solidarität eingehen. 
Aus den halbkolonialen Ländern, wo revolutionär-kommunis-
tische (MLM) Parteien an der Spitze breiter Volksbewegungen 
stehen, dokumentieren wir vor allem die Fortschritte im Volks-
krieg gegen den Imperialismus und seine einheimischen Lakai-
en (Philippinnen und Indien). In Nepal hat sich gegen die ange-
kündigten Wahlen eine breite und militante Massenbewegung 
entwickelt; dazu bringen wir den Wahlboykott-Aufruf der CPN-
Maoist, in dem es heißt: „Wahlen unter den gegenwärtigen Um-
ständen sind Betrug!“ Dieser Parole können wir uns in Österreich 
vollinhaltlich anschließen…
 
Wer auf wordpress die PR-Seite <prolrevol.wordpress.com> hin 
und wieder gelesen hat, oder auf der Straße oder im Beisl Akti-
vist/innen mit Flugblättern getroffen hat, wird bemerken, dass 
viele der Texte (nicht alle) schon als Flugblätter oder Sonder-
nummern herausgegeben wurden. Für diese PR haben wir einige 
schon vorher veröffentlichte Texte geringfügig überarbeitet, z.B. 
aktualisiert. (Zum Krisenkarussell: Zypern, Slowenien, Griechen-
land; Zu Bankgeheimnis und Steuergerechtigkeit; Zum Kirchen-
volksbegehren; Zu Venezuela nach Chavez Tod...). 

Wir vom Kollektiv Proletarische Revolution wollen die künftigen 
Papierausgaben wieder in kürzeren Abständen herauszugeben, 
damit die PR wieder 5-6mal im Jahr erscheint und nicht jedesmal 
70 bis 90 Seiten dick ist. 

Für die sofortige und ersatzlose Auflösung des Sterilisations-Paragraphen 

131 im Außerstreitgesetz! Dieser verstößt gegen das Recht auf Leben gem. 

Artikel 85 B-VG, 2 Abs; 1 EMRK sowie Artikel 6 ZPEMRK und körperliche 

Integrität gem Artikel 2 und 8 EMRK, ebenso gegen Artikel 7 B-VG sowie 

gegen Artikel 2 StGG. Des weiteren, verstößt dieser gegen Artikel 6 des 

Staatsvertrags von Wien. 

Dementsprechend kommt der Europäische Gerichtshof zu der 

Meinung, dass Zwangssterilisationen verfassungswidrig sind!

Nochmals in Kürze die wichtigsten Forderungen: Der Leitsatz muss dabei jeden-
falls sein: „keine Sterilisation gegen oder ohne den erkennbaren Willen der be-
troffenen Patienten“. Eine Sterilisation gegen oder ohne den erkennbaren Willen 
der betroffenen Patienten muss ausgeschlossen werden. Eine Sterilisation bei unter 
fünfundzwanzigjährigen Personen muss in diesem Sinne generell verboten werden! 
Nach dem fünfundzwanzigsten Lebensjahr soll ein derartiger Eingriff nur mit Zu-
stimmung der betroffenen Person möglich sein. 

Das Töten von Patienten durch Ärzte nimmt inzwischen epidemische Aus-
maße an. Die Massentötung von Patienten durch Ärzte heutzutage steht der

Patientenvernichtung durch Ärzte während des sogenannten Dritten Reichs in nichts 
nach. Damals wurde wenigstens noch der eine oder andere Arzt hinterher wegen Ver-
brechen gegen die Menschlichkeit gehängt. Sollten sie heutzutage dafür straffrei
ausgehen? Die Zustände in Österreich heute also schlimmer als während der 
Nazi-Zeit? Dem ist von der Justiz entschieden entgegenzutreten, will die Justiz
nicht zu Gunsten der in allen Bereichen durchherrschenden Verfügungsgewalt der
Ärzte öffentlich abdanken, was mit der konstitutionell verankerten Gewaltenteilung
bekanntermaßen unvereinbar ist.  

WEG mit §131 AußStrG. = 
Zwangssterilisationsgesetz
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Über die 
Nationale Frage 

im Iran

Verfasst 1986 durch die 
„Iranische Volksfeddayin Guerilla“, 
(Befreiungsarmee der  iranischen Völ-
ker), verbessert und wieder veröffent-
licht von einem 
Linken iranischen Aktivisten in Wien, 

Februar 2013

Kontaktadresse: 
Amerlinghaus, Stiftgasse 8, 1070 Wien

als Bro
schüre 

wiederv
eröffen

tlicht

Zeitungen, Sachbücher,
Romane und vieles mehr

MARXER LESESTUBE

Vereinslokal des
MARXER Literatur- 
und Studienklubs

A-1030 Wien, Marxergasse 18
(Ecke Gärtnergasse,

5 Minunten von U3/U4 Landstraße)

Tel: 0681 / 10278815

ab September wieder: 
donnerstags 17.00 bis 19.00 Uhr 

und nach Vereinbarung

neue Nummer erschienen!
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Kollektiv    Proletarische Revolution

c/o Stiftgasse 8, 1070 Wien
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Die Proletarische Revolution liegt in folgenden 
Buchhandlungen / Vereinslokalen auf  (und ist dort 
auch käufl ich zu erwerben):

- Buchhandlung Frick, 1010 Wien, Schulerstrauchhandlung Frick, 1010 Wien, Schulerstrauchhandlung ße 1-3
- Buchhandlung des ÖGB, 1010 Wien,
  Rathausstraße 21/Ecke Universitätsstraße
- Literaturcafe Buchhandlung Lhotsky, 1020 Wien,
  Rotensterngasse 4/Ecke Taborstraße
- Marxer Lesestube, 1030 Wien, Marxergasse 18
- Buchhandlung Jauker, Sampogasse 4, 1140 Wien
- Buchhandlung Alex, 4020 Linz, Hauptplatz 21
- Buchhandlung Hacek, 9020 Klagenfurt, Paulitschgasse 5-7
- Rotes Antiquariat, Rungestraße 20, D-10179 Berlin
- Buchladen Georgi Dimitroff, Speyerer Straße 23, 
  D-60327 Frankfurt/Main
- M 99, Manteuffelstraße 99, D-10997 Berlin
- Aufbau Buchvertrieb, Kanonengasse 35, 8004 Zürich

Kollektiv    Proletarische RevolutionKollektiv    Proletarische Revolution

Im Abo

kostet die PR 
für 1 Jahr

im Inland 20,- 
Sozialabo 15,-
im Ausland 30,- 
Euro

Wir danken den Künstler/innen der NDF Philippinen für die schönen kämpferischen Bilder!

Im HUNGERSTREIK 
Yusuf seit 1. August
Özgür seit 3. August

PR53umschlag.indd   1 20.08.2013   16:01:16


